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Sportkommission wurde zur strategischen Beratung der 
Regierung ein Sportrat geschaffen.

Infrastruktur

Bau

Hochbautenbericht 2019
Der Bericht und Antrag betreffend die mittelfristige 
Planung staatlicher Hochbauten und Anlagen (Hoch-
bautenbericht) wird jährlich aktualisiert und dem Land-
tag zur Kenntnis gebracht. Der Hochbautenbericht 
bildet eine der wesentlichen Grundlagen für die Bud-
get- und Finanzplanung im Bereich des Neubaus und 
der Instandsetzungen staatlicher Hochbauten. Das ge-
samte Immobilienportfolio des Landes Liechtenstein in 
den Bereichen Verwaltungs-, Schul- und Kulturbauten 
mit einem Gebäudeversicherungswert von CHF 660 
Mio. umfasst per Ende 2018 insgesamt 98 Objekte: 65 
Objekte sind im Eigentum des Landes Liechtenstein, 33 
Objekte werden gemietet. Für die strategische Planung 
von Hochbauprojekten sind im generellen Hochbaupla-
nungskredit CHF 300'000 budgetiert. Im investiven Be-
reich (Neubauten) sind für das Jahr 2019 Mittel in der 
Höhe von CHF 1.52 Mio. für das neue Dienstleistungs-
zentrum der Liechtensteinischen Landesverwaltung am 
Giessen in Vaduz und die Erstellung einer neuen WC-
Anlage beim Zollamt Schaanwald vorgesehen. Im Be-
reich Schulbauten sind für den Bau eines Schulraum-
provisoriums für die Berufsmaturitätsschule (BMS) 
am Schulstandort Giessen in Vaduz und für die beiden 
Schulbauprojekte Ersatzbau Trakt G beim Mühleholz in 
Vaduz und Neubau Schulzentrum Unterland II in Rug-
gell CHF 2.75 Mio. budgetiert. Im Instandsetzungsbe-
reich (Erneuerungen, Umbauten, Erweiterungen und 
Sanierungen) sind CHF 11.985 Mio. budgetiert. Die Ko-
sten für die Bewirtschaftung (Betriebs- und Instandhal-
tungskosten) betragen derzeit rund CHF 8 bis 8.5 Mio. 
Darin enthalten sind die Kosten für Bewachung, Rei-
nigung, Energie, Wasser und Instandhaltung. Für die 
Miete von Verwaltungs-, Schul- und Kulturbauten sind 
CHF 6.6 Mio. budgetiert. Der Landtag hat den Hoch-
bautenbericht 2019 (Bericht und Antrag Nr. 93 / 2018) in 
der November-Sitzung zur Kenntnis genommen.

Verwaltungsbauten
Im Berichtsjahr wurde das Siegerprojekt des Architektur-
wettbewerbs für das Dienstleistungszentrum Giessen ge-
wählt. Der Neubau dieses Verwaltungsgebäudes basiert 
auf der Liegenschaftsstrategie, gemäss welcher auf viele 
Einzelbauten verstreute Ämter in einem gemeinsamen 
kundenorientierten Verwaltungsgebäude zusammenge-
führt werden sollen. Das Preisgericht unter dem Vorsitz 
von Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch hat 
das Projekt «agora» der CAVEGN ARCHITEKTEN zum 
Siegerprojekt auserkoren.
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Im Bereich Bau konnte dem Landtag, nachdem dieser 
der Schulbautenstrategie zugestimmt hatte, der Verpflich-
tungskredit für den Bau eines Schulraumprovisoriums am 
Standort Giessen in Vaduz zur Überbrückung des dringend 
notwendigen zusätzlichen Raumbedarfs der Berufsmaturi-
tätsschule (BMS) bis zur Fertigstellung des Schulzentrums 
Unterland II in Ruggell, in welchem die BMS untergebracht 
werden soll, und der Nachtragskredit für das Schulraum-
provisorium für die Berufsmaturitätsschule vorgelegt wer-
den. Das Gesetz über den Kataster der öffentlich-rechtli-
chen Eigentumsbeschränkungen, aufgrund dessen auch in 
Liechtenstein ein ÖREB-Kataster eingeführt werden kann, 
und die ÖREB-Katasterverordnung sind am 1. Juli 2018 in 
Kraft getreten. Mit der Anpassung der Verordnung über 
die Gebühren für die Nutzung der Geodateninfrastruktur 
Liechtenstein wurden verschiedene Daten von Nutzungs-
gebühren befreit. Ein weiterer Schwerpunkt betraf die Ar-
beiten am Raumkonzept, welches die künftige räumliche 
Entwicklung Liechtensteins aufzeigen soll.

Im Bereich Verkehr konnte die erste Etappe der Sanie-
rung des Tunnels Gnalp – Steg durchgeführt sowie mit dem 
Bau der Langsamverkehrsbrücke Vaduz-Buchs begonnen 
werden. Ferner konnten die bisher erzielten gemeinsamen 
Ergebnisse des Projekts «Entwicklungskonzept Unterland 
und Schaan» im Rahmen einer ersten öffentlichen Veran-
staltung der Bevölkerung vorgestellt und die Arbeiten an 
diesem Projekt weiter fortgesetzt werden. Zudem wurde 
die Erarbeitung eines «Mobilitätskonzeptes 2030» als 
Nachfolge zum bestehenden Mobilitätskonzept beschlos-
sen.

Im Bereich Wirtschaft bildeten im Berichtsjahr die Ar-
beiten, die der Regierung im Rahmen ihrer Oberaufsicht 
über die öffentlichen Unternehmen zukommen, einen we-
sentlichen Schwerpunkt. Dabei standen die finanziellen 
und organisatorischen Schwierigkeiten des Liechtenstei-
nischen Rundfunks im Zentrum. Weitere Schwerpunkte 
waren die Erarbeitung zahlreicher Vernehmlassungsvor-
lagen sowie der Abschluss von Leistungsvereinbarungen 
mit verschiedenen Institutionen und Leistungsträgern. 
Schliesslich konnten die Vorlagen für das 3. Energiemarkt-
Liberalisierungspaket der EU verabschiedet werden.

Im Bereich Sport konnte im Berichtsjahr das Projekt 
zur Anpassung der Sportförderstrukturen erfolgreich um-
gesetzt werden, die entsprechenden Gesetzesänderungen 
sind am 1. Januar 2019 in Kraft getreten. Gestützt auf die 
neuen Grundlagen wurde mit dem LOC eine Leistungsver-
einbarung abgeschlossen, um die verbandsorganisierte 
Breitensportförderung sowie die Leistungssportförderung 
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Der von der Regierung beschlossene Umzug der Lan-
desbibliothek in das Post- und Verwaltungsgebäude Va-
duz hat Auswirkungen auf die Liegenschaftsstrategie: 
Durch diese Umnutzung des Post- und Verwaltungsge-
bäudes fällt ein Teil der im Postgebäude vorgesehenen 
Arbeitsplätze für die Landesverwaltung weg. Das Dienst-
leistungszentrum Giessen soll daher entsprechend er-
weitert werden.

Schulbauten
Der Landtag hat im März den Bericht und Antrag betref-
fend die Schulraumplanung der Sekundarschulstandorte 
und -bauten (Schulbautenstrategie; Nr. 5 / 2018) behan-
delt und die Regierung mit der Ausarbeitung von Finanz-
beschlüsse für die vorgeschlagenen Massnahmen beauf-
tragt. Eine dieser Massnahmen betrifft den Bau eines 
Schulraumprovisoriums am Standort Giessen in Vaduz 
zur Überbrückung des dringend notwendigen zusätz-
lichen Raumbedarfs der Berufsmaturitätsschule (BMS; 
Teilzeit- und Vollzeitlehrgang) bis zur Fertigstellung des 
Schulzentrums Unterland II in Ruggell, in welchem die 
BMS gemäss Schulbautenstrategie untergebracht wer-
den soll. Die Regierung hat dem Landtag mit dem Bericht 
und Antrag Nr. 75 / 2018 den entsprechenden Finanzbe-
schluss für die Genehmigung des Verpflichtungskredits 
in Höhe von CHF 2.68 Mio. und des Nachtragskredits in 
Höhe von CHF 100'000 für das Schulraumprovisorium 
für die Berufsmaturitätsschule vorgelegt. In seiner Sit-
zung im Oktober hat der Landtag dem Verpflichtungs- 
und dem Nachtragskredit zugestimmt.

ÖREB-Kataster
Mit der Schaffung des Gesetzes über den Kataster der öf-
fentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen soll auch 
in Liechtenstein ein solcher Kataster (ÖREB-Kataster) 
eingeführt werden (Bericht und Antrag Nr. 86 / 2017). 
Im ÖREB-Kataster werden Informationen (Daten über 
öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen) aus 
unterschiedlichen Bereichen (Ortsplanung, Umwelt, 
Kultur usw.) zusammengeführt und zentral online zur 
Verfügung gestellt. Der Zugang für Dritte soll über ei-
nen Katasterauszug gewährleistet werden, der von allen 
kostenlos über das Internet abgerufen werden kann. Zu 
den wichtigsten öffentlich-rechtlichen Beschränkungen 
gehören die Nutzungsplanung, Waldgrenzen, Baulinien, 
Lärmempfindlichkeitsstufen oder Gewässerschutzzonen. 
Der Auszug zu einem Grundstück enthält für die einzelne 
Beschränkung jeweils eine Plandarstellung mit Legende 
und die mit der Beschränkung verbundenen Dokumente 
wie beispielsweise Gesetze und Verordnungen. Für die 
Führung des Katasters wird das Amt für Bau und Infra-
struktur zuständig sein. Die Erfassung, Nachführung und 
Verwaltung von Geodaten erfolgt durch die zuständigen 
ÖREB-Fachstellen. Der Landtag hat die Schaffung des 
ÖREB-Katastergesetzes in der November-Sitzung 2017 
in erster Lesung beraten. Fragen wurden schwerpunkt-
mässig zu den Themenbereichen Inhalt und Organisation 

des Katasters, Haftung für die Katasterführung und Mög-
lichkeiten zum Einbezug der Privatwirtschaft gestellt. An 
seiner Sitzung im März 2018 hat der Landtag die Stel-
lungnahme betreffend die Schaffung des Gesetzes über 
den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbe-
schränkungen sowie die Abänderung des Gesetzes über 
die Amtliche Vermessung, des Sachenrechts und des Ge-
oinformationsgesetzes (Bericht und Antrag Nr. 3 / 2018) 
verabschiedet. Das ÖREB-Kataster-gesetz ist zusammen 
mit der ÖREB-Katasterverordnung am 1.  Juli 2018 in 
Kraft getreten.

Abänderung der GDI-Gebührenverordnung
Am 1. Dezember 2018 ist die Verordnung über die Abän-
derung der GDI-Gebührenverordnung (Verordnung über 
die Gebühren für die Nutzung der Geodateninfrastruktur 
Liechtenstein) in Kraft getreten. Mit dieser Anpassung 
wurden der öffentlich zugängliche Teil der Daten des Ge-
bäude- und Wohnungsregisters, der Referenz-Datensatz 
der Hoheitsgrenzen und weitere Datensätze, die Umwel-
tinformationen betreffen, von den Nutzungsgebühren 
befreit. Ausserdem wurden die Gebühren für einfache 
Darstellungsdienste nach dem international normierten 
Standard des «Web Map Service (WMS)» abgeschafft.

Räumliche Entwicklung des Landes
Die Regierung ist gemäss Baugesetz zur überörtlichen 
und grenzüberschreitenden Planung verpflichtet. Die 
Planungen des Landes, wozu z. B. der Landesrichtplan 
zählt, zeigen die langfristig angestrebte räumliche Ent-
wicklung des Landes auf. Die Ausarbeitung erfolgt in 
Zusammenarbeit mit den Gemeinden. Raumwirksame 
Tätigkeiten des Landes und der Gemeinden sind im Hin-
blick auf die anzustrebende räumliche Entwicklung auf-
einander abzustimmen. Eine vorausschauende Planung 
und ein umfassendes Abwägen der Interessen von Ge-
sellschaft, Umwelt und Wirtschaft sind erforderlich. Ein 
Raumkonzept soll die künftige Entwicklung Liechten-
steins im Sinne einer Gesamtschau aufzeigen und die 
Arbeiten hierfür wurden in Angriff genommen.

Im Berichtsjahr wurden der Regierung von den Ge-
meinden, welche zur Ortsplanung verpflichtet sind, zahl-
reiche Planungsinstrumente zur Genehmigung vorge-
legt. Zonenpläne und Bauordnungen als auch Richtpläne 
sowie Änderungen von solchen bedürfen gemäss Bauge-
setz nämlich der Genehmigung der Regierung.

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Bereich Bau

Teilnahme an Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-
Konferenz Ost (BPUK-Ost)
Die für die Themen Bau, Raumplanung, Umwelt, Stras-
sen, Verkehr und öffentliches Beschaffungswesen zu-
ständigen Regierungsmitglieder der Schweizer Kantone 
bilden zusammen die Schweizerische Bau-, Planungs- 
und Umweltdirektorenkonferenz (BPUK). Liechtenstein 
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richtung Zentrum sowie die Optimierung der Rheinbrü-
cke Vaduz – Sevelen, des Doppelkreisels Bendern und 
des Rheinübergangs Bendern – Haag genannt. Im Bud-
get 2019 sind für Strassenverbesserungen und -neu-
bauten Investitionen in der Höhe von CHF 8.55 Mio. vor-
gesehen. Der Unterhalt von Strassen wurde mit CHF 2.70 
Mio. im Vergleich zum Vorjahr leicht erhöht budgetiert. 
Ebenfalls höher als der Durchschnitt der Vorjahre sind 
die Budgetzahlen für den Unterhalt der Kunstbauten mit 
CHF 2.10 Mio., was mit der 2. Etappe der Tunnelerneu-
erung Gnalp – Steg zusammenhängt. Das Infrastruktur-
bauprogramm 2019 behandelt ausschliesslich Massnah-
men zur Erhaltung (Instandhaltung und Instandsetzung) 
der Infrastruktur. Es werden keine neuen Verkehrsanla-
gen erstellt.

Verkehrsdienstebericht
In der Postulatsbeantwortung der Regierung an den 
Landtag des Fürstentums Liechtenstein betreffend die 
nachhaltige und gesicherte Finanzierung des Verkehrs-
betriebs LIECHTENSTEINmobil erachtete es die Regie-
rung als zielführend, den Leistungsauftrag wie auch den 
Kredit für den Verkehrsbetrieb LIECHTENSTEINmo-
bil künftig für eine Zeitspanne von drei Jahren festzu-
setzen (Bericht und Antrag Nr. 95 / 2014). Im Verkehrs-
dienstebericht 2016-2018 beantragte die Regierung für 
die Jahre 2016 bis 2018 einen Landesbeitrag von jähr-
lich CHF 14.5 Mio. Der Landtag erteilte dem Finanzbe-
schluss im Juni 2015 seine Zustimmung. Da sich der Fi-
nanzbeschluss über drei Jahre erstreckt, gilt er auch für 
das Berichtsjahr.

Für die Jahre 2019 bis 2021 legte die Regierung im 
Berichtsjahr dem Landtag mit dem Verkehrsdienstebe-
richt 2019-2021 einen Finanzbeschluss über die Gewäh-
rung eines Landesbeitrages an die Aufwendungen des 
Verkehrsbetriebs LIECHTENSTEINmobil (LIEmobil) vor 
(Bericht und Antrag 2018 / 46). Mit der Festlegung des 
Leistungsumfangs im Grundangebot sowie des erwar-
teten Eigenfinanzierungsgrades ergeben sich die unge-
deckten Kosten des öffentlichen Personennahverkehrs 
in Liechtenstein. Die Entwicklung der letzten der Jahre 
hat gezeigt, dass für eine in geeigneter Weise gesicherte 
Grundversorgung Liechtensteins im Bereich des öffentli-
chen Verkehrs, ein Landesbeitrag von jährlich CHF 14.5 
Mio. angemessen ist. Daher beantragte die Regierung 
beim Landtag für die Jahre 2019 bis 2021 einen gleich-
bleibenden Jahresbeitrag von CHF 14.5 Mio., welchem 
der Landtag im Juni 2018 seine Zustimmung erteilte.

Verkehrsbetrieb LIEmobil
Der Verkehrsbetrieb LIEmobil steht nach dem Gesetz 
über die Steuerung und Überwachung der öffentlichen 
Unternehmen (ÖUSG) und dem Gesetz über den Ver-
kehrsbetrieb LIECHTENSTEINmobil (VLMG) unter der 
Oberaufsicht der Regierung. Gemäss dem VLMG ob-
liegt der Regierung u. a. die Definition der im Bereich 
des öffentlichen Personennahverkehrs zu erbringenden 

ist ebenfalls Mitglied der BPUK. An den Sitzungen der 
Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der 
Ostschweiz (BPUK-Ost) vom 1.  Juni und 2.  November 
hat auch Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch 
teilgenommen. Schwerpunkte waren die Themen Mobil-
funkgeneration 5G und der Sachplan Fruchtfolgeflächen. 
Es fand aber auch ein Austausch zu weiteren Themen 
und eine Information zur Revision des schweizerischen 
Raumplanungsgesetzes statt.

Schweizerische Bausekretärenkonferenz in Liechten-
stein
Liechtenstein ist Mitglied der Schweizerischen Bause-
kretärenkonferenz (SBK). Die SBK ist eine Vereinigung 
von mit bau-, raumplanungs- und umweltrechtlichen 
Fragen befassten Fachleuten in Bund, Kantonen, Städ-
ten und Gemeinden. Im Berichtsjahr wurde die Gene-
ralversammlung in Liechtenstein durchgeführt. Regie-
rungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch begrüsste im 
September die Teilnehmenden der SBK in Vaduz und 
betonte die Wichtigkeit dieses fachlichen Austausches 
gerade für einen Kleinstaat wie Liechtenstein.

Verkehr

Verkehrsinfrastrukturbericht
Mit dem Verkehrsinfrastrukturbericht wird dem Land-
tag jährlich ein Bericht betreffend den Bau und die Sa-
nierung der Verkehrsinfrastruktur in Liechtenstein zur 
Kenntnisnahme vorgelegt. Dieser bildet eine der wesent-
lichen Grundlagen für die Budget- und Finanzplanung im 
Bereich des Neubaus und der Instandsetzungen staatli-
cher Verkehrsinfrastruktur. Mit Bericht und Antrag Nr. 
94 / 2018 brachte die Regierung dem Landtag den Ver-
kehrsinfrastrukturbericht 2019 in der November-Sitzung 
zur Kenntnis. Die Wirtschaft Liechtensteins erfreut sich 
auch im Berichtsjahr nach wie vor eines guten Wachs-
tums. Die erforderlichen zusätzlichen Arbeitskräfte kom-
men grösstenteils aus dem Ausland, was zu einem stetig 
zunehmenden Pendlerverkehr führt. Die Bewältigung der 
daraus entstehenden Verkehrsspitzen in den Morgen- 
und Abendstunden ist heute schon und wird zukünftig 
noch mehr zur Herausforderung für die Verkehrsinfra-
struktur Liechtensteins. Die Lösung der sich abzeich-
nenden Probleme und erfordert die unterschiedlichsten 
Massnahmen. Deren Realisierung benötigt viel Zeit, wes-
halb mit der Planung bereits frühzeitig begonnen werden 
muss. Dies zuletzt auch, um Liechtensteins Standortvor-
teile nicht zu verlieren. Die Lösungsansätze beinhalten 
die Beseitigung von Kapazitätsengpässen im Verkehrs-
netz, die Verbesserung und den Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs, die Förderung des Langsamverkehrs sowie 
auch raumplanerische Massnahmen. Als mittelfristige 
Projekte werden im Verkehrsinfrastrukturbericht 2019 
u. a. die Verbesserung der Strassenverbindung Vaduz – 
Triesen, die Erstellung einer statischen Busspur in Vaduz 
zwischen dem Aukreisel und dem Lindenkreisel in Fahrt-
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Leistungen in Form eines Leistungsauftrags an den Ver-
kehrsbetrieb LIEmobil. Das Grundangebot im Berichts-
jahr umfasste die folgenden Verkehrsdienste:
–	� Verbindung aller Gemeinden Liechtensteins unterei-

nander sowie Anbindung an die regionalen Knoten des 
öffentlichen Verkehrs (Liechtenstein Bus);

–	� Regionalzugsangebot Feldkirch – Buchs;
–	� Ergänzende grenzüberschreitende Verbindungen (Li-

nie 70 VVV);
–	� Skibus;
–	� Nachtbus.

Das Ministerium ist dem ihm aus der Wahrnehmung der 
Oberaufsicht erwachsenden Aufgaben nachgekommen. 
Dies erfolgte u. a. durch Quartalsgespräche mit der stra-
tegischen Führungsebene, dem Führen von Korrespon-
denz, etc.

Erneuerung Genehmigung Linie Klaus (A) – Schaan 
(FL) der ÖBB-Postbus GmbH
Die ÖBB-Postbus GmbH betreibt seit 2008 die grenzü-
berschreitende Linie Klaus (A) – Schaan (FL). Die Re-
gierung verlängerte im Berichtsjahr auf Ersuchen des 
Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie auf Zustimmung zum Antrag der ÖBB-Postbus 
GmbH die per Ende Januar 2019 ablaufende Genehmi-
gung für den Betrieb der Linie Klaus (A) – Schaan (FL) 
um weitere fünf Jahre.

Betriebliches Mobilitätsmanagement
Im März 2018 nahm der Landtag die Postulatsbeantwor-
tung der Regierung betreffend das betriebliche Mobili-
tätsmanagement für Unternehmen ab 50 Angestellten 
(Bericht und Antrag Nr. 12 / 2018) zur Kenntnis. In der 
Postulatsbeantwortung wurden die Auswirkungen eines 
umfassenden Mobilitätsmanagements sämtlicher mittel-
grosser bzw. grösserer Betriebe auf die Bereiche Ver-
kehrsaufkommen, Emissionen, Energieeinsparungen, 
Kostenersparnisse der Volkswirtschaft, Energieimporte, 
Wertschöpfung sowie die Auswirkungen auf die LIEmo-
bil im Detail betrachtet. In gesamthafter Betrachtung 
zeigte sich, dass einzig ein betriebliches Mobilitätsma-
nagement mit Erhebung von Parkplatzgebühren eine 
spürbare Verlagerung des MIV auf den öffentlichen Ver-
kehr mit den entsprechenden Auswirkungen auf die Um-
welt (Energieeinsparungen, Reduktion CO2-Ausstoss) 
bewirken würde. Die Regierung kam zum Schluss, dass 
im Bereich des betrieblichen Mobilitätsmanagements 
noch Möglichkeiten zur besseren und weiterreichenden 
Nutzung vorhanden sind. Das betriebliche Mobilitäts-
management ist aus Sicht der Regierung in einen allge-
meinen verkehrs- und umweltpolitischen Kontext einzu-
betten und die Handhabung auf freiwilliger Basis – mit 
Unterstützung der öffentlichen Hand – ist gegenüber ei-
ner gesetzlichen Verpflichtung zu bevorzugen. Für eine 
hohe Akzeptanz sind die Freiwilligkeit sowie eine breite 
Abstützung anzustreben. 

Revision des Strassenverkehrsgesetzes (SVG)
An ihrer Sitzung vom 19. Dezember 2017 hat die Re-
gierung den Vernehmlassungsbericht zur Revision 
des Strassenverkehrsgesetzes (SVG) verabschiedet. 
Das geltende liechtensteinische Strassenverkehrsrecht 
wurde aus der Schweiz rezipiert und orientiert sich da-
her traditionsgemäss am Schweizerischen Rechtsbe-
stand. Entsprechende Änderungen in der Schweiz wer-
den grundsätzlich, wenn möglich und sinnvoll, auch in 
das liechtensteinische Recht übernommen. Im Rahmen 
der Revision des SVG soll zum einen die Verkehrssi-
cherheit mit bestimmten Massnahmen, wie beispiels-
weise einem Verbot des Fahrens unter Alkoholeinfluss 
für bestimmte Fahrzeuglenkergruppen (z. B. im berufs-
mässigen Personenverkehr, bei Lastwagen- und Ge-
fahrguttransporten und Fahrlehrern), der generellen 
Verpflichtung von Motorfahrzeugen zum Fahren mit 
Licht am Tag, sowie ein konkretes Mindestalter für 
Radfahrer und für Führer von Tierfuhrwerken, verbes-
sert werden. Zum anderen soll mit einer legistischen 
Überarbeitung der Bestimmungen über die Erteilung 
der Führerausweise (ohne inhaltliche Änderungen) die 
Zusammenarbeit mit der Schweiz vereinfacht werden. 
Zudem soll die Gelegenheit genutzt werden, um praxis-
bedingte Anpassungen im Strassenverkehrsgesetz vor-
zunehmen. Schliesslich soll die Polizei neu bei gering-
fügigen Widerhandlungen die Möglichkeit bekommen, 
anstatt der Verhängung einer Ordnungsbusse lediglich 
eine Verwarnung aussprechen bzw. gänzlich von einer 
Bestrafung Abstand nehmen zu können (Opportunitäts-
prinzip). Nach Eingang der Stellungnahmen der inte-
ressierten Stellen wurde im Berichtsjahr der Bericht 
und Antrag zu Handen des Landtages abgefasst, wel-
cher voraussichtlich im 1. Halbjahr 2019 dem Landtag 
überwiesen werden kann.

Abänderungen von Verordnungen zum SVG
Im Oktober des Berichtsjahres genehmigte die Regie-
rung die Verordnung über die Abänderung der Verkehrs-
versicherungsverordnung (VVV). Mit dieser Verordnung 
wurde die Altersgrenze für die vertrauensärztliche Kon-
trolluntersuchung bei Führerausweisinhabern nicht-
berufsmässiger Kategorien per 1.  Januar 2019 von 70 
auf 75 Jahre erhöht. Begründet wurde diese Änderung 
hauptsächlich damit, dass sich der Gesundheitszustand 
der Seniorinnen und Senioren in den letzten Jahren kon-
tinuierlich verbessert hat.

Des Weiteren beschloss die Regierung im Dezember 
2018 die Abänderung der Verordnung über die Einhe-
bung von Gebühren durch die Motorfahrzeugkontrolle. 
Auslöser war die Ausgabe von neuen mattschwarzen 
Nummernschildern ab 1. Januar 2019 durch die Motor-
fahrzeugkontrolle. Mit der Ausgabe der mattfarbenen 
Nummernschilder wird einem Bedürfnis der Kunden 
entsprochen, die aus ästhetischen Gründen zu mattfar-
benen Fahrzeugen auch ein entsprechendes Nummern-
schild möchten.
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Eine weitere Abänderung betraf die Art. 59 ff. VVV. 
Gemäss Notenaustausch zwischen der Schweiz und dem 
Fürstentum Liechtenstein über die Schadensdeckung bei 
Strassenverkehrsunfällen fungieren das schweizerische 
Nationale Versicherungsbüro (NVB) und der schwei-
zerische Nationale Garantiefonds (NGF) auch als liech-
tensteinisches NVB und NGF. Da der schweizerische 
Bundesrat die Neuregelung der Berechnungsmethode 
der Beiträge, die zur Deckung des Aufwands des NVB 
und des NGF verwendet werden, beschlossen hatte, war 
es notwendig, die liechtensteinischen Bestimmungen 
an die schweizerische Regelung anzugleichen, um die 
künftige Berechnung und Erhebung der Beiträge in der 
Schweiz und in Liechtenstein nach den gleichen Prin-
zipien sicherzustellen. Diese Abänderung der VVV trat 
ebenfalls am 1. Januar 2019 in Kraft.

Entwicklungskonzept Unterland und Schaan
Aufgrund der zunehmenden Verkehrsbelastung im Un-
terland wurde im Jahr 2016 auf Initiative der Regierung 
die Plattform «Entwicklungskonzept Liechtensteiner 
Unterland und Schaan» ins Leben gerufen, die die Situ-
ation grundlegend analysieren und Lösungsansätze fin-
den sollte. Im Juni des Berichtsjahres stellte Regierung-
schef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch zusammen mit den 
Gemeindevorstehern der Unterländer Gemeinden und 
der Gemeinde Schaan der Bevölkerung die gemeinsam 
erarbeitete Vision 2050 vor. Die Vision 2050 wurde von 
Vertretern der Gemeinden sowie des Landes gemein-
sam entwickelt. Sie beschreibt Zielbilder für die The-
men Siedlung (Wohn- und Arbeitsplatzgebiete), Natur 
und Landschaft sowie Mobilität. Sie soll als Vorstufe zu 
einem gemeindeübergreifenden und politisch verbind-
lichen Masterplan aufzeigen, welche wünschenswerten 
Entwicklungen für die einzelnen Strukturen im Liech-
tensteiner Unterland stattfinden sollen. Im Rahmen der 
ersten öffentlichen Veranstaltung wurde die Bevölke-
rung über die bisher erzielten gemeinsamen Ergeb-
nisse informiert. Es konnte unter anderem nochmals 
aufgezeigt werden, dass die S-Bahn im vorgesehenen 
Korridor für den öffentlichen Verkehr mit angedacht ist 
und vom Arbeitsplenum befürwortet wird, auch wenn 
auf der Stufe der Vision 2050 im Moment noch keinerlei 
Verkehrsmittel in der Plankarte explizit genannt sind. 
Weiter wurde betont, dass die anstehende Thematik 
nicht isoliert auf die Mobilität reduziert werden darf, 
sondern es sich um eine komplexe raumplanerische 
und gesellschaftspolitische Frage handelt, welche nur 
gemeinsam von den Gemeinden und dem Land Liech-
tenstein und auch unter Einbezug unserer Nachbarn 
gelöst werden kann.

Mobilitätskonzept 2030
Die Regierung hat im Mai des Berichtsjahres das Pro-
jekt «Mobilitätskonzept 2030» bewilligt. Mit dem «Mobi-
litätskonzept 2030» soll eine Gesamtverkehrspolitik und 
Mobilitätsstrategie für einen mittelfristigen Zeithorizont 

entwickelt werden. Obwohl die Kernaussagen des Mobili-
tätskonzepts «Mobiles Liechtenstein 2015» im Grundsatz 
nach wie vor Gültigkeit besitzen und eine angemessene 
Mobilitätsstrategie für Liechtenstein aufzeigen, ist eine 
zusammenfassende Aktualisierung der in der Zwischen-
zeit erarbeiteten Analysen und Konzepte sowie die Einar-
beitung der daraus abgeleiteten Schlussfolgerungen und 
Resultate angezeigt. Denn in den vergangenen Jahren 
haben sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
wie auch die technologischen sowie soziokulturellen 
Entwicklungen gewandelt. Mit dem neuen Mobilitäts-
konzept 2030 soll nun als Nachfolge des Statusberichts 
zum Mobilitätskonzept «Mobiles Liechtenstein 2015» 
mit Ausblick 2020 ein langfristiges Konzept entwickelt 
werden. Das Mobilitätskonzept 2030 soll auf dem beste-
henden Mobilitätskonzept aufbauen und eine Weiterent-
wicklung nach dem Grundsatz einer bedarfsgerechten 
Ausgestaltung der Mobilität darstellen. Projektstart des 
«Mobilitätskonzepts 2030» war im Sommer 2018. Es soll 
voraussichtlich im Herbst 2019 abgeschlossen werden 
können.

Tunnel Gnalp – Steg
Vom 5.  April bis 9.  Mai 2018 konnte die erste Etappe 
der Sanierungsarbeiten (bauliche Ertüchtigung) im Tun-
nel Gnalp – Steg erfolgreich durchgeführt werden. Fol-
gende Arbeiten wurden im Rahmen dieser ersten Etappe 
ausgeführt:
–	� Erneuerung der Fahrbahn und Ersatz der Betonfahr-

bahn durch einen neuen Asphaltbelag
–	� Neue Entwässerung und Leerrohranlage
–	� «Rohbau» der SOS-Nischen

Im Jahr 2019 wird die Sanierung des Tunnels mit der In-
stallation der sicherheitstechnischen Ausrüstungen (si-
cherheitstechnische Ertüchtigung) abgeschlossen.

Langsamverkehrsbrücke
Der Baubeginn der Langsamverkehrsbrücke Vaduz – 
Buchs war ursprünglich im Frühjahr 2018 geplant. Bei 
der Submission wurde jedoch eine Unternehmervariante 
eingereicht, welche umfangreiche Abklärungen bezüg-
lich Zufahrt ins Rheinbett und Hochwassersicherheit 
während der Bauphase notwendig machte, weshalb sich 
die Arbeitsvergabe verzögerte. Mit den Arbeiten konnte 
daher erst im Herbst 2018 begonnen werden. Die Eröff-
nung der Langsamverkehrsbrücke wird voraussichtlich 
Ende Juni 2019 erfolgen.

Flugverkehr
Die Regierung hat in ihrer Sitzung vom 13.  Novem-
ber 2018 das Amt für Bau und Infrastruktur, als die für 
die Durchführung der Luftfahrtgesetzgebung zustän-
dige Amtsstelle, mit der Erteilung von Ausnahmebewil-
ligungen für Drohnenaufnahmen im Bereich der Flug-
verbotszone Regierungsgebäude – Landtagsgebäude 
– Schloss Vaduz beauftragt.
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Grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Bereich Verkehr

Teilnahme an internationalen Programmen und Pro-
jekten
Die Regierung ist gemäss Baugesetz zur grenzüber-
schreitenden und überörtlichen Planung verpflichtet. 
Unter anderem durch die Teilnahme am Agglomerati-
onsprogramm Werdenberg-Liechtenstein kommt die Re-
gierung diesem Auftrag nach. Sie nimmt dabei sowohl im 
Vorstand wie auch in der Projektleitung Einsitz und stellt 
damit die Beachtung der Landesinteressen sicher. Nach 
mehrmonatiger Beratung des im Dezember 2016 einge-
reichten Agglomerationsprogramms der sogenannten 
dritten Generation hat der Bund die positive Rückmel-
dung gegeben, dass die dritte Programmgeneration an-
genommen wurde. Am 14. September 2018 verabschie-
dete der Bundesrat die Botschaft zur Mittelfreigabe für 
das Programm Agglomerationsverkehr. Gemäss Prüfbe-
richt beteiligt sich der Bund in den Jahren 2019 bis 2022 
bei der Agglomeration Werdenberg – Liechtenstein mit 
einer Summe von CHF 10.35 Mio. an den vorgesehenen 
Massnahmen.

Im Mai des Berichtsjahres nahm Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Daniel Risch am Internationalen Trans-
port Forum ITF in Leipzig teil, welches in diesem Jahr 
unter dem Titel «Transport Safety & Security» stand. Die 
Konferenz, an der rund 60 Transport- und Infrastruktur-
minister aus der ganzen Welt teilnahmen, bot die Mög-
lichkeit für den fachlichen und persönlichen Austausch, 
unter anderem mit dem deutschen Minister für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, Andreas Scheuer. Anlässlich 
der Konferenz wurde die Ministererklärung zur Sicher-
heit und Gefahrenabwehr im Verkehr verabschiedet. Des 
Weiteren wurden am ITF Themen wie die Zukunft des 
autonomen Fahrens, der Ausbau und die Digitalisierung 
der Verkehrsinfrastruktur sowie die Chancen und Ri-
siken der zivilen Nutzung von Drohnen veranschaulicht 
und diskutiert.

Im Juli des Berichtsjahres nahm eine Vertretung 
des Ministeriums zusammen mit Vertretern des ABI am 
jährlich stattfindenden Treffen des Lenkungsausschus-
ses FL.A.CH teil. Grundlage des Lenkungsausschusses 
FL.A.CH. bildet die Vereinbarung vom 14.  September 
2007 zwischen der Regierung des Fürstentums Liechten-
stein, dem Bundesministerium für Verkehr, Innovation 
und Technologie der Republik Österreich und dem De-
partement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommuni-
kation der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Zusammenarbeit bei der weiteren Entwicklung des Ei-
senbahnwesens. Im Rahmen der Treffen des Lenkungs-
ausschusses FL.A.CH. erfolgt ein regelmässiger Informa-
tionsaustausch zum Thema Bahn. Ein Punkt der Agenda 
dieser Treffen ist jeweils auch die S-Bahn Liechtenstein.

Zum Abschluss des grenzüberschreitenden PEMO-
Projekts zum Thema nachhaltige Pendlermobilität zogen 
das Land Vorarlberg, der Landkreis Lindau, der Kanton 

St. Gallen und das Fürstentum Liechtenstein im Dezem-
ber des Berichtsjahres das Fazit, dass es für eine Ver-
kehrsverlagerung vom Auto zu nachhaltigeren Verkehrs-
mitteln wie zum Beispiel Fahrrad oder Bus in unserer 
Region eine koordinierte Zusammenarbeit brauche, die 
Landesgrenzen überwindet. Gemeinsam mit CIPRA In-
ternational und dem Energieinstitut Vorarlberg wurden 
ein Werkzeugkoffer für betriebliches Mobilitätsmanage-
ment entwickelt, Veranstaltungen in der Region durchge-
führt, Motivations- und Sensibilisierungsarbeit geleistet 
sowie Dienstleistungsangebote für Firmen bereitgestellt.

Arbeitsbesuch beim österreichischen Verkehrsmini-
ster Norbert Hofer in Wien
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch war am 
9. Mai 2018 zu einem Arbeitsbesuch in Wien. Dabei ging 
es um ein erstes Arbeitstreffen mit dem österreichischen 
Amtskollegen Verkehrsminister Norbert Hofer und den 
Austausch über Themenbereiche wie Bahn / ÖBB, Stras-
senverkehr, digitale Infrastruktur und Digitalisierung. 
Schwerpunkte wie der Erhalt und Ausbau der Eisenbahn-
Infrastruktur in Liechtenstein, die Eisenbahn-Konzessi-
onsfrage sowie das automatisierte Fahren wurden auf 
Ministerebene diskutiert.

Wirtschaft

Leistungsvereinbarungen
Im Berichtsjahr konnte mit der Technopark (Liechten-
stein) AG eine Leistungsvereinbarung für die Jahre 2018 
bis 2020 abgeschlossen werden. Die Kooperation mit 
dem Technopark dient der weiteren Stärkung der Zu-
sammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, 
um den Zugang zu einem umfassenden Netzwerk an For-
schungs- und Entwicklungspartnern, insbesondere für 
Start-Ups, sicherzustellen und die Rahmenbedingungen 
weiterhin attraktiv auszugestalten.

Darüber hinaus wurde im Berichtsjahr mit der Inter-
national School Rheintal (ISR) eine neue Leistungsver-
einbarung für die Jahre 2019 bis 2022 abgeschlossen. 
Für international ausgerichtete Unternehmen mit Sitz in 
Liechtenstein wie auch für die Ansiedlung neuer Unter-
nehmen ist die Verfügbarkeit einer regionalen interna-
tionalen Schule ein wichtiger Standortfaktor. Auch der 
Kanton St. Gallen hat wiederum eine identische Verein-
barung mit der ISR abgeschlossen. 

Mit der Stiftung SAVE wurde im Berichtsjahr für 2019 
eine Leistungsvereinbarung betreffend die Übertragung 
der Aufgabe zur Kontrolle von Entsendungen nach Art. 
6c Entsendegesetz abgeschlossen. 

Auf der Grundlage des Standortförderungsgesetzes 
hat die Regierung im Berichtsjahr mit Liechtenstein Mar-
keting eine Leistungsvereinbarung für die Jahre 2019 bis 
2021 abgeschlossen. Die Leistungsvereinbarung regelt 
die Zusammenarbeit zwischen der Regierung und Liech-
tenstein Marketing und definiert die Aufgaben, die von 
Liechtenstein Marketing zur Förderung der wirtschaft-
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lichen und touristischen Entwicklung des Standortes 
Liechtenstein wahrzunehmen sind.

Gesamtarbeitsverträge
Auf Antrag der Sozialpartner erklärte die Regierung im 
Berichtsjahr zum einen den Gesamtarbeitsvertrag und 
die Lohn- und Protokollvereinbarung für das Informatik-
gewerbe für allgemeinverbindlich. Zum anderen wurden 
in den Branchen des Autogewerbes, des Elektro-, Elek-
tronik- und Radio / TV-Gewerbes, der Gipser und Maler, 
des Haustechnikgewerbes, der Innendekorateure, des 
Metallgewerbes, der Ofenbauer und Plattenleger sowie 
des Personalverleihs die Lohn- und Protokollvereinba-
rungen für allgemeinverbindlich erklärt. Bei den Ge-
samtarbeitsverträgen für das Haustechnikgewerbe, das 
Innendekorationsgewerbe, das Metallgewerbe und den 
Personalverleih wurden zudem die Allgemeinverbind-
licherklärungen verlängert. Die entsprechenden Verord-
nungen sind am 1. April 2018 in Kraft getreten.

Öffentliche Unternehmen
Das Wirtschaftsministerium ist im Rahmen der Oberauf-
sicht nach dem Gesetz über die Steuerung und Überwa-
chung der öffentlichen Unternehmen (ÖUSG) und den 
jeweiligen Spezialgesetzen zuständig für die Liechten-
steinischen Kraftwerke (LKW), den Liechtensteinischen 
Rundfunk (LRF), die Telecom Liechtenstein AG (TLI), 
die Liechtensteinische Gasversorgung (LGV), Liechten-
stein Marketing sowie die Liechtensteinische Post AG. 
Zu den regulären Aufgaben im Rahmen der Oberaufsicht 
gehören unter anderem die Durchführung der Quartals-
gespräche mit allen Unternehmen, das Beteiligungscon-
trolling mit entsprechender Berichterstattung sowie die 
Behandlung des Geschäftsberichts und der Jahresrech-
nung einschliesslich der entsprechenden Vorlage (so-
fern gesetzlich vorgesehen) an den Landtag. Besonders 
im Fokus stand im Berichtsjahr der Liechtensteinische 
Rundfunk (LRF). Im Rahmen der Vollrevision des Ge-
schäftsjahres 2017 stellte sich heraus, dass in den ver-
gangenen Jahren keine Vorsteuerkürzungen durch den 
LRF vorgenommen wurden, nachdem der Landesbeitrag 
(Ertrag) grundsätzlich als steuerfrei erachtet wurde. Zur 
Begleichung der daraus resultierenden Steuerschuld für 
den aufgrund der gesetzlichen Verjährungsfrist von fünf 
Jahren relevanten Zeitraum 2013 bis 2017 bewilligte der 
Landtag im Juni des Berichtsjahres einen Nachtrags-
kredit in Höhe von CHF 225'000 (Bericht und Antrag 
Nr. 34 / 2018). Aufgrund der anhaltenden finanziellen 
Schwierigkeiten und der fristlosen Entlassung des Ge-
schäftsführers durch den Verwaltungsrat im September 
wurde für die Novembersitzung des Landtags ein Son-
dertraktandum betreffend die aktuelle Situation bei Ra-
dio L auf die Tagesordnung gesetzt. Im November bewil-
ligte der Landtag zur Deckung des Liquiditätsbedarfs für 
den Landesbeitrag 2018 einen Nachtragskredit in Höhe 
von CHF 298'000 (Bericht und Antrag Nr. 96 / 2018). Im 
Rahmen des Landesvoranschlags für 2019 genehmigte 

der Landtag zur ausreichenden Finanzierung des LRF ei-
nen erhöhten Landesbeitrag von CHF 2'314'000 sowie 
einen Investitionsbeitrag von CHF 2'497'000 für die neue 
Sendeinfrastruktur. Vor dem Hintergrund der schwie-
rigen finanziellen Situation wurde zudem die Eignerstra-
tegie des LRF einer Überprüfung unterzogen. Die ange-
passte Eignerstrategie wurde dem Landtag im Dezember 
des Berichtsjahres zur Kenntnis gebracht (Bericht und 
Antrag Nr. 107 / 2018). Im Übrigen wurde die Globalkre-
ditvereinbarung zwischen Regierung und LRF erarbei-
tet und abgeschlossen. Sie regelt die Einzelheiten für die 
vom Land an den LRF zur Verfügung gestellten Beiträge. 
Ebenso wurde gestützt auf Art. 24 Abs. 2 ÖUSG eine Spe-
zialprüfung des LRF angeordnet.

Hervorzuheben sind im Berichtsjahr auch die ab-
schliessende Aufarbeitung der Folgen aus der geschei-
terten E-Solutions-Strategie der Liechtensteinischen 
Post AG, der regelmässige Austausch mit der Telekom 
Austria Group als Minderheitsaktionär der Telecom 
Liechtenstein AG wie auch die Neubesetzung mehrerer 
Verwaltungsratsmandate.

Austausch mit Wirtschaftsverbänden
Im Berichtsjahr fand wiederum ein regelmässiger Aus-
tausch zwischen dem Wirtschaftsministerium und den 
Wirtschaftsverbänden sowie verschiedenen Vertretern 
der Wirtschaft statt, insbesondere der Wirtschaftskam-
mer Liechtenstein (WKL), dem Liechtensteinischen Ar-
beitnehmerInnenverband (LANV), der Liechtenstei-
nischen Industrie- und Handelskammer (LIHK) sowie der 
Sektion Transport. 

Im März besuchte Regierungschefstellvertreter Dr. 
Daniel Risch zudem angehende Lernende an der Berufs-
CHECK-Woche. Die BerufsCHECK-Woche wurde 2018 
zum dritten Mal von der Wirtschaftskammer Liechten-
stein und der LIHK durchgeführt und stand unter dem 
Motto «luaga, checka, usprobiera.»

Kampagne mit EU-OSHA Im Berichtsjahr nahm 
Liechtenstein erstmals an einer Kampagne der Euro-
päischen Agentur für Arbeitssicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz (EU-OSHA) teil. Mit Unter-
stützung des Ministeriums für Infrastruktur, Wirtschaft 
und Sport wurden zur Sensibilisierung der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer verschiedene Veranstaltungen zum 
Thema «Gefährliche Substanzen erkennen und handha-
ben» durchgeführt.

Digitalisierung Im Rahmen der Standortinitiative di-
gital-liechtenstein.li fand im September zum ersten Mal 
der Digital Summit Liechtenstein statt. Die neue Digi-
talkonferenz richtet sich branchenübergreifend an Füh-
rungspersönlichkeiten und Interessierte aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik. Zu den Referenten zählten ne-
ben Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch Zu-
kunftsforscherin Karin Frick und ETH-Präsident Lino 
Guzzella. 

Im Berichtsjahr beteiligte sich Liechtenstein erst-
mals am Schweizer Digitaltag, der am 25. Oktober zum  
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Schaffung eines Gesetzes über Verwertungsgesell-
schaften
Im März des Berichtsjahres wurde dem Landtag die Stel-
lungnahme Nr. 13 / 2018 betreffend die Schaffung eines 
Gesetzes über die Wahrnehmung von Urheberrechten 
und verwandten Schutzrechten durch Verwertungsge-
sellschaften zur Umsetzung der Richtlinie 2014 / 26 / EU 
vorgelegt. Neben der Umsetzung der Richtlinie ins nati-
onale Recht diente die Vorlage auch einer Abänderung 
des Urheberrechtsgesetzes entsprechend der schweize-
rischen Rezeptionsvorlage.

Schaffung eines Signatur- und Vertrauensdienstege-
setzes 
Mit dem Bericht und Antrag Nr. 32 / 2018 wurde dem 
Landtag im Juni des Berichtsjahres der Beschluss Nr. 
22 / 2018 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses vom 
9.  Februar 2018 betreffend die Verordnung (EU) Nr. 
910 / 2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und 
Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 
Binnenmarkt (eIDAS-VO) und zur Aufhebung der Richt-
linie 1999 / 93 / EG zur Zustimmung gemäss Art. 8 Abs. 2 
der Landesverfassung vorgelegt. 

Der Bericht und Antrag Nr. 106 / 2018 betreffend den 
Erlass eines Signatur- und Vertrauensdienstegesetzes 
(SigVG) zur Durchführung der eIDAS-Verordnung wurde 
vom Landtag im Dezember des Berichtsjahres in erster 
Lesung beraten. 

Parlamentische Vorstösse

Postulat
Der Landtag hat im Februar 2018 ein Postulat zur Alters- 
und Risikovorsorge für nicht oder geringfügig erwerbstä-
tige Elternteile an die Regierung überwiesen. Die Regie-
rung wurde im Rahmen dieses Postulates eingeladen, zu 
prüfen, welche Möglichkeiten es für nicht oder geringfü-
gig erwerbstätige Elternteile gibt, im Sinne einer der Pen-
sionskasse ähnlichen Lösung, gegen die wirtschaftlichen 
Folgen der Invalidität, des Todes und des Alters versichert 
zu sein. Die Regierung hat die Postulatsbeantwortung zu-
handen des Landtags im Oktober 2018 genehmigt.

Internationales 

ITB Berlin
Im März stattete Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel 
Risch der ITB in Berlin, der führenden Messe der welt-
weiten Reiseindustrie, einen Besuch ab und durfte bei 
dieser Gelegenheit vom Chef der ITB die Urkunde für die 
20-jährige Teilnahme Liechtensteins entgegen nehmen. 

Arbeitsbesuch in Luxemburg 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch traf im 
Juni des Berichtsjahres in Luxemburg Vizepremier- und 
Wirtschaftsminister Etienne Schneider zu einem Gedan-

zweiten Mal schweizweit in mehreren Städten stattfand. 
Neu zählte auch Vaduz zu den offiziellen Standorten. 
Der Digitaltag wurde durch digital-liechtenstein.li orga-
nisiert und vom Ministerium für Infrastruktur, Wirtschaft 
und Sport sowie der Gemeinde Vaduz unterstützt. In An-
wesenheit von Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel 
Risch wurde der Bevölkerung ein attraktives Programm 
rund um das Thema Digitalisierung geboten.

Rechtsetzungsvorhaben

Vernehmlassungen 
In Zusammenhang mit der Umsetzung der Pauschal-
reise-Richtlinie (EU) 2015 / 2302 verabschiedete die 
Regierung im Berichtsjahr einen entsprechenden Ver-
nehmlassungsbericht betreffend die Schaffung eines 
Gesetzes über Pauschalreisen und verbundene Reise-
leistungen. Ebenso wurden eine Vernehmlassung be-
treffend die Abänderung des Kommunikationsgesetzes 
sowie eine Vernehmlassung betreffend die Abänderung 
des Energieeffizienzgesetzes zur Schaffung von Ener-
giekatastern durchgeführt. Schliesslich hat die Regie-
rung im Berichtsjahr einen Vernehmlassungsbericht be-
treffend die Abänderung des Entsendegesetzes und der 
Exekutionsordnung verabschiedet. Die entsprechenden 
Gesetzesvorlagen werden dem Landtag im 2019 vorge-
legt werden. 

Totalrevision des Gewerbegesetzes 
Mit Urteil vom 10. Mai 2016 hat der EFTA-Gerichtshof in 
der Rechtssache E-19 / 15 EFTA-Überwachungsbehörde 
von Liechtenstein entschieden, dass Liechtenstein gegen 
die Dienstleistungsrichtlinie 2006 / 123 / EG sowie die 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit nach Art. 
31 und 36 EWR-Abkommen verstossen hat. Hauptkri-
tikpunkte des Urteils bilden die generelle Bewilligungs-
pflicht für die niedergelassenen Gewerbetreibenden und 
die Ausgestaltung des Meldesystems bei der grenzü-
berschreitenden Dienstleistungserbringung. Aufgrund 
dieses Urteils wurde eine Totalrevision des Gewerbege-
setzes erforderlich. Hierzu verabschiedete die Regierung 
zu Beginn des Berichtsjahres einen entsprechenden Ver-
nehmlassungsbericht. Mit der Revision soll gleichzeitig 
auch dem Ziel der Deregulierung Rechnung getragen 
und Erfahrungen aus der Praxis umgesetzt werden.

Energie
Im Frühjahr wurden die Stellungnahme Nr. 7 / 2018 be-
treffend die Abänderung des Elektrizitätsmarktgesetzes 
zur Umsetzung der Richtlinie 2009 / 72 / EG über gemein-
same Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt so-
wie die Stellungnahme Nr. 8 / 2018 betreffend die Ab-
änderung des Gasmarktgesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie 2009 / 73 / EG über gemeinsame Vorschriften 
für den Erdgasbinnenmarkt, die beide Bestandteil des 3. 
Energiemarkt-Liberalisierungspaketes der EU sind, vom 
Landtag in zweiter Lesung behandelt und verabschiedet. 
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ken- und Erfahrungsaustausch zu aktuellen wirtschafts-
politischen Themen.

Wirtschaftskonzil Konstanz 
Ende Juni nahm Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel 
Risch am Wirtschaftskonzil 2018 in Konstanz teil. Die Ta-
gung ist eine Kooperation der Länder und Kantone der 
Internationalen Bodensee-Konferenz (IKB) und findet 
seit 2015 in der Bodenseeregion statt. Das Wirtschafts-
konzil bietet eine wertvolle Gelegenheit zum Gedanken- 
und Erfahrungsaustausch mit Vertretern aus Wirtschaft, 
Politik und Wissenschaft über aktuelle wirtschaftspoli-
tische Themen und neue Trends. Am Rande der Tagung 
traf sich Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch 
zu einem Austausch mit EU-Kommissar Günther Oettin-
ger sowie zu einem Arbeitsgespräch mit Bundesrat Jo-
hann Schneider-Ammann. 

Wirtschaftsgespräche am Forum Alpbach
Im August des Berichtsjahres nahm Regierungschef-Stell-
vertreter Dr. Daniel Risch an den Wirtschaftsgesprächen 
am Forum Alpbach teil und trat u. a. als Sprecher an der 
Breakout Session zum Thema «Blockchain und neue Kryp-
toökonomie: Wirtschaft und Gesellschaft vor der nächsten 
Revolution?» auf. Die Teilnahme an den Wirtschaftsgesprä-
chen bot zudem Gelegenheit für ein Treffen mit Andreas 
Matthä, dem Vorstandsvorsitzenden der ÖBB Holding AG, 
sowie für einen informellen Austausch mit Siegfried May-
rhofer, CFO A1 der Telekom Austria Group, und Thomas 
Arnolder, CEO A1 der Telekom Austria Group.

Arbeitstreffen in Wien
Im September des Berichtsjahres traf sich Regierung-
schef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch zu bilateralen Ar-
beitsgesprächen mit Vizekanzler und Bundesminister 
Heinz-Christian Strache sowie Margarete Schramböck, 
Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort. Im Anschluss bot sich die Möglichkeit für ei-
nen Besuch beim Institute of Science and Technology 
(IST Austria). Anlässlich seines Aufenthalts in Wien hielt 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch zudem 
einen Vortrag im Rotary Club Wien Stephansplatz zum 
Thema «Innovationsstandort Liechtenstein – Tragender 
Wirtschaftsfaktor an der Grenze zu Österreich und inmit-
ten von Europa».

Vier-Länder-Wirtschaftsministertreffen
Ende Oktober nahm Regierungschef-Stellvertreter Dr. 
Daniel Risch auf Einladung von Bundesrat Johann Schnei-
der-Ammann zusammen mit seinen Amtskollegen aus 
Deutschland und Österreich, Bundesminister Peter Alt-
maier sowie Bundesministerin Margarete Schramböck, 
am Vier-Länder-Wirtschaftsministertreffen in Zürich teil. 
Anlässlich des Ministertreffens fand an der ETH eine Kon-
ferenz zum Thema «Digitalisierung: Stand und Ausblick 
der deutschsprachigen Staaten» unter der Leitung von 
Professor Lino Guzzella, Präsident ETH Zürich, statt.

Sport

XXIII. Olympische Winterspiele in Pyeongchang
Vom 9. bis 25.  Februar 2018 wurden in Pyeong-
chang / Südkorea die XXIII. Olympischen Winterspiele 
ausgetragen. Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel 
Risch nahm in seiner Funktion als Sportminister an der 
Eröffnungsfeier teil und besuchte die liechtensteinischen 
Athleten an den Wettkämpfen, im Training und im Olym-
pischen Dorf. Im Weiteren nahm der Sportminister an 
der im Rahmen der Olympischen Spiele stattfindenden 
Sportminister-Konferenz teil. Zudem fand ein Treffen mit 
Koreas Sportminister Do Jongwahn und Sir Craig Reedie, 
dem Präsidenten der Welt-Anti-Doping-Agency (WADA) 
statt. 

Verpflichtungskredit für die Durchführung von zwei 
Langlauf Weltcup-Rennen im Rahmen der «Tour de 
Ski»
Die Regierung hat dem Landtag in seiner Sitzung im 
September des Berichtsjahres einen Verpflichtungskre-
dit für die Durchführung von zwei Langlauf Weltcup-
Rennen im Rahmen der «Tour de Ski» in den Winter-
saisons 2019 / 2020 und 2020 / 2021 in Liechtenstein 
unterbreitet (Bericht und Antrag Nr. 65 / 2018). Die Re-
gierung unterstützte damit die Absicht des Liechten-
steinischen Skiverbandes (LSV), sich bei der FIS für 
die Austragung von zwei Langlauf Weltcup-Rennen in 
den Wintersaisons 2019 / 2020 und 2020 / 2021 zu be-
werben. Da die Durchführung dieser beiden Anlässe für 
den LSV ohne die Unterstützung mit öffentlichen Geld-
ern nicht möglich gewesen wäre, beantragte die Regie-
rung beim Landtag im Vorfeld der Kandidatur des LSV 
einen Verpflichtungskredit in Höhe von CHF 400'000 
pro Rennen. Der Landtag hat dem Finanzbeschluss über 
die Genehmigung eines Verpflichtungskredites in Höhe 
von CHF 800'000 zugestimmt. Gegen diesen Finanzbe-
schluss wurde bei der Regierung ein Referendumsbe-
gehren eingereicht und am 25. November 2018 wurde 
eine Volksabstimmung durchgeführt. Die Stimmberech-
tigten haben mit 59.3 % den Verpflichtungskredit über 
CHF 800'000 für die Ausrichtung von zwei Tour de Ski 
Etappen abgelehnt.

Revision Sportgesetz – Anpassung der Sportförder-
strukturen
Im Februar des Berichtsjahres hat die Regierung die 
Vernehmlassung betreffend die Abänderung des Sport-
gesetzes und des Beschwerdekommissionsgesetzes ab-
geschlossen. Daraufhin hat die Regierung dem Landtag 
in seiner Sitzung im Juni des Berichtsjahres den Be-
richt und Antrag betreffend die Abänderung des Sport-
gesetzes und des Beschwerdekommissionsgesetzes 
(Bericht und Antrag Nr. 47 / 2018) in erster Lesung un-
terbreitet. Im November wurden dem Landtag die Stel-
lungnahme zur zweiten Lesung sowie ein Finanzbe-
schluss über die Gewährung von Staatsbeiträgen für die 
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verbandsorganisierte Sportförderung für die Jahre 2019 
bis 2022 vorgelegt. Der Finanzbeschluss sieht vor, dass 
dem Liechtenstein Olympic Committee (LOC) für die ver-
bandsorganisierte Sportförderung für die Jahre 2019 
bis 2022 jährlich ein Staatsbeitrag in Höhe von CHF 
1'790'000 ausgerichtet wird. 

Der Landtag hat die Abänderung des Sportgesetzes 
und des Beschwerdekommissionsgesetzes verabschie-
det und dem Finanzbeschluss zugestimmt. Die Gesetzes-
änderung ist am 1. Januar 2019 in Kraft getreten.

Mit dieser Gesetzesrevision wurde die Grundlage für 
die Anpassung der Sportförderstrukturen geschaffen. 
Die Regierung kann neu mittels Leistungsvereinbarung 
die Ausrichtung von Förderungsbeiträgen teilweise oder 
gänzlich an Institutionen delegieren. Gestützt auf diese 
Grundlage hat die Regierung eine Leistungsvereinba-
rung mit dem LOC abgeschlossen, um die verbandsor-
ganisierte Breitensportförderung sowie die Leistungs-
sportförderung an das LOC zu übertragen. Die bisher 
dafür zuständige Sportkommission wurde aufgelöst. An-
stelle der operativ tätigen Sportkommission wurde zur 
strategischen Beratung der Regierung ein Sportrat ge-
schaffen.

Erlass der Sportförderungsverordnung (SFV)
Mit der Revision des Sportgesetzes wurde die Grundlage 
für die Anpassung der Sportförderstrukturen geschaffen. 
Aufgrund der weitgehenden Anpassungen im Sportför-
dersystem wurde eine neue Sportförderungsverordnung, 
LGBl. 2018 Nr. 478, erlassen und die bestehende Ver-
ordnung vom 4. Juli 2000 über den Schulsport, «Jugend 
und Sport» und den Breiten-, Behinderten- und Senio-
rensport, LGBl. 2000 Nr. 149 sowie die Verordnung vom 
4. Juli 2000 über den Spitzen- und Leistungssport, LGBl. 
2000 Nr. 148, wurden aufgehoben.

Die neue Sportförderungsverordnung enthält Be-
stimmungen zu den Bereichen Schulsport, Kinder- und 
Jugendsport, Sport- und Bewegungsförderungspro-
gramme und -projekte, verbands- und vereinsorgani-
sierter Breiten- und Leistungssport sowie Sportveran-
staltungen. Für jeden Bereich werden in der Verordnung 
die entsprechenden Förderungsvoraussetzungen und 
-verfahren definiert. Die Sportförderungsverordnung ist 
am 1. Januar 2019 in Kraft getreten.

Leistungsvereinbarung mit dem LOC
Aufgrund der Abänderung des Sportgesetzes kann die 
Regierung die Ausrichtung von Förderbeiträgen teilweise 
oder gänzlich an private Institutionen delegieren. Ge-
stützt auf diese Grundlage und der Sportförderungsver-
ordnung wurde eine vierjährige Leistungsvereinbarung 
zwischen der Regierung und dem LOC abgeschlossen, 
um die verbandsorganisierte Breiten- und Leistungs-
sportförderung an das LOC zu übertragen. Für die Aus-
richtung der verbandsorganisierten Sportförderung er-
hält das LOC einen jährlichen Staatsbeitrag in Höhe von 
CHF 1'790'000 für die Jahre 2019 bis 2022.

Die Leistungsvereinbarung definiert die allgemeine 
Zusammenarbeit zwischen der Regierung und dem LOC 
und regelt die Leistungen sowie die damit verbundenen 
Vorgaben. Zudem enthält die Leistungsvereinbarung Be-
stimmungen zu den Berichterstattungspflichten des LOC 
und dem Controlling durch die Regierung.

Neue Website: www.sportland.li
Gemeinsam mit Liechtenstein Marketing wurde im Be-
richtsjahr die Website www.sportland.li erstellt. Die 
Homepage zeigt unter anderem alle Sportanlagen in 
Liechtenstein auf und weist auf aktuelle Sportveranstal-
tungen in Liechtenstein hin. Die Homepage wurde an-
lässlich der LIHGA 2018 von der Stabsstelle für Sport 
und Liechtenstein Marketing an einem gemeinsamen 
Stand präsentiert.

Verleihung des Goldenen Lorbeerblatts des Sports der 
Regierung 
Im November des Berichtsjahres verlieh die Regierung 
zum 11. Mal das Goldene Lorbeerblatt. Ausgezeichnet 
wurden die zwei ehemaligen Kampfsport-Grössen Birgit 
Beck-Blum sowie Zeno Marxer. Die Ehrung wurde von 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch im Rah-
men einer Feier vorgenommen, an welcher die Sport-
kommission und weitere geladene Gäste, so insbeson-
dere die Lorbeerblattträger der Jahre 2004 bis 2016, 
zugegen waren.

Birgit Beck-Blum ist fünffache «Liechtensteiner 
Sportlerin des Jahres», und vertrat als erste Judoka 
Liechtenstein an zwei Olympischen Spielen, 1992 in Bar-
celona und 1996 in Atlanta. Zu ihren gršssten Erfolgen 
zählt der zweite Rang am Judo-Weltturnier in Leonding 
1996, der sie auf den sechsten Rang der Europarangli-
ste führte. Des Weiteren war sie achtmal Schweizer Mei-
sterin, gewann dreimal Gold an den Kleinstaatenspielen 
und nahm siebenmal an Europa- sowie fünfmal an Welt-
meisterschaften teil. Und auch nach Beendigung ihrer 
Karriere engagierte sie sich in verschiedenen Kommissi-
onen weiter für den Sport. 

Karate-Grossmeister Zeno Marxer ist seit mehr als 
40 Jahren im Karate aktiv. Bis Anfang der 80er-Jahre er-
rang Zeno Marxer vier Mal hintereinander den Schwei-
zer Meistertitel. 1978 erkämpfte er sich den dritten Platz 
an der Europameisterschaft und 1979 den siebten Platz 
an der Weltmeisterschaft in Tokyo. Im Jahr 1982 wurde 
der Karatekämpfer Europameister im Vollkontakt-Karate 
in London. 2012 verlieh ihm die World Karate Organisa-
tion den 5. Dan, den Grossmeistertitel. Im Inland ist Zeno 
Marxer seit mehr als 25 Jahren in der Sport-Jugendför-
derung engagiert und baute das erste Liechtensteiner 
Kindertraining für Karate auf. 

Das Goldene Lorbeerblatt wird für aussergewöhn-
liches Engagement und herausragende Leistungen an 
Persönlichkeiten aus der Sportwelt vergeben. Es ist die 
höchste Anerkennung, welche die Regierung im Bereich 
des Sports vergibt.
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Amt für Bau und Infrastruktur 

Amtsleiter: Markus Verling

Das Amt für Bau und Infrastruktur ist ein multifunktionaler 
Dienstleister für private und öffentliche Bauherren und 
ist für den Bau und den Betrieb der gesamten staatlichen 
Hochbau-, Tiefbau- und Verkehrsinfrastruktur verantwort-
lich. Im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung steht das Amt 
im Spannungsfeld zwischen öffentlichen und privaten Inte-
ressen, zwischen Siedlungsentwicklung und Landschafts-
schutz, aber auch zwischen den Wünschen der Wirtschaft 
und den Ansprüchen der Gemeinden sowie dem Erhalt von 
Erholungs- und Freizeiträumen.

Für die Abteilung Raumentwicklung und Baubewilli-
gungen bildeten im Berichtsjahr die Arbeiten am Raum-
konzept sowie am Entwicklungskonzept Unterland und 
Schaan als langfristig ausgerichteter Masterplan Schwer-
punkte ihrer Tätigkeit. Im Berichtsjahr wurde zudem die 
Erarbeitung eines «Mobilitätskonzepts 2030» beschlossen. 
Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, sei es regional 
oder international, war von grosser Bedeutung.

Das Amt für Bau und Infrastruktur hat in seiner Tätig-
keit als Baubehörde im Berichtsjahr fast 450 Baugesuche 
privater Bauwerber und als Bewilligungsbehörde für Stras-
sensignalisationen und -reklamen rund 500 Signalisations- 
und Reklamegesuche bearbeitet.

Für die Abteilung Hochbau stellt die Umsetzung der von 
der Regierung beschlossenen Liegenschaftsstrategie für 
Verwaltungsbauten ein wichtiges Projekt dar. Im Berichts-
jahr wurde der Architekturwettbewerb für den Neubau 
eines Dienstleistungszentrums für die Liechtensteinische 
Landesverwaltung auf dem Giessen-Areal in Vaduz durch-
geführt. Zum Siegerprojekt wurde das Projekt «agora» der 
Cavegn Architekten aus Schaan erkoren.

Im Bereich der Instandsetzung von Verwaltungsbauten 
lagen die Schwerpunkte bei Instandsetzungsarbeiten am 
Polizeigebäude in Vaduz sowie der Neugestaltung der 
Schalterhalle der Motorfahrzeugkontrolle. Auf dem Peter-
Kaiser-Platz wurden schadhafte Stellen des Platzes sa-
niert und die Stelen mit neuen Mauerabdeckungen verse-
hen. Für die Sanierung des Daches des Landtagsgebäudes 
wurden Vorbereitungsarbeiten sowie eine Bemusterung 
durchgeführt. Die Sanierung des Daches erfolgt im Jahr 
2019. Zusammen mit den Instandsetzungsarbeiten beim 
Schulzentrum Unterland in Eschen wurden auch die La-
borräume erneuert. Die Massnahmen zur Erreichung der 
geforderten Tragsicherheit beim Schulzentrum Mühleholz 
II in Vaduz konnten in den Sommerferien 2018 umgesetzt 
werden. Im Bereich der Instandsetzung von Kulturbauten 
wurde die Umgestaltung des Postmuseums mit einem 
neuen Eingangsbereich, einem Museumsshop sowie einem 
neu gestalteten Ausstellungsbereich realisiert.

Die Abteilung Tiefbau baut, betreibt und unterhält die 
staatliche Verkehrsinfrastruktur und ist für die Vermes-
sung und die Geodateninfrastruktur (GDI) zuständig. Am 

18. September 2018 wurde mit der Präsentation der Bo-
deninstallation beim Visitor-Center Vaduz das in Liechten-
stein populäre Flächenmass «Klafter» verabschiedet. Dies 
nachdem im Jahr 2017 die Neuvermessung im ganzen 
Land abgeschlossen werden konnte und das Klafter end-
gültig durch der Quadratmeter abgelöst wurde. Für die 
Einführung eines Katasters der öffentlich-rechtlichen Ei-
gentumsbeschränkungen wurden im Berichtsjahr die 
rechtlichen Grundlagen geschaffen und die Arbeiten zur 
geplanten Einführung im Jahr 2021 begonnen. 

Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur sind verschie-
dene Projekte in den Gemeinden umgesetzt worden. Be-
sonders zu erwähnen sind der Umbau der Haltestelle bei 
den Weiterführenden Schulen in Triesen, die Erneuerung 
der Landstrasse in Schaan von der Druckerei Gutenberg bis 
zum Bierhüsle sowie der Ausbau des ersten Teilstücks der 
letzten Etappe der Sanierung der Eschner Strasse / Essane-
strasse zwischen dem Eintracht- und dem Bendererkreisel. 
Zudem wurde im Berichtsjahr die erste Etappe der Sanie-
rung des Tunnels Gnalp-Steg vom 5. April bis zum 9. Mai 
2018 durchgeführt. 

Im Berichtsjahr wurden landesweit an 6 Standorten 
Dauerzählstellen für den Langsamverkehr (Radfahrer) er-
richtet. Die Aufzeichnungen sind seit April in Betrieb. Erste 
Auswertungen dürfen im Jahr 2019 erwartet werden.

Vom 20. bis 21.  September 2018 tagten die Mitglie-
der der Schweizerischen Bausekretärenkonferenz (SBK) in 
Liechtenstein. 

Abteilung Raumentwicklung und  
Baubewilligungen

In Liechtenstein werden an den Raum und seine Res-
sourcen vielseitige Nutzungsansprüche gestellt. Der 
Fachbereich Raum- und Verkehrsplanung koordiniert 
alle raumbedeutsamen Planungen und Massnahmen im 
Sinne einer nachhaltigen Entwicklung des Landes, das 
heisst in Richtung einer ökonomischen, ökologischen 
und sozial verträglichen Raumnutzung. Qualitative und 
quantitative Anforderungen sollen an die Wirtschaftlich-
keit, Leistungsfähigkeit und Sicherheit von Raum und 
Verkehr für jetzige und kommende Generationen sowie 
in der grenzübergreifenden Zusammenarbeit berück-
sichtigt werden.

Der Fachbereich Baurecht und Brandschutz vollzieht 
die Bestimmungen des Baugesetzes und der Gemeinde-
bauordnungen sowie die feuerpolizeilichen Vorschriften. 
Im Weiteren stellt er gemeinsam mit den Gemeinde-bau-
verwaltungen den rechtskonformen Vollzug der Bauaus-
führung sicher.

Der Fachbereich Wohnbauförderung ist für die un-
verbindliche und kostenlose Beratung in Fragen der 
Wohn-bauförderung zuständig. Er überprüft die finan-
ziellen Voraussetzungen der Antragstellenden und die 
Förderungs-würdigkeit des zu fördernden Objektes.
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Fachbereich Raum- und Verkehrsplanung

Der Fachbereich Raum- und Verkehrsplanung hat die 
Gemeinden bei der Ortsplanung im Sinne einer räum-
lich koordinierten und nachhaltigen Entwicklung fach-
lich unterstützt und beraten, diverse Planungsinstru-
mente sowie Vorhaben und dazugehörende Unterlagen 
geprüft sowie diese genehmigt bzw. der Regierung zur 
Genehmigung vorbereitet. Im Berichtsjahr wurden ver-
schiedene Dokumente zu landesweiten raumrelevanten 
Themen als Hilfestellung für die Gemeinden erarbeitet, 
ergänzt und im Internet publiziert.

Mit dem Mobilitätskonzept «Mobiles Liechtenstein 
2015» formulierte die Regierung 2008 eine Gesamt-
verkehrspolitik und Mobilitätsstrategie mit dem Zeit-
horizont bis ins Jahr 2015. Anhand des «Statusberichts 
2016 mit Ausblick 2020», welcher im Jahr 2016 erarbei-
tet wurde, wurde das Mobilitätskonzept aktualisiert. Der 
Fokus des Ausblicks auf das Jahr 2020 wurde damit be-
gründet, um zum einen mehr Gewissheit in Bezug auf 
die sich anbahnenden Entwicklungen und Chancen zu 
erhalten, und zum anderen, um nachfolgend eine län-
gerfristige Mobilitätsstrategie mit Horizont 2030 zu ent-
werfen. Im Berichtsjahr wurde die Erarbeitung des «Mo-
bilitätskonzepts 2030» beschlossen. Die Ausschreibung, 
die Arbeitsvergabe und erste Treffen fanden Ende des 
Berichtsjahres statt.

Das Ziel des Entwicklungskonzeptes Unterland und 
Schaan ist es, die Siedlungs-, Natur- und Landschafts-
räume über die Gemeindegrenze hinweg zwischen Land 
und Gemeinde zu planen und zu entwickeln. Mit einem 
politisch breit abgestützten Masterplan soll die langfri-
stig angestrebte Entwicklung von Siedlung, Natur und 
Landschaft sowie Mobilität gesteuert werden. Im Be-
richtsjahr wurde die Erarbeitung des Entwicklungskon-
zeptes weitergeführt und die Vision 2050 vorgestellt und 
verabschiedet. Des Weiteren fanden verschiedene Mit-
wirkungs- und Informationsveranstaltungen (Gemein-
deräte, Bevölkerung, interessierte Organisationen) statt. 
Weitere Informationen dazu können auf der Internetseite 
www.vision2050.li aufgerufen werden.

Das Amt für Bau und Infrastruktur arbeitete im Be-
richtsjahr als für die Raum- und Verkehrsplanung zu-
ständiges Amt an einem Raumkonzept, welches die 
künftige räumliche Ordnung Liechtensteins aufzeigen 
soll. Das Raumkonzept ist als strategische Grundlage für 
die Koordination der verschiedenen raumwirksamen Tä-
tigkeiten zu verstehen und fördert die Zusammenarbeit 
über räumliche, fachspezifische und institutionelle Gren-
zen hinweg.

Grenzübergreifende Zusammenarbeit
Die internationale Zusammenarbeit und der Austausch 
mit Partnern über die Landesgrenzen hinweg sind sehr 
bedeutend für Liechtenstein, da die Räume und Infra-
strukturen eng mit den Nachbarländern verbunden sind. 
Liechtenstein war auch im Berichtsjahr u. a. in folgenden 

Kommissionen sowie Projektgruppen vertreten (Aufzäh-
lung nicht abschliessend):

Agglomerationsprogramm Werdenberg- Liechten-
stein Das Agglomerationsprogramm Werdenberg-Liech-
tenstein ermöglicht die Koordination bereichsübergrei-
fender Verkehrs-, Siedlungs- und Landschaftsthemen 
innerhalb des funktionalen Raumes Werdenberg-Liech-
tenstein. Ziel ist die verstärkte Zusammenarbeit und die 
gemeinsame Entwicklung von Zukunftsperspektiven so-
wie eine effiziente Erfüllung öffentlicher Aufgaben.

INTERREG INTERREG ist ein Regionalprogramm der 
Europäischen Union zur Förderung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit, an dem sich auch Nicht-
EU-Staaten beteiligen können. Fördergelder von der EU 
werden ergänzt durch staatliche Mittel aus der Schweiz 
sowie Beiträgen aus Liechtenstein. Ziele des Programms 
sind mehr Wettbewerbsfähigkeit, Innovation, Beschäfti-
gung und Bildung. Gleichzeitig werden Umwelt-, Ener-
gie- und Verkehrsthemen angegangen.

Alpenraumprogramm Der Alpenraum ist eine Region 
der Vielfalt und der Gegensätze. Er umfasst fünf EU-Mit-
gliedsstaaten (Deutschland, Frankreich, Italien, Öster-
reich, Slowenien) sowie Liechtenstein und die Schweiz 
und erstreckt sich von Frankreich bis nach Slowenien. 
Noch stärker als andere europäische Regionen ist der 
Alpenraum den Auswirkungen des Klimawandels aus-
gesetzt. Gleichzeitig bildet die Gebirgskette ein Nadel-
öhr für den europäischen Nord-Süd-Verkehr. Das Al-
penraumprogramm fördert daher Projekte zu folgenden 
Themen: Innovativer Alpenraum, CO2-armer Alpenraum, 
lebenswerter Alpenraum und gute Verwaltung im Alpen-
raum.

ESPON Das europäische Raumbeobachtungsnetzwerk 
ESPON (European Observation Network for Territorial 
Development and Cohesion) umfasst nebst den EU-Mit-
gliedsländern auch die angrenzenden Staaten Schweiz, 
Norwegen, Island und Liechtenstein. Ziel des Raum-
beobachtungsnetzwerks ist es, ein dauerhaftes System 
räumlicher Beobachtung des europäischen Territoriums 
zu etablieren. Dies ermöglicht für viele Raumentwick-
lungs-Indikatoren erstmals grossräumige internationale 
Vergleiche. Die Schweiz vertritt Liechtenstein in der 
Funktion der nationalen Kontaktstelle. Durch die Teil-
nahme wird gewährleistet, dass die liechtensteinischen 
Daten in die europäischen Studien einfliessen und das 
daraus gewonnene Wissen Liechtenstein zur Verfügung 
steht.

EUSALP Makroregionale Strategien sind Instrumente 
der Europäischen Union (EU), die sich mit den Herausfor-
derungen spezifischer geografischer Gebiete befassen. 
Mit der makroregionalen Strategie für den Alpenraum 
(EUSALP) wurde ein solches transnationales Instrument 
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eingeführt. Die EU-Strategie für den Alpenraum (EU-
SALP) ist ein Verbund aus sieben EU-Mitgliedsstaaten, 
zwei Drittstaaten (Liechtenstein und Schweiz) und 48 Re-
gionen. EUSALP hat zum Ziel, die Zusammenarbeit zwi-
schen Regionen und Ländern in den Bereichen der wirt-
schaftlichen, sozialen und räumlichen Zusammenhänge 
in den Alpen zu stärken.

Alpenkonvention Die Alpenkonvention ist ein internati-
onales Abkommen zwischen den Alpenländern (Deutsch-
land, Frankreich, Italien, Liechtenstein, Monaco, Öster-
reich, Schweiz und Slowenien) sowie der EU für eine 
nachhaltige Entwicklung und den Schutz der Alpen.

Die Alpen sind Natur-, Kultur-, Lebens- und Wirt-
schaftsraum für fast 14 Millionen Menschen und ein at-
traktives Tourismusziel für jährlich etwa 120 Millionen 
Gäste.

Die Schweiz und Liechtenstein vergeben regelmäs-
sig den «Internationalen Preis für nachhaltiges Sanieren 
und Bauen in den Alpen, Constructive Alps». Die Univer-
sität Liechtenstein unterstützt die Jury bei der Prüfung 
der Objekte.

Internationale Bodenseekonferenz Die Internationale 
Bodenseekonferenz (IBK) fördert eine gemeinsame Rau-
mentwicklung in der Bodenseeregion in enger Koope-
ration mit der Raumordnungs-Kommission Bodensee 
(ROK-B). Zudem setzt sie sich für die ständige Verbes-
serung der Anbindung der Bodenseeregion an die inter-
nationalen Verkehrswege, die Schliessung der Lücken 
in der grenzüberschreitenden Verkehrsinfrastruktur so-
wie die Herstellung leistungsfähiger Verkehrswege und 
-verbindungen in der Region ein. Ziel ist es, mit den Bo-
denressourcen sparsam umzugehen und diese dauerhaft 
zu sichern sowie ein funktionstüchtiges Verkehrssystem 
(Strasse, Schiene, Wasser, Luft) als eine notwendige In-
frastrukturvoraussetzung für die Erfüllung der Mobili-
tätsbedürfnisse der Bevölkerung und für eine florierende 
Wirtschaft zur Verfügung zu stellen. Der Bodenseeraum 
ist eine Natur- und Kulturlandschaft von herausragendem 
Rang. Es gilt daher, die räumlichen Ressourcen sparsam 
zu nutzen und die unterschiedlichen räumlichen Bedürf-
nisse für Leben, Wohnen, Verkehr, Wirtschaft, Arbeit 
und Erholung ausgewogen zu berücksichtigen.

Zürich-Prozess Der nach der «Erklärung von Zürich» 
benannte Zürich-Prozess ist die formelle Plattform für 
die Zusammenarbeit der Verkehrsministerinnen und 
Verkehrsminister der Alpenländer. Diese treffen sich seit 
2001 regelmässig, um sich über Sicherheitsfragen, die 
Verlagerungspolitik und mögliche Verkehrslenkungssy-
steme auszutauschen. Ziel des «Zürich Prozess» ist die 
nachhaltige und sichere Bewältigung des Strassengü-
terverkehrs im ökologisch wie auch verkehrstechnisch 
schwierigen Gebiet Alpenraum. 

Zu Gunsten der Umwelt und unter Berücksichtigung 
der Wirtschaft soll eine Verlagerung auf weniger umwelt-

belastende Verkehrsarten wie z. B. die Schiene gefördert 
werden. Die Ausarbeitung dieser Arbeitsbereiche erfolgt 
im Rahmen der Arbeitsgruppen Umweltindikatoren,  
Ereignismanagement, Schwerverkehrsmanagementsy-
steme und der ad hoc Arbeitsgruppe Sicherheit in Eisen-
bahntunneln.

Internationales Transportforum ITF Das Internationale 
Transportforum (ITF) der OECD ist eine zwischenstaatli-
che Organisation mit 59 Mitgliedsländern. Das ITF fun-
giert als Think Tank für die Verkehrspolitik und ist das 
einzige globale Gremium, das alle Verkehrsträger ab-
deckt. Das ITF ist administrativ in die OECD integriert 
und politisch unabhängig. Der ITF-Jahresgipfel, der 
seit 2008 jährlich in Leipzig stattfindet, ist das weltweit 
grösste Treffen von Verkehrsministern und die weltweit 
führende Plattform für den verkehrspolitischen Dialog. 
Im Mai 2018 nahm Liechtenstein mit Regierungschef-
Stellvertreter und Infrastrukturminister Dr. Daniel Risch 
am Internationalen Transport Forum ITF in Leipzig teil, 
welches unter dem Titel «Transport Safety & Security» 
stand.

OTIF Die zwischenstaatliche Organisation für den inter-
nationalen Eisenbahnverkehr (Organisation intergou-
vernementale pour les transports internationaux ferro-
viaires, OTIF) setzt sich für die Förderung, Verbesserung 
und Erleichterung des internationalen Eisenbahnver-
kehrs ein. Liechtenstein ist seit dem 1.  Mai 1985 Ver-
tragspartei des Übereinkommens über den internationa-
len Eisenbahnverkehr (COTIF). 

Fachbereich Baurecht und Brandschutz

Die Anzahl der Bauanträge und weiterer genehmigungs-
pflichtiger Anlagen veränderte sich im Vergleich zum 
Vorjahr kaum. 

Baurecht
Das Handbuch zum Baugesetz wurde zu Beginn des Ka-
lenderjahres aktualisiert.

Statistische Angaben
Das Amt für Bau und Infrastruktur bewilligte insgesamt 
447 (Vorjahr: 466) Bauanträge, davon im Bewilligungs-
verfahren 303 (308) und im Anzeigeverfahren 144 (158). 
Weiters wurden 58 (82) wärmetechnische Anlagen, 10 
(6) haustechnische Anlagen, 21 (19) Brandschutzkon-
zepte und 88 (68) Planänderungen genehmigt.

Abgelehnt wurden insgesamt 4 (4) Bauanträge, 2 da-
von im Bewilligungsverfahren, 2 im Rahmen einer Plan-
änderung. Die Anzahl der sistierten Baugesuche betrug 
153 (156).

Die durchschnittliche Behandlungsdauer der Bau-
gesuche (Anzahl Tage / Gesuch) reduzierte sich im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich von 41 Tagen auf ca. 27 
Tage. Im Anzeigeverfahren reduzierte sich die durch-
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schnittliche Behandlungsdauer von 16 Tagen auf 11 
Tage. Es gab insgesamt 24 (23) Einsprachen, wovon 8 
noch offen, 3 abgewiesen und 13 zurückgezogen wor-
den sind.

Der Fachbereich führte im Berichtsjahr 134 (166) 
Rohbaukontrollen und 228 (367) Bauschlussabnah-
men durch. Durch die Revision des Baugesetzes, wo-
nach Bauten, die durch die Eigentümer selbst genutzt 
werden oder geringfügige Ausmasse haben, nicht mehr 
zwingend einer Bauschlussabnahme unterzogen wer-
den müssen, reduzierte sich die Anzahl durchgeführter 
Schlusskontrollen deutlich. Die Bauherrschaft bzw. der 
beauftragte Projektant übermittelt dem ABI als Baube-
hörde eine Fertigstellungsmeldung und sichert dabei 
zu, dass die Baute bau- und bewilligungsgemäss aus-
geführt worden ist. Das ABI erteilte insgesamt 59 (132) 
Ausnahmen von den Bau- und Nutzungsvorschriften und 
sistierte 153 Baugesuche während des laufenden Ver-
fahrens. Ursache dieser Zurückstellungen waren mehr-
heitlich Einsprachen sowie unvollständige Unterlagen 
betreffend den Nachweis der ordentlichen Ableitung der 
Abwässer, welcher durch die Gemeinde zu prüfen und 
zu genehmigen ist.

Brandschutz / Feuerpolizei / Blitzschutz
Die Anpassung der Brandschutzrichtlinie «Qualitätssi-
cherung im Brandschutz» der Vereinigung Kantonaler 
Feuerversicherungen (VKF) wurde mit der Novellierung 
dieser Richtlinie auch in Liechtenstein übernommen. Ei-
ner der Schwerpunkte der Revision betraf die Anpassung 
der Übereinstimmungserklärung Brandschutz, die seit 
dem 1.  Januar 2019 nicht mehr von der Bauherrschaft 
unterfertigt werden muss. Der QS-Beauftragte Brand-
schutz hat dadurch noch mehr Verantwortung. 

Die Totalrevision des Brandschutzgesetzes ist in Er-
arbeitung.

Der Trend zu Wärmepumpen aller Art als zentrales 
Heizsystem setzt sich fort. Wärmepumpen lösen wie be-
reits in den vergangenen Jahren grösstenteils die kon-
ventionellen Energieträger Gas, Öl und Holz ab.

Es wurden im Berichtsjahr 11 (7) Blitzschutzanlagen 
bewilligt. Die Anlagen werden von dem von der Regie-
rung bestellten Kontrollorgan autonom abgenommen.

Energie
Das ABI als Baubehörde ist für den Vollzug der ener-
getischen Anforderungen nach der Energieverordnung 
sowie die Prüfung der Energieausweise zuständig. Die 
Anzahl spezifischer Energiekonzepte im Rahmen der Ge-
nehmigung haustechnischer Anlagen hat sich im Ver-
gleich zu 2017 von 6 auf 15 erhöht.

Die Richtlinie 2010 / 31 / EU – Gesamtenergieeffizi-
enz von Gebäuden – ist noch nicht in nationales Recht 
umgesetzt worden. Die fachtechnischen und rechtlichen 
Belange werden überprüft. Die Arbeit erfolgt in enger 
Kooperation mit der Energiefachstelle des Amtes für 
Volkswirtschaft.

Fachbereich Wohnbauförderung

Wohnbauförderung
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 35 zinslose Darlehen 
in der Höhe von CHF 5'269'600 ausbezahlt. Der Dar-
lehensbestand hat sich von CHF 154'292'922 auf CHF 
146'173'016 (inkl. Depot-Saldo) verringert. 85.7 % der 
Darlehen wurden an Liechtensteiner ausbezahlt. Es wur-
den zudem auch einige Stundungs- und Sistierungsge-
suche sowie Anträge auf Um- und Anbauten behandelt.

Budget
Die Höhe der Fördermittel wurde mit CHF 8'000'000 bud-
getiert. Im Berichtsjahr wurden Darlehen in der Höhe von 
CHF  5'269'600 ausbezahlt. Freiwillig wurden Darlehen 
in der Höhe von CHF 3'200'234 zurückbezahlt. Zur vor-
zeitigen Rückzahlung fällig bzw. freiwillig zurückbezahlt 
wurden Subventionen in der Höhe von CHF 143'500.

Verteilung der zinslosen Darlehen nach Nationen

Nation	 Anzahl	 Zinslose Darlehen in CHF

LI	 30	 4'577'600 
AT	 1	 122'700 
CH	 2	 262'700 
DE	 1	 161'300 
ES	 1	 145'300

Total	 35	 5'269'600

Entwicklung des Darlehensbestands

	 Betrag in CHF

Darlehensbestand per 1. Januar 2018	 154'292'922 
(inkl. Depot-Saldo von CHF 148'670) 
Darlehensauszahlungen	 5'269'600 
Stundungen	 18'210 
Sistierungen	 110'590 
Auflösung offene Kindersubventionen	 0 
Fakturierte Tilgungsraten	 -10'275'832 
Darlehenstilgungen 	 -3'200'234 
neue Amortisationsrechnungen 	 -42'240 
(nach Sistierung)

Darlehensbestand per 31. Dezember 2018	 146'173'016 
(inkl. Depot-Saldo von CHF 69'440)

Abteilung Hochbau

Die Abteilung Hochbau betreut ein Immobilienportfo-
lio mit einem Gesamtwert von rund CHF 660 Mio. Die 
Mitarbeiter der Fachbereiche Projektierung staatlicher 
Hochbauten und Liegenschaftenverwaltung sind für die 
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Im Bereich der Schulbauten wurde im Berichtsjahr 
die seit langem zur Diskussion stehende Schulbauten-
strategie abgeschlossen, welche der Landtag im März 
2018 behandelt hat. In der Folge wurde der Finanzbe-
schluss zur Erstellung eines Schulraumprovisoriums für 
die Berufsmaturitätsschule (BMS) am Standort Giessen 
in Vaduz erarbeitet, welchem der Landtag im Oktober 
2018 zugestimmt hat. Des Weiteren wurde mit der um-
fangreichen Grundlagenerarbeitung für die Finanzbe-
schlüsse für die Ersatz- und Erweiterungsbauten beim 
Schulzentrum Mühleholz in Vaduz und für den Neu-
bau des Schulzentrums Unterland II in Ruggell (SZU II) 
begonnen, welche im Jahr 2019 dem Landtag zur Be-
schlussfassung vorgelegt werden sollen. 

Genereller Hochbauplanungskredit
Der Generelle Hochbauplanungskredit dient der Finan-
zierung von Projekten im Bereich der strategischen Pla-
nung, für die erst nach Vorliegen von generellen Ent-
scheidungsgrundlagen das weitere Vorgehen festgelegt 
wird. Im Berichtsjahr wurden im Wesentlichen ein erster 
Teil des Konzepts für die betriebliche Sicherheit in der 
Liechtensteinischen Landesverwaltung erarbeitet, Vor-
bereitungsarbeiten für das Schulraumprovisorium für die 
Berufsmaturitätsschule am Standort Giessen in Vaduz ab-
geschlossen und die Grundlagenerarbeitung für die im 
Jahr 2019 zu behandelnden Verpflichtungskredite für das 
neue Schulzentrum Unterland II in Ruggell und für die Er-
satz- und Erweiterungsbauten beim Schulzentrum Müh-
leholz in Vaduz vorgenommen. Weiters wurde mit der 
Ausarbeitung des verwaltungsübergreifenden Betriebs-
konzepts für die Liechtensteinische Landesverwaltung 
begonnen, welches es auch im Zusammenhang mit dem 
neuen Dienstleistungszentrum Giessen zu erstellen gilt. 
Abklärungen hinsichtlich Wärmeschutz und Klimaverbes-
serungen wurden für das Regierungsgebäude und für das 
Aussenlager der Liechtensteinischen Landesbibliothek 
an der Pflugstrasse in Vaduz getätigt. Die Vorbereitungs- 
und Planungsarbeiten für die Sanierung des Bahnhofs 
Schaan samt Frachtenmagazin wurden ebenfalls über den 
generellen Hochbauplanungskredit abgewickelt.

 
Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

028.318.03	 Genereller Hochbau-	 300'000	 251'458 
		  planungskredit

Pauschaler Hochbaukredit 
Über den pauschalen Hochbaukredit werden Neubau-
projekte und Erneuerungsprojekte (Wiederherstellung 
eines baulich und technisch aktuellen Bauzustands un-
ter Beibehalt der ursprünglichen Nutzung) bearbeitet 
und finanziert. Im Berichtsjahr wurde der Wettbewerb 
für das neue Dienstleistungszentrum Giessen in Vaduz 
durchgeführt. Für die Motorfahrzeugkontrolle in Vaduz 

Erstellung, den Betrieb, die Instandhaltung und die In-
standsetzung der landeseigenen Gebäude verantwort-
lich. Die Gebäude unterteilen sich in die Kategorien 
Verwaltungs-, Schul- und Kulturbauten. In die Katego-
rie Verwaltungsbauten entfallen neben den eigentlichen 
Verwaltungsgebäuden Zoll- und Postgebäude, Werk-
höfe, Telefonzentralen und sonstige Bauten. Ebenso ge-
hören hierzu die Liegenschaften der Botschaften und 
Ständigen Vertretungen des Landes im Ausland. Dem 
Fachbereich Projektierung ist zusätzlich das Fachgebiet 
öffentliches Subventionswesen zugeteilt. Im Berichtsjahr 
wurden insgesamt folgende Ausgaben getätigt:

Bezeichnung	 Budget	 Aufwand  
	 in CHF	 in CHF

Betriebs- und Instandhaltungskosten	 8'380'000	 8'387'081 
Mietkosten	 6'824'000	 6'618'994 
Postalische Leistungen	 1'400'000	 1'332'758 
Instandsetzungskosten	 11'170'000	 8'372'800 
Genereller Hochbauplanungskredit	 300'000	 251'458 
Pauschaler Hochbaukredit	 690'000	 629'967 
Nicht aktivierbare Sachgüter  
< CHF 10'000	 640'000	 636'813 
Aktivierbare Sachgüter  
> CHF 10'000	 744'000	 389'014

Fachbereich Projektierung staatlicher 
Hochbauten

Allgemeines
Die Kernaufgaben des Fachbereichs Projektierung um-
fassen die Abwicklung sämtlicher hochbauspezifischer 
Aufgabenstellungen, von kleineren Instandhaltungs- 
und Instandsetzungsprojekten über Analysen bestehen-
der Bauten und umfangreichen Sanierungsprojekten bis 
zur Entwicklung und Abwicklung von Neubauprojekten 
der Kategorien Verwaltungs-, Schul- und Kulturbauten 
im öffentlichen Bereich. Zudem wird das Subventions-
wesen betreut. 

Im Berichtsjahr wurde die von der Regierung geneh-
migte Liegenschaftsstrategie für Verwaltungsbauten wei-
terbearbeitet. Ein Schwerpunkt lag in der Durchführung 
des Architekturwettbewerbs für den Neubau eines Dienst-
leistungszentrums für die Liechtensteinische Landes-
verwaltung auf dem Giessen-Areal (DLG) in Vaduz. Der 
Entscheid der Regierung, das Post- und Verwaltungsge-
bäude Vaduz für die Liechtensteinische Landesbibliothek 
(LiLB) umzunutzen, wirkt sich massgeblich auf die beste-
hende Liegenschaftsstrategie aus. In der Folge mussten 
die Grundlagen für die im Jahr 2019 zu genehmigenden 
Finanzbeschlüsse für die Umnutzung des Post- und Ver-
waltungsgebäudes Vaduz für die LiLB und die Erweite-
rung der laufenden 1. Etappe des DLG zur Unterbringung 
der benötigten Arbeitsplätze für die Mitarbeitenden der 
Liechtensteinischen Landesverwaltung erarbeitet werden.
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wurde zwecks Optimierung betrieblicher Abläufe ein 
neuer Warteraum für die Kunden erstellt. Mit der Geneh-
migung des Verpflichtungskredits für das Schulraumpro-
visorium für die BMS wurde auch ein Nachtragskredit für 
die erforderlichen Planungsarbeiten genehmigt.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

090.503.00	 Dienstleistungszentrum	 400'000	 399'399 
		  Giessen Vaduz

090.503.02	 Diverse Hochbau-	 1) 190'000	 187'737 
		  investitionen

208.503.04	 Schulraumprovisorium 	 2) 100'000	 42'831 
		  BMS

1)	� Verschiebung von Budgetmitteln aus buchhalterischen Gründen 
nach Art. 10 Abs. 2 Bst. h FHG in Höhe von CHF 190'000 vom Konto 
091.314.00 Instandsetzung Verwaltungsgebäude.

2)	 inkl. Nachtragskredit von 100'000 (LGBl. 2018 Nr. 268)

Instandsetzung öffentliche Bauten
In den drei Bereichen Verwaltungs-, Schul- und Kultur-
bauten wurden insgesamt Ausgaben in der Höhe von 
CHF 8'372'800 getätigt.

Verwaltungsbauten
Schwerpunktmässig wurden beim Polizeigebäude Va-
duz die gemäss genehmigtem Massnahmenkatalog er-
forderlichen Instandsetzungsarbeiten beim Gefängnis-
dach ausgeführt und bei der Motorfahrzeugkontrolle die 
Schalterhalle umgestaltet und erneuert. Für das Dach 
des Landtagsgebäudes sind Untersuchungen, Vorberei-
tungsarbeiten und Bemusterungen durchgeführt sowie 
Entscheide hinsichtlich der Ausführung gefällt worden. 
Beim Peter-Kaiser-Platz wurden die Stelen im Hortusbe-
reich saniert und mit neuen Mauerabdeckungen aus Be-
ton versehen. Verschiedene schadhafte Stellen des Platz-
belags und bei den Treppen wurden ausgebessert und wo 
nötig Teilbereiche mit neuen Steinen ersetzt. Ebenfalls 
wurden die gemäss Unterhaltsplan notwendigen Anker-
kontrollen der Hangwand hinter dem «Langen Haus» des 
Landtagsgebäudes durchgeführt. In der Liegenschaft, in 
welcher die Staatsanwaltschaft untergebracht ist, wurden 
die Sicherheitsmassnahmen, die gemäss Sicherheitskon-
zept als prioritär eingestuft wurden, umgesetzt.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

091.314.00	 Verwaltungsbauten	 1) 3'490'000	 2'824'190

1)	� Verschiebung von Budgetmitteln aus buchhalterischen Gründen nach 
Art. 10 Abs. 2 Bst. h FHG in Höhe von CHF 190'000 auf das Konto 
090.503.02 Diverse Hochbauinvestitionen.

Schulbauten 
Im Schulbaubereich wurden im Wesentlichen die In-
standsetzung der Turnhalle, der Tiefgarage und der Um-
gebung beim Schulzentrum Unterland in Eschen durch-
geführt. Im Zuge dieser Instandsetzungsarbeiten wurden 
ebenfalls die in die Jahre gekommenen Laborräume er-
neuert. 

Nach langwierigen Abklärungen betreffend die Ver-
jährung von Gewährleistungs- und Schadenersatzan-
sprüchen im Schadenfall der Turnhalle beim Schulzen-
trum Mühleholz II (SZM II) in Vaduz konnte mit den 
Schadensverursachern ein Verhandlungsergebnis im 
Sinne eines Vergleichs erzielt werden. Daraufhin konn-
ten die Massnahmen zur Erreichung der geforderten 
Tragsicherheit ausgeführt werden. Diese Massnahmen 
wurden grösstenteils in den Sommerferien durchgeführt 
und konnten mit viel Engagement aller beteiligten Planer 
und Unternehmer erfolgreich abgeschlossen werden.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

295.314.00	 Schulbauten	 6'890'000	 4'965'029

Kulturgebäude 
Wesentliche Umbauten, die für die Umgestaltung des 
Postmuseums notwendig wurden, erfolgten im Englän-
dergebäude in Vaduz. Das Postmuseum verfügt neu über 
einen ansprechenden Eingangsbereich, einen zeitgemä-
ssen Museumsshop und über einen neu gestalteten Aus-
stellungsbereich für Dauer- und Wechselausstellungen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

391.314.00	 Kulturbauten	 600'000	 583'581

Ausrichtung von Landessubventionen für Hochbauten
Im Berichtsjahr wurden an die Liechtensteinische Alters- 
und Krankenhilfe (Haus St. Peter und Paul, Mauren), den 
Verein für Betreutes Wohnen (Sozialpädagogische Ju-
gendwohngruppe, Triesen), das Liechtensteinische Rote 
Kreuz (Rotkreuzstützpunkt, Vaduz) sowie an den Liech-
tensteiner Alpenverein Subventionsbeiträge ausbezahlt. 
Die für die Kletterhalle budgetierten Mittel wurden auf-
grund des negativen Finanzierungsentscheides nicht 
benötigt. Im Rahmen der Bearbeitung von Subventi-
onsanfragen und -anträgen erfolgten verschiedene Stel-
lungnahmen und Beratungen.
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Konto Nr.	 Subventionsprojekte	 Budget	 Subvention 2018
		  in Ausführung	 in CHF 	 in CHF

570.564.01.06	 Neubau Alters- und Pflegeheim	 11'000'000	 11'000'000 
		  Mauren (LAK)

570.564.01.99	 Gemeindeanteil 50 % (LAK)	 -5'500'000	 -5'500'000

581.565.00	 Neubau Sozialpädagogische 	 593'000	 492'036 
		  Jugendwohngruppe, Triesen

589.565.00	 Neubau Rotkreuzstützpunkt, Vaduz	 300'000	 118'859

Gesamtkosten 	 Subventionsprojekte in Ausführung	 6'393'000	 6'110'895

Konto Nr.	 Subventionen gemäss	 Budget	 Subvention 2018
		  Finanzgesetz	 in CHF 	 in CHF

330.365.00	 Liechtensteiner Alpenverein, Jahresbeitrag 2018	 139'000	 138'984

Gesamtkosten 	 Subventionen gemäss Finanzgesetz	 139'000	 138'984

Fachbereich Liegenschaftsverwaltung

Im Berichtsjahr sind für den Betrieb (Bewachung, Eigen- 
und Fremdreinigung, Energie, Versicherung, Einmietung, 
Gehälter), die Instandhaltung (Wartungs- und Servicever-
träge, Kleinreparaturen), postalische Leistungen und den 
Einkauf von Fahrzeugen, Maschinen, Geräten und Büro-
materialien etc. rund CHF 23 Mio. aufgewendet worden. 
Dazu zählen nicht die Instandsetzungskosten, welche zur 
Wiederherstellung des Soll-Zustandes von Baukonstruk-
tionen, technischen Anlagen und Ausstattungen notwen-
dig sind. Für den Betrieb und die Instandhaltung wurden 
CHF 13 Mio. aufgewendet, dies entspricht 1.92 % der Ge-
bäudeversicherungssumme von CHF 660 Mio. 

Wie in den vergangenen Jahren wurde darauf geachtet, 
dass die für die Werterhaltung notwendigen Massnahmen 
getroffen und die dringenden Arbeiten unter Einhaltung 
der vorgegebenen Budgetmittel durchgeführt wurden. 

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

091.312.00	 Betriebskosten 	 4'210'000	 4'089'278 
		  Verwaltungsgebäude 
295.312.00	 Betriebskosten 	 2'400'000	 2'487'215 
		  Schulgebäude 
391.312.00	 Betriebskosten	 1'770'000	 1'810'588 
		  Kulturgebäude

Total		  8'380'000	 8'387'081

Abteilung Tiefbau

Die Abteilung Tiefbau umfasst die Fachbereiche Vermes-
sung und Geoinformation, Infrastruktur Bau / Verkehrs-
technik und Infrastruktur Betrieb. Die Amtliche Vermes-
sung und die Landesvermessung liefern die Grundlagen 
für die Anlage und Führung des Grundbuchs und den 
Aufbau und Betrieb der Geodateninfrastruktur. In den 
Bereichen Bau und Betrieb werden Verkehrsinfrastruk-
turen im Wert von rund CHF 770 Mio. verwaltet, betrie-
ben und unterhalten. Die wichtigsten Budgetpositionen 
umfassen: 

Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

Vermessung und Geoinformation	 795'000	 319'785  
Strassenverbesserungen und	  
Neubauten		  6'800'000	 5'922'475 
Unterhalt von Brücken und	  
Kunstbauten	 1) 3'100'000	 3'071'854  
Winterdienst	 2) 850'000	 682'550  
Baulicher Unterhalt von Strassen	 2'250'000	 2'248'160

1)	� inkl. Nachtragskredit von 350'000
2)	� inkl. Nachtragskredit von 200'000
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Fachbereich Vermessung und  
Geoinformation

Amtliche Vermessung
Die Arbeiten des letzten Erneuerungsoperats in Trie-
senberg (Ebene Bodenbedeckung und die Einzelobjekte 
in Malbun) konnten im Berichtsjahr abgeschlossen und 
der Regierung zur Genehmigung vorgelegt werden. Die 
Eintragung der geänderten Bodenbedeckungsarten im 
Grundbuch erfolgte sodann im Jahr 2019. Damit sind die 
Erneuerungen im ganzen Land vollständig abgeschlos-
sen. Erneuerungen sind Aktualisierungen bzw. Moder-
nisierungen von bestehenden Grundbuchvermessungen, 
die nach dem alten Vermessungsgesetz aus dem Jahr 
1945 erstellt wurden. Diese sind technisch zu erneuern 
und auf den Stand der Vorgaben des Vermessungsge-
setzes aus dem Jahr 2005 zu bringen. 

Die technischen Arbeiten der periodischen Nach-
führung (PNF) und Homogenisierung der Gemeinde 
Vaduz konnten ebenfalls abgeschlossen und zur Verifi-
kation übergeben werden. Für die periodische Nachfüh-
rung der Gemeinde Schaan wurden im Berichtsjahr die 
Feldarbeiten durchgeführt. Periodische Nachführungen 
sind Aktualisierungen von Elementen des Planes für das 
Grundbuch, für die kein Meldewesen organisiert werden 
kann, wie z. B. die regelmässige Nachführung von Waldr-
ändern, Bachläufen oder Rüfen. Gemäss Art. 38 Vermes-
sungsgesetz sind diese Elemente spätestens alle 10 Jahre 
nachzuführen. Die Arbeiten für die periodische Nachfüh-
rung der Gemeinden Balzers und Mauren wurden im Be-
richtsjahr in Auftrag gegeben. 

Mit der Eintragung des letzten Neuvermessungsge-
bietes wurde das populäre Flächenmass «Klafter» bereits 
am 11. Mai 2017 im Liechtensteiner Grundbuch durch 
den Quadratmeter abgelöst. In Zusammenarbeit mit dem 
Amt für Kultur und der Regierung wird mit einer Boden-
installation aus Messing im Vaduzer Städtle auf das Klaf-
ter als Zeugnis der Vergangenheit und als Kulturerbe 
aufmerksam gemacht. Die Präsentation der Bodenin-
stallation fand am 18. September 2018 im Liechtenstein-
Center im Vaduzer Städtle statt.

Landesvermessung
Im Berichtsjahr konnte in Zusammenarbeit mit dem Bun-
desland Vorarlberg ein Orthophoto mit einer Bodenauf-
lösung von 10 cm in Auftrag gegeben werden. Die Ar-
beiten zur Befliegung des liechtensteinischen Gebietes 
konnten im Berichtsjahr abgeschlossen werden. Mit der 
Lieferung der fertig prozessierten Orthophotos wird bis 
im Frühjahr 2019 gerechnet.

Hoheitsgrenzen (Landes- und Gemeindegrenzen)
Die technischen Arbeiten zur sechsten periodischen Re-
vision der Landesgrenze zu Österreich konnten bereits im 
Jahr 2017 weitestgehend abgeschlossen werden. Die Ab-
schlusssitzung der Liechtensteinisch-Österreichischen 
Grenzkommission fand im Juli 2018 in Vaduz statt. Die 

Grenzkommission genehmigte die durchgeführten Ar-
beiten und beauftragte die Leiter der technischen Grup-
pen mit der Erstellung eines Vorschlags für die Novellie-
rung des Grenzvertrags und des Grenzurkundenwerks. 
Der «Vertrag zwischen dem Fürstentum Liechtenstein 
und der Republik Österreich zur Feststellung der Staats-
grenze und Erhaltung der Grenzzeichen (Grenzvertrag)», 
LGBl. 1960 Nr. 19, und das zugehörige Grenzurkunden-
werk genügen den heutigen Anforderungen nicht mehr 
und sollen in den nächsten Jahren novelliert werden.

Nachführung der Vermessungsoperate 
Sämtliche Bestandteile der amtlichen Vermessung un-
terliegen der Nachführungspflicht. Die Kosten für die 
Nachführung sind nach dem Verursacherprinzip durch 
den Eigentümer resp. den Bauherrn zu tragen. Aufwen-
dungen, die nicht direkt einem Verursacher angelastet 
werden können, z. B. Kosten für die Datenaufbewahrung, 
die Auskunftserteilungen, die Fehlerbehebungen und die 
Löschung von Baurechten, werden durch das Land ge-
tragen. Ausserdem werden über dieses Konto die Kosten 
für die Vermarkung der landeseigenen Grundstücke ab-
gerechnet.

Geodateninfrastruktur GDI und ÖREB-Kataster
Die Arbeiten zum weiteren Ausbau der Geodateninfra-
struktur wurden gemäss der von der Regierung geneh-
migten Strategie 2017 bis 2020 zum weiteren Ausbau 
der GDI weitergeführt. Gemäss Geoinformationsgesetz 
aus dem Jahre 2010 wird die Geodateninfrastruktur 
durch die GDI-Kommission koordiniert. 

Im Berichtsjahr wurde das Gesetz über den Kataster 
der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 
(ÖREB-Katastergesetz; ÖREBKG) im Landtag verab-
schiedet. Mit dem Erlass der Durchführungsverordnung 
zum ÖREBK und der Abänderung weiterer Erlasse, ins-
besondere der Geoinformationsverordnung, der Vermes-
sungsverordnung und der Grundbuchverordnung, wur-
den die Rechtsgrundlagen für den ÖREB-Kataster nach 
Schweizer Vorbild geschaffen. Derzeit arbeiten das Amt 
für Bau und Infrastruktur als katasterverantwortliche 
Stelle, die betroffenen Ämter und die Gemeinden an der 
Umsetzung des Katasters. In Zusammenarbeit mit den 
ÖREB-Fachstellen wurden die Anforderungen an die Da-
tenerfassung und die Verfahren der Erstintegration und 
der Nachführung themenspezifisch in einem Pflichten-
heft festgehalten. Der ÖREB-Kataster soll bis im Jahr 
2021 in Liechtenstein eingeführt werden und die Rechte 
und Beschränkungen im Bereich von Grund und Boden 
dokumentieren.

Im Berichtsjahr konnten ausserdem verschiedene Ar-
beiten zur Weiterentwicklung der Geodateninfrastruktur 
durchgeführt werden. Im Juni 2018 genehmigte die Re-
gierung die Strategie des Amtes für Bau und Infrastruk-
tur und der GDI-Kommission für die Tarifierung von Ge-
odaten und beauftragte das ABI mit der Anpassung der 
Gebührenverordnung, welche am 1. Dezember 2018 in 
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Kraft trat. Mit der Anpassung der Gebührenverordnung wurden für verschiedene Datensätze (vor allem für Umwelt-
daten und die Daten des Gebäude- und Wohnungsregisters) die Nutzungsgebühren abgeschafft. Die Bearbeitungs-
gebühren (Personal- und Sachaufwand für die Bereitstellung der Daten) werden wie bisher erhoben. Einfache Geo-
datendienste nach dem Standard WMS (Web Map Service) sind aufgrund der Anpassung der Gebührenverordnung 
jetzt kostenfrei nutzbar. Das Geodatenportal wurde ausserdem mit einem Download-Bereich erweitert.

Im Bereich der Bereitstellung von Daten und Diensten für INSPIRE (Infrastructure for Spatial Information in 
Europe) wurden im Berichtsjahr Geodatendienste (Darstellungs- und Downloaddienste) für einzelne Themen von 
ANNEX II der INSPIRE-Richtlinie weiter ausgearbeitet. Das Amt für Bau und Infrastruktur hat Liechtenstein an der 
INSPIRE Jahreskonferenz vom September 2018 in Antwerpen vertreten und konnte wertvolles Knowhow für die wei-
teren Arbeiten gewinnen.

Aufwendungen gemäss Finanzgesetz

Konto	 Kontotext	 Budget in CHF	 Aufwand	 Ertrag

104.318.01	 Landesvermessung	 675'000	 277'210	  
104.318.03	 GDI und ÖREB-Kataster	  120'000	 42'575	  
104.434.01	 Ertrag Landesinformationssystem 	  -70'000	  	  62'099

	 Total	  725'000	 319'785	 62'099

 
Konto	 Kontotext	 Budget in CHF	 Aufwand in CHF	 Ertrag in CHF

028.435.00	 Verkauf Verlagsprodukte	 -6'000		  3'125

	 Total	 -6'000		  3'125

Einnahmen aus der Datenabgabe
Bei den Einnahmen aus der Datenabgabe handelt es sich 
im Wesentlichen um die Datennutzungs- und Bearbei-
tungsgebühren für die Daten der Amtlichen Vermessung 
und weiterer Informationsebenen. 

Einnahmen aus dem Kartenverkauf
Gemäss Vereinbarung wird die Wanderkarte zum Ver-
kaufspreis von CHF 22.50 durch Liechtenstein Marke-
ting und Hallwag, Kümmerly und Frey (Bern) vertrieben. 
Die Mountainbikekarte kann zum Verkaufspreis von CHF 
19.50 bei Liechtenstein Marketing oder Werdenberg 
Tourismus bezogen werden. Das Amt für Bau und Infra-
struktur beliefert die Verkaufsstellen und stellt den An-
kaufspreis für die Karten in Rechnung.

Fachbereich Infrastruktur Bau /  
Verkehrstechnik

Der Fachbereich Infrastruktur Bau / Verkehrstechnik des 
Amtes für Bau und Infrastruktur ist zuständig für sämt-
liche Um- und Neubauten am bestehenden Verkehrsin-
frastrukturnetz in Liechtenstein. Die realisierten Projekte 
dienten grösstenteils der besseren Verkehrsorganisation, 
das heisst der Verflüssigung des motorisierten Individual-
verkehrs und der Bevorzugung des öffentlichen Verkehrs. 
Weitere Massnahmen dienten zur Verbesserung der In-

frastruktur für den Langsamverkehr, so z. B. der ergän-
zende Bau von Fuss- und Radwegen entlang der beste-
henden Landstrassen. Mit den im Berichtsjahr realisierten 
Bauvorhaben konnte neben der Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit auch die Bausubstanz verbessert werden. Soweit 
möglich wurden Projekte forciert, bei denen der öffent-
liche Verkehr priorisiert und die Belange des Gesetzes zur 
Behindertengleichstellung berücksichtigt wurden.

Im Berichtsjahr war es nicht möglich, alle im Investi-
tionsbudget vorgesehenen Projekte zu realisieren bzw. 
gänzlich fertigzustellen. Im Gegenzug konnten Projekte, 
welche in den Vorjahren aufgrund von noch nicht abge-
schlossenen Landerwerbsverhandlungen zurückgestellt 
wurden, im Berichtsjahr ausgeführt werden. 

L1, km 3.79 – 4.09 Landstrasse Schaan, Gutenberg bis 
Bierhüsle
Das ca. 300 m lange Teilstück von der Druckerei Guten-
berg bis zum Bierhüsle war die letzte Ausbaulücke der 
Feldkircher Strasse in Schaan. Im Jahr 2017 baute die 
Gemeinde Schaan das «Anderle-Hus» um und erneuerte 
die Personenunterführung unter der Landstrasse. Folge-
richtig war im Anschluss daran der optimale Zeitpunkt, 
die anstehenden Sanierungsarbeiten an der Landstrasse 
und den Werkleitungen auszuführen. Der Strassenzu-
stand wurde gemäss Strassenmanagementsystem mit 
«kritisch» bewertet.
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Das Bauprojekt sah eine komplette Erneuerung der 
Strasse sowie die Anordnung von beidseitigen kombi-
nierten Fuss- / Radwegen vor. Bei den Abzweigung zur 
«in der Specki» Strasse wurde eine durchgehende Trot-
toirüberfahrt erstellt. Die Linksabbiegespuren Richtung 
Specki und Dux wurden aufgehoben. Das Normalprofil 
enthielt analog den südlich und nördlich angrenzenden 
Ausbauten eine Fahrbahn mit 6.50 m Breite sowie beid-
seitig je einen 2.75 m breiten kombinierten Fuss- / Rad-
weg. Die Bushaltestellen wurden aufgrund der begrenz-
ten Platzverhältnisse wie bisher als Fahrbahnhaltestellen 
ausgebildet. Wo nötig, haben die Gemeinde und die 
Werke gleichzeitig ihre Leitungen ersetzen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 1'600'000	 1'364'933 
		  und Neubauten

L2, km 3.44 – 3.55 Landstrasse Triesen, Umbau Halte-
stelle WST
Auf Wunsch der Bevölkerung und Drängen der Gemeinde 
wurde die Haltestelle Schule in Triesen fünf Jahre nach 
deren Erstellung umgebaut. Anstelle des Busterminals 
wurden beidseitig der Strasse Haltestellen mit Busbuch-
ten erstellt sowie die Mittelinsel verschoben. Im Zuge 
der Umbauarbeiten wurde als Vorinvestition von der Ge-
meinde die Fernwärmeleitung von der Schule bis zum 
Knoten Gässle im Strassenkörper verlegt. Die Arbeiten 
konnten vor dem Schulanfang nach den Sommerferien 
abgeschlossen werden.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 850'000	 628'703 
		  und Neubauten

L1, km 3.278 – 3.316 Umbau St. Peter Kreuzung
Die Gemeinde Schaan nahm ein weiteres Teilstück der 
neuen Poststrasse in Betrieb. Gleichzeitig begann sie 
mit dem Umbau der Steckergass, welche neu wieder im 
Gegenverkehr betrieben wird. Für die Abwicklung des 
Verkehrs während den Bauarbeiten in der Steckergass 
und dem nächstjährigen Umbau der Wiesengass durch 
die Gemeinde Schaan sowie der St. Peterkreuzung durch 
das Land Liechtenstein wurde in der Örtlichkeit «im 
Loch» eine provisorische Strasse für die Verkehrsfüh-
rung in Richtung Vaduz erstellt. Der Anteil des Landes 
wurde als Vorinvestition für den Umbau der St. Peter-
kreuzung (Ausführung 2019) getätigt.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 0	 137'104 
		  und Neubauten

L3, Landstrasse Schaan, Bahnhofstrasse – Abbruch 
Hotel Post
Das Land Liechtenstein konnte durch eine Grenzkorrek-
tur einen Teil der Parzelle 101 flächengleich tauschen. 
Dies ermöglichte den Abbruch des Hotel Post. Dadurch 
wird eine Strassenkorrektur möglich, welche die Schwie-
rigkeiten von Linienbussen und des MIV beim Ein- und 
Ausfahren von der Strassenparzelle Nr. 102 auf die Bahn-
hofstrasse eliminiert. Der Abbruch des Gebäudes er-
folgte im August 2018. Die definitive Linienführung des 
Trottoirs und der Bahnhofstrasse wird im Zusammen-
hang mit dem Werkleitungsbau der Gemeinde Schaan 
im Jahre 2020 erfolgen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 150'000	 151'065 
		  und Neubauten

L3, km 1.10 – 1.55 Landstrasse Schaan, Zollstrasse, 
Einmündung Alte Landstrasse
Die Baumeisterarbeiten für den Strassenbau wurden 
nach der Kälteperiode wieder aufgenommen. Mit dem 
Einbau des Deckbelages wurden die Arbeiten im Som-
mer 2018 abgeschlossen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 200'000	 782'366 
		  und Neubauten

H10, km 5.31 – 5.60 Landstrasse Triesenberg, Senn-
wis – Rütti 
Nachdem die Bauarbeiten im Jahr 2017 ausgeführt wur-
den, erfolgten im Berichtsjahr nur noch die Fertigstel-
lungsarbeiten bei einer Stützmauer sowie das Einbrin-
gen des Deckbelages. 

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 0	 142'094 
		  und Neubauten
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H8, km 2.89 – 3.35 Landstrasse Vaduz, Bergstrasse, 
Stellböden
Nach der Konsolidierung des neu erstellten Strassenkör-
pers wurde im Frühsommer der Deckbelag eingebaut 
und das Projekt damit erfolgreich abgeschlossen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 100'000	 66'652 
		  und Neubauten

H12, km 0.31 – 0.60 Landstrasse Balzers, Egerta – 
Höfle, 1. Etappe
Der Strassenumbau wurde im Jahr 2017 realisiert. Im 
Berichtsjahr erfolgten der Deckbelagseinbau sowie Gar-
tenbau- und Anpassungsarbeiten.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 0	 177'224 
		  und Neubauten

H12, km 0.00 – 0.28 Landstrasse Balzers, Römerhof – 
Iratell
Im Jahr 2017 wurde der erste Teil der Strassen- und Wer-
kleitungssanierung an der Landstrasse Balzers, Egerta – 
Höfle realisiert. Im Berichtsjahr haben das Land Liech-
tenstein und die Gemeinde Balzers den zweiten Teil der 
Strassen- und Werkleitungssanierung vom Römerhof bis 
Iratell umgesetzt.

Auslöser für die Sanierungsarbeiten war das Alter der 
Werkleitungen und der schlechte Zustand der Strasse. 
Die Werkleitungen waren über 50 Jahre alt und der Stras-
senzustand gemäss Strassenmanagementsystem des ABI 
als «kritisch bis schlecht» eingestuft.

Die aus den 60er Jahren stammende Strasse wies 
für heutige Verhältnisse einen überbreiten Querschnitt 
mit einer Fahrbahn von 7.50 m auf. Nachdem der Haupt-
verkehr in Balzers über die Umfahrungsstrasse «Gagoz» 
geleitet wird, konnte der Querschnitt zugunsten des 
Langsamverkehrs, also der Fussgänger und Radfahrer, 
umgestaltet werden.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 1'200'000	 608'392 
		  und Neubauten

L4, km 3.09 – 3.26 Gamprin Eschner Strasse, Tank-
stelle – Aeule
Im Berichtsjahr erfolgte der Ausbau des ersten Teilstücks 
der letzten Etappe der 2015 begonnenen Sanierung der 
Eschner Strasse / Essanestrasse zwischen Eintracht- und 
Bendererkreisel. Um die Verkehrsbehinderungen auf ei-
ner der am stärksten befahrenen Strassen Liechtensteins 
möglichst gering zu halten, wurde im Vorfeld eine pro-
visorische Umfahrungsstrasse gebaut und das Gebiet 
Aeule anderweitig erschlossen. Im Bereich des Knotens 
Aeule wurden unter der Strasse ein grosses Abwasser-
bauwerk (Regenüberlauf) erstellt sowie die zu- und ab-
laufenden Rohre erneuert. Der sehr aufwändige Werklei-
tungsbau nahm viel Zeit in Anspruch. Dennoch konnte 
vor Weihnachten der Knoten Aeule mit der Trottoirüber-
fahrt fertiggestellt und wieder dem Verkehr übergeben 
werden. 2019 erfolgt der Ausbau zwischen Aeule und 
Tankstelle mit der Verlängerung des Bypasses und einer 
Einspurstrecke in die Widagass.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 1'300'000	 825'100 
		  und Neubauten

L4, km 1.10 – 1.55 Essanestrasse Eschen, Knoten Wirt-
schaftspark, Ausbau 2018
Im September 2008 wurde der Überbauungsrichtplan 
«Wirtschaftspark der Gemeinde Eschen» durch den Ge-
meinderat und die Regierung genehmigt. Der Richtplan 
sieht eine zentrale Erschliessung des Gewerbeareals vor, 
weshalb im Rahmen der nachfolgenden Planung auch die 
verkehrsmässige Anbindung des Wirtschaftsparks an das 
Hauptverkehrsstrassennetz bearbeitet wurde. Die auf-
grund der verkehrsplanerischen Beurteilung des Wirt-
schaftsparks zu erwartenden Verkehrsmengen liegen bei 
Vollüberbauung des Areals je nach der Art der neu ange-
siedelten Gewerbebetriebe zwischen 1'700 (Produktion) 
und 12'900 (Dienstleitung) KFZ-Fahrten je Werktag. Die 
Berechnungen zeigen, dass nur ein signalgeregelter T-
Knoten mit separaten Abbiegespuren auf allen drei Ästen 
die genügende Leistungsfähigkeit bietet, um das erwar-
tete Verkehrsaufkommen zu bewältigen. 

Um die zusätzlichen Fahrbahnen zu realisieren, muss 
der nördliche Wassergraben, welcher derzeit einen Gros-
steil des anfallenden Meteorwassers (> 1 m³ / s im Stark-
niederschlagsfall) der Industrie- und Gewerbezone in die 
Esche ableitet, zugeschüttet werden. Deshalb wurde ge-
meinsam mit der Gemeinde Eschen ein neues Entwässe-
rungskonzept für das Industriegebiet erarbeitet. Mit der 
Änderung des Entwässerungssystems kann neben dem 
Landgewinn für den Strassenbau auch die Hochwasser-
sicherheit für das Industriegebiet wesentlich verbessert 
werden.
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Der Bau der setzungsempfindlichen Rohrleitungen 
mit grossen Durchmessern auf dem instabilen Torfbo-
den unter der Essanestrasse erforderte aufwändige geo-
logische Bodenuntersuchungen. Diese lagen erst gegen 
Ende Jahr vor, weshalb mit den im Berichtsjahr budge-
tierten Vorbereitungsarbeiten nicht begonnen werden 
konnte.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.501.01	 Strassenverbesserungen-	 600'000	 68'128 
		  und Neubauten

Bauliche Massnahmen zur Behindertengleichstellung
Im Berichtsjahr wurden die Trottoirs beim Weiherring 
in Mauren, Restaurant Post Schaan, Römerhof Balzers 
und Feldkircherstrasse Schaan umgebaut, damit die Bu-
shaltestellen mit einer behindertengerechten Haltekante 
versehen werden konnten. Bei der Mittelinsel beim LAK 
in Triesen wurde für Rollstuhlfahrer die Überfahrt parti-
ell abgesenkt.

Zudem wurden diverse Trottoirüberfahrten ange-
passt und die Ränder bei einigen Haltestellen erhöht.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

650.314.00	 Bauliche Massnahmen zur	 250'000	 249'653 
		  Behindertengleichstellung

Bauliche Massnahmen für den öffentlichen Verkehr
Im Berichtsjahr wurden mehrere Haltestellen baulich an-
gepasst und für die Nutzung durch den öffentlichen Ver-
kehr optimiert. Es handelt sich dabei um die Haltestellen 
Schule Triesen, Egerta Balzers und Zollstrasse Schaan. 
Bei diesen Haltestellen wurden neue Wartekabinen des 
Typs Liechtenstein erstellt oder die alten ersetzt. Zwei 
bestehende «Franke»-Kabinen an den Haltestellen Es-
sanestrasse wurden neu verzinkt. Diverse Wartekabinen 
wurden mit Fahrplankästen, Abfalleimern etc. ausgerü-
stet. Zudem wurden sämtliche Haltestellen und Warte-
kabinen neu beschriftet und mit aktuellen Signeten ver-
sehen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

650.314.01	 Bauliche Massnahmen für	 250'000	 249'983 
		  den OeV

Strassenverkehrsrechtliche Bewilligung
Im Berichtsjahr wurden beim Fachbereich Infrastruktur 
Bau insgesamt 506 Gesuche für das Anbringen oder Än-
dern von Strassenreklamen und Strassensignalisationen 
eingereicht. 

Dabei handelte es sich in 92 Fällen um Gesuche für 
das Anbringen von Strassenreklamen, wovon 38 Fälle be-
fristete Strassenreklamen betrafen. In 414 Fällen wurde 
das Anbringen und Entfernen von Signalisationen und 
Markierungen angesucht, wovon es sich in 368 Fällen 
um befristete Massnahmen handelte.

Zusätzlich wurde um die Verlängerung von 27 befri-
steten Signalisationen und Markierungen angesucht.

Verkehrszählsystem
Im Berichtsjahr wurde das Verkehrsaufkommen an 13 
Standorten mit Dauerzählstellen durchgehend erfasst 
und dokumentiert. Von den Dauerzählstellen befinden 
sich sechs im Unterland und sieben im Oberland. Dazu 
werden an 16 temporären Standorten zur Erfassung des 
Vekehrsaufkommens halbjährlich fünf Geräte alternie-
rend betrieben. Damit steht dem Land ein umfassendes 
Verkehrszählernetz zur Verfügung. 

Ebenfalls im Berichtsjahr wurden landesweit an 
sechs Standorten Dauerzählstellen für den Langsamver-
kehr (Radfahrer) errichtet. Diese Dauerzählstellen sind 
seit April in Betrieb.

Mobilitätsmanagement der Landesverwaltung
Mit der aktuell gültigen BMM-Verordnung werden seit 
dem 1.  Januar 2018 Motorräder wie übrige Motorfahr-
zeuge behandelt. Zudem müssen Arbeitnehmer, welche 
für den Arbeitsweg nicht das eigene Motorfahrzeug ver-
wenden, dies neu aktiv bestätigen, indem sie den Mobi-
litätsbeitrag monatlich beantragen. Die entsprechenden 
Anpassungen an der Software wurden erfolgreich um-
gesetzt. 

Der Erfolg des seit Januar 2008 bestehenden betrieb-
lichen Mobilitätsmanagements (BMM) der Landesver-
waltung wird mittels einer freiwilligen Mobilitätsumfrage 
gemessen. Die Erhebung 2018, an welcher 517 Personen 
der Landesverwaltung und der weiterführenden Schu-
len des Landes teilnahmen, zeigt einen Modalsplit mit 
21 % Fuss- und Fahrradverkehr (LV), 26 % öffentlicher 
Verkehr (ÖV) und 53 % motorisierter Individualverkehr 
(MIV). Das Ergebnis des motorisierten Individualver-
kehrs entspricht dem des Vorjahres. Der Modalsplit des 
Fuss- und Fahrradverkehrs hat um 5 % zugenommen 
(Vorjahr 16 %) und der des öffentlichen Verkehrs um 
5 % abgenommen (Vorjahr 31 %). Diese Verschiebung 
ist auf die langanhaltende Schönwetterphase zurückzu-
führen.
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Förderung des betrieblichen Mobilitätsmanagements 
(BMM)
Auch private Unternehmungen werden angehalten, die 
Mobilität ihrer Mitarbeiter mit einem betrieblichen Mo-
bilitätsmanagement zu beeinflussen. Dabei steht die Ver-
ringerung des täglichen Verkehrsaufkommens im Vor-
dergrund. Die Fachstelle BMM ermöglicht Arbeitgebern, 
sich über Ideen, Vorschläge und die neuesten Entwick-
lungen zu informieren. Dies erfolgt mit der jährlichen 
BMM-Tagung, diversen Informationen, Beratungen und 
Aktionen.

Die Förderung eines landesweiten BMM verfolgte 
auch das am 12.  Juni 2017 eingereichte Postulat der 
Fraktion der Freien Liste. Die Regierung kam in der Po-
stulatsbeantwortung zum Schluss, dass im Bereich des 
betrieblichen Mobilitätmanagements noch Möglich-
keiten zur besseren und weiterreichenden Nutzung vor-
handen sind. Für eine hohe Akzeptanz sind die Freiwil-
ligkeit und eine breite Abstützung anzustreben. 

Kontenübersicht

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

092.309.00	 Mobilitätsbeiträge und	 300'000	 322'663 
		  Förderaktionen

092.314.00	 Betrieb und Unterhalt 	 20'000	 18'166 
		  BMM-Fahrzeuge

092.434.01	 Erträge betriebliches	 300'000	 322'663 
		  Mobilitätsmanagement

Fachbereich Infrastruktur Betrieb

Technischer Dienst
Im Januar erfolgte eine Zusammenlegung der drei Kon-
ten 600.313.01 (Material, Transporte), 600.314.02 (Tech-
nischer Dienst) und 600.314.07 (Fremdleistungen). Zu-
sammengeführt wurden diese drei Konten unter dem 
Titel «Technischer Dienst». Die Unterkonten wurden neu 
nummeriert und neu bezeichnet.

Über dieses Konto werden Materialbezüge und 
Transportleistungen abgerechnet sowie die mecha-
nische Trottoirreinigung, die von einem privaten Unter-
nehmen ausgeführt wird. Viele kleinere Materialbezüge 
für Unterhaltsarbeiten werden ebenfalls diesem Konto 
belastet, im Weiteren auch verschiedenste Unterhaltsar-
beiten an Naturstrassen. 

Weiters wurden die Aufwendungen für den Unterhalt 
der technischen Einrichtungen des Tunnels Gnalp-Steg, 
die Erneuerungen von Lichtsignalanlagen, die Stromko-
sten für landeseigene Beleuchtungen sowie die Material-
beschaffungskosten für die Markierarbeiten über dieses 
Konto abgerechnet.

Ebenfalls werden die Aufwendungen für die Entlee-
rung der Einlaufschächte und die Entsorgung des anfal-
lenden Materials, die externen Kosten für die Pflege und 
den Unterhalt der Grünanlagen sowie die externen Ko-
sten für die Felsräumung diesem Konto belastet. Auch 
die Kosten für die Abfallbeseitigung und die Entsorgung 
von Strassenwischgut laufen über dieses Konto.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.314.02	 Technischer Dienst	 988'000	 987'241

Unterhalt Magazin, Maschinen und Werkzeuge
Im Berichtsjahr wurden die Konten 600.314.03 (Maschi-
nen und Werkzeuge), 600.314.08 (Verbrauchsmaterial 
Magazine) und 600.318.03 (Unfall- und Haftpflichtversi-
cherung) zusammengelegt. 

Das Konto «Unterhalt Magazin, Maschinen und Werk-
zeuge» bildet den Unterhalt und sämtliche Betriebsmit-
tel aller Fahrzeuge des Werkbetriebes, wie der Strassen-
wischmaschine, der Markiermaschine, des Unimogs und 
der Mannschaftsfahrzeuge ab. Ebenfalls werden die Un-
terhaltsarbeiten für alle Baustellenampeln und Winter-
dienstgeräte (Pflüge und Streuer) sowie sämtliche moto-
risierten Geräte für den Sommerdienst über dieses Konto 
abgerechnet.

Weiters werden diesem Konto die Aufwendungen für 
die Reparatur von Unfallschäden, Schäden durch Vanda-
lismus und der Unterhalt der LIEmobil-Haltestellen be-
lastet. Der Unterhalt der Magazine und deren Einrich-
tungen sowie die Verbrauchsmaterialien für den Betrieb 
und den Unterhalt der Landstrassen, wie temporäre Si-
gnalisationen, Schlossereibedarf, Kleinwerkzeuge, 
Kleider des Betriebspersonals etc. gehen ebenso zu La-
sten dieses Kontos.

Alle Haftpflichtversicherungen der Fahrzeuge des 
Fachbereiches Infrastruktur Betrieb werden auch über 
dieses Konto bezahlt. 

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.314.03	 Unterhalt Magazin,	 609'000	 552'283 
		  Maschinen und Werkzeuge
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Unterhalt von Strassen 
Über dieses Konto wurden im Berichtsjahr folgende Landstrassenabschnitte im Bereich der Beläge, Pflästerungen 
und der Strassenentwässerung saniert:

Projekt	 Strassenabschnitt	 Aufwand in CHF	 Bemerkungen

Feldstrasse Triesen, Poskarank-Vanola	 N7, km 0.82 – 1.14	 86'126	 Deckbelagssanierung
Bergstrasse Triesen, 	  
Hennawibliboda- Kiessammler	 H10, km 2.49 – 3.17	 537'791	 Belagssanierung
Schlossstrasse Vaduz-Triesenberg	 H8, km 2.43 – 4.75	 195'615	 Deckbelagserneuerung
Vorarlbergerstrasse Schaanwald	 L1, km 9.83 – 10.33	 261'747	 Belagssanierung
Ruggell-Schellenberg, Im Loch	 H3, km 2.28 – 2.80	 79'924	 Neubau Aussteller
St. Georgstrasse Hinterschellenberg	 H1, km 5.99 6.41	 145'648	 Strassensanierung
Belagsreparaturen		  9'014	 Diverse Belagssanierungen
Kleinprojekte		  542'568	 Diverses
Allgemeines und Unvorhergesehenes		  389'727	 Bereich Infrastruktur Bau

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.314.04	 Unterhalt von Strassen	 2'250'000	 2'248'160

Unterhalt von Brücken und Stützbauten 
Nachdem der Beginn der Sanierung des Tunnels Gnalp-
Steg um ein Jahr verschoben werden musste, konnte mit 
den Arbeiten am 5. April 2018 begonnen werden. Der Tun-
nel wurde für die Arbeiten komplett gesperrt. Eine Umlei-
tung erfolgte über die Kulm- und Sückastrasse durch den 
alten Tunnel. In nur fünf Wochen konnten die vorgese-
henen Arbeiten abgeschlossen werden, sodass der Tun-
nel am 9. Mai 2018 wieder für den Verkehr geöffnet wer-

den konnte. So wurde der erste Teil der Sanierung, die 
bauliche Ertüchtigung, in kürzester Zeit durchgeführt. Bei 
den ausgeführten Arbeiten handelte es sich um das Ent-
fernen der Betonfahrbahn inkl. Pflästerung und Entwäs-
serung sowie den anschliessenden Einbau von Werklei-
tungen, das Einbringen einer neuen Fundationsschicht, 
den Einbau der Pflästerung und des Belages sowie die Er-
stellung von vier neuen SOS-Nischen. Im Jahr 2019 sind 
die sicherheitstechnischen Ertüchtigungen geplant.

Nachdem im Jahr 2017 zwei Brückensanierungen 
(Kanalbrücke Ruggell und Fürstin Elsa Brücke Schaan-
Planken) aufgrund des frühen Wintereinbruches nicht 
fertiggestellt werden konnten, mussten die Fertigstel-
lungsarbeiten auf das Berichtsjahr verschoben werden. 
Dies bedingte eine Kreditüberschreitung in der Höhe von 
CHF 350'000.

Projekt	 Strassenabschnitt	 Aufwand in CHF	 Bemerkungen

Tunnel Steg	 H10K, km 9.13 – 9.87	 2'218'625	 Bauliche Ertüchtigung
Rheinbrücke Schaan-Buchs	 L3K, km 1.55 – 1.62	 17'004	 Projektierungsarbeiten
Fürstin Elsa Brücke 		   
Schaan-Planken	 H7K, km 1.84 – 1.87	 129'319	 Sanierungsarbeiten
Kanalbrücke Ruggell	 H2K, km 0.28 – 0.33	 422'672	 Sanierungsarbeiten
Leitschranken		  8'131	 Diverse neue Leitschranken
Kleinprojekte		  276'103	 Diverses

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.314.05	 Unterhalt von Brücken 	 1) 3'100'000	 3'071'854 
		  und Stützbauten

1)	 inkl. Kreditüberschreitung von 350'000
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Winterdienst
Das zweite Jahr in Folge hat das Budget für den Winter-
dienst nicht ausgereicht. Ausgehend von einem durch-
schnittlichen Winter wurden Kosten von CHF 650'000 
budgetiert. Die Aufwendungen für den Winterdienst 
2018 waren vor allem Anfang Jahr, sprich in den Mona-
ten Januar, Februar und März, ausserordentlich. In den 
höheren Lagen gab es häufig intensive Schneefälle, was 
dazu geführt hat, dass in diesen Regionen fast pausenlos 
Winterdienstarbeiten verrichtet werden mussten. Zudem 
hat der viele Schnee dazu geführt, dass in Malbun zwei 
Mal Schnee abgeführt werden musste. Die extremen 
Wetterlagen hatten zur Folge, dass ein Nachtragskredit 
von CHF 200'000 beantragt werden musste.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.314.06	 Winterdienst	 1) 850'000	 682'550

1)	 inkl. Nachtragskredit von 200'000 (LGBl. 2018 Nr. 203)

Unterhalt Werkleitungsstollen 
Die Unterhaltsaufwendungen für den Werkleitungss-
tollen sind gemäss Aufteilungsschlüssel des Zweckver-
bandes zu 3 / 7 vom Land zu tragen. Im Berichtsjahr 
mussten aufgrund der Sanierungsarbeiten im Tunnel 
Gnalp-Steg neben den üblichen Unterhaltsarbeiten auch 
wieder Deformationsmessungen am Portal West (Gnalp) 
durchgeführt werden. Ansonsten gab es keine ausseror-
dentlichen Aufwendungen.

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand
			   in CHF 	 in CHF

600.314.09	 Unterhalt 	 15'000	 8'936 
		  Werkleitungsstollen

Übersicht über die Konten des Werkbetriebes

Konto Nr.	 Bezeichnung	 Budget	 Aufwand	  Bemerkungen 
		  in CHF	 in CHF

600.314.02	 Technischer Dienst	 988'000	 987'241
600.314.03	 Unterhalt Magazin,	 609'000	 552'283 
	 Maschinen und Werkzeuge
600.314.04	 Baulicher Unterhalt	 2'250'000	 2'248'160
600.314.05	 Brückenunterhalt	 2'750'000	 3'071'854	 KÜ 350'000
600.314.06	 Winterdienst	 650'000	 682'550	 NK 200'000 
600.314.09	 Werkleitungsstollen	 15'000	 8'936

Total		  7'262'000	 7'551'024	 NK 550'0000
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Stabsstelle Landerwerb / Recht /  
Sekretariat / Zivilluftfahrt

Die Stabsstelle fungiert für das Amt als Querschnitts-
stelle in den Bereichen vorsorglicher Landerwerb, Recht, 
Sekretariat und Projektarbeit. Sie unterstützt sämtliche 
Abteilungen und Fachbereiche des Amtes in organisato-
rischen, juristischen und administrativen Belangen. Zu-
dem ist der Fachbereich Zivilluftfahrt der Stabsstelle an-
gegliedert.

Landerwerb
Die Stabsstelle führt Verhandlungen für den Erwerb von 
Teilen resp. von ganzen Liegenschaften zur Realisierung 
von konkreten Hoch- und Tiefbauten einerseits sowie 
für den vorsorglichen Landerwerb andererseits. Ebenso 
erfolgen Verhandlungen über Verkauf oder Tausch von 
landeseigenen Liegenschaften, welche die Regierung 
in ihrer strategischen Planung nicht mehr als notwen-
dig erachtet. Für die aktuelle Ausbauetappe der Eschner 
Strasse in Gamprin konnten die notwendigen Lander-
werbsverhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden. 
Kleinere Arrondierungen für die Realisierung von di-
versen Strassenbauprojekten (Strassen, Fuss- und Rad-
wege) konnten meist im Sinne der Projektplanung ab-
geschlossen werden. Im Berichtsjahr wurden insgesamt 
30 Verträge (Kauf- und Dienstbarkeitsverträge sowie 
Grundstücksvereinigungen) erstellt und im Grundbuch 
eingetragen.

Recht
Die Stabsstelle ist für die interne Rechtsberatung sowohl 
in öffentlich- als auch privatrechtlichen Themen zustän-
dig. Sie verfasste im Berichtsjahr Verfügungen und juri-
stische Expertisen, nahm in amtsübergreifenden Arbeits-
gruppen Einsitz und führte oder begleitete verschiedene 
Rechtsfälle vor Gericht. Die bearbeiteten Agenden betra-
fen u. a. Planungsinstrumente wie Richtpläne, Gemein-
debauordnungen und Zonenpläne, Überbauungs- und 
Gestaltungspläne sowie Spezialbauvorschriften. Ver-
schiedene Schaden- und Haftungsfälle bedurften juris-
tischer Abklärungen. 

Vom 20. bis 21. September 2018 tagten die Mitglie-
der der Schweizerischen Bausekretärenkonferenz (SBK) 
in Liechtenstein. Liechtenstein als Mitglied der SBK war 
nach langen Jahren wieder Austragungsort der General-
versammlung. Die SBK ist eine Vereinigung von mit bau-, 
raumplanungs- und umweltrechtlichen Fragen befassten 
Juristen und Fachleuten in Bund, Kantonen, Städten und 
Gemeinden der Schweiz. 

Zivilluftfahrt
Aufgrund des Notenaustauschs zwischen der Schweiz 
und Liechtenstein betreffend die Zusammenarbeit der 
schweizerischen und der liechtensteinischen Behör-
den im Bereich der Zivilluftfahrt erfolgt die Anwendung 
der schweizerischen Luftfahrtgesetzgebung im Gebiet 

Liechtensteins durch die zuständigen schweizerischen 
Behörden, soweit nicht aufgrund der Zugehörigkeit 
Liechtensteins das EWR-Recht gilt und daraus verbind-
lich eine liechtensteinische Zuständigkeit erwächst. Die 
mit dem Inkrafttreten des Notenaustausches anwend-
baren schweizerischen Erlasse sind in Anlage I und die 
in Liechtenstein anwendbaren Staatsverträge in Anlage 
II des Notenaustausches angeführt. 

Das Bundesamt für Zivilluftfahrt (BAZL) stellt seine 
Expertise zur Verfügung und führt im Auftrag des Lan-
des Liechtenstein bzw. des Amtes für Bau und Infra-
struktur Prüfungen und Untersuchungen im Bereich 
der Zivilluftfahrt durch, die insbesondere aufgrund der 
EWR-Mitgliedschaft Liechtensteins in die Zuständigkeit 
Liechtensteins fallen. Am 11.  Juni 2018 wurde in Bern 
die 15. jährliche Koordinationssitzung mit dem Bundes-
amt für Zivilluftfahrt (BAZL) durchgeführt. Die Hauptthe-
men waren die Diplomatic Clearance und die geplanten 
Revisionen der Luftfahrtgesetzgebungen sowohl in der 
Schweiz als auch in Liechtenstein.

Es wurden Anfragen von in- und ausländischen Per-
sonen und Unternehmen sowie der Verwaltung, der 
Europäischen Agentur für Flugsicherheit (EASA) und 
anderer nationaler Zivilluftfahrtbehörden bearbeitet. Be-
willigungen in den Bereichen Flugaufführungen, Diplo-
matic Clearance und Luftfahrthindernisse wurden erteilt. 
Allgemeine Auskünfte, insbesondere zum Thema der pri-
vaten und kommerziellen Nutzung von zivilen Drohnen, 
wurden gegeben. Dabei ging es meist um Fragen der Be-
willigungspflicht und des Persönlichkeitsschutzes.

Die Austauschgruppe zum Thema Drohnen, beste-
hend aus Vertretern der Landespolizei, der Datenschutz-
stelle, der Staatsanwaltschaft und dem Fachbereich Zivil-
luftfahrt, hat sich zu zwei Gesprächen getroffen. 

Seit dem 13. November 2018 ist das Amt für Bau und 
Infrastruktur auch zuständig für die Erteilung von Aus-
nahmebewilligungen für Drohnenaufnahmen im Bereich 
der Flugverbotszone Regierungsgebäude-Landtagsge-
bäude-Schloss Vaduz. 

Amt für Kommunikation

Amtsleiter: Kurt Bühler

Das Amt für Kommunikation (AK) nimmt eine breite Pa-
lette von Aufgaben im Bereich der elektronischen Kommu-
nikation in Liechtenstein wahr. Dazu gehören die Erfüllung 
aller regulatorischen Aufgaben und insbesondere die För-
derung und Überwachung des wirksamen Wettbewerbs im 
Bereich der elektronischen Kommunikation, die Aufsicht 
über die Einhaltung der Bestimmungen des Kommunika-
tionsgesetzes (KomG) und der dazu erlassenen Verord-
nungen, die Anordnung von Massnahmen sowie die Auf-
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sicht über ihre Einhaltung, die Beratung der Regierung in 
allen Fragen der elektronischen Kommunikation sowie die 
Verwaltung von Identifikationsmitteln und Frequenzen. Ge-
mäss Art. 55 Abs. 2 KomG ist die Regulierungsbehörde bei 
der Erfüllung ihrer regulatorischen Aufgaben an keine Wei-
sungen gebunden.

Aufgaben / Organisation
Neben der Erfüllung der Aufgaben gemäss Art. 56 KomG 
obliegen dem AK die Verwaltung von Ressourcen im 
Bereich der Identifikationsmittel und Frequenzen, die 
Vertretung liechtensteinischer Interessen als Experten 
in internationalen Gremien, administrative / technische 
Tätigkeiten im Bereich Massenfunk und die Zusammen-
arbeit in Koordinationsfragen mit anderen Amtsstellen 
innerhalb der Landesverwaltung. Das AK berät die Re-
gierung in Fragen im Bereich der elektronischen Kom-
munikation. Zudem ist das AK Akkreditierungs- und Auf-
sichtsstelle im Bereich der elektronischen Signaturen 
(Signaturgesetz, SigG). Infolge der Verwaltungsreorga-
nisation wurde dem AK die Aufgabe als Geschäftsstelle 
der Medienkommission sowie die Betreuung der EWR-
Agenden im Bereich «Audiovisuelle Mediendienste» ab 
2012 übertragen. Im Medienbereich ist das AK ausser-
dem für die selbständige Erledigung der nach Art. 86 
Abs. 1 Bst. a bis e des Mediengesetzes der Regierung zu-
gewiesenen Geschäfte zuständig. Das AK war per Ende 
2018 mit neun Mitarbeitern (8.8 FTE) und einem Ausbil-
dungsplatz für Lernende besetzt.

Regulatorische Aufgaben sowie  
Marktaufsicht

Marktanalysen und Sonderregulierung
Die sektorspezifische Wettbewerbsregulierung (Sonder-
regulierung) innerhalb der elektronischen Kommunika-
tionsmärkte erfolgt gemäss dem KomG und den dazu-
gehörigen nationalen und europäischen Verordnungen. 
Wird in der Marktanalyse festgestellt, dass auf einem 
entsprechenden Markt ein oder mehrere Unternehmen 
über beträchtliche Marktmacht verfügen, so werden dem 
bzw. den Unternehmen Massnahmen der Sonderregu-
lierung auferlegt, die geeignet sind, die identifizierten 
Wettbewerbsprobleme zu beheben.

Das AK hat auf Grundlage des im Jahr 2017 geneh-
migten regulatorischen Kostenrechnungsmodells (KRM) 
der Telecom Liechtenstein AG (TLI) neben der Überprü-
fung des Standardangebots für den Zugang zum öffent-
lichen Telefonnetz über VoIP insbesondere die Überprü-
fung der Entgeltfestlegung für den Festnetzanschluss 
sowie der Vorleistungsentgelte abgeschlossen. Dazu hat 
das AK den Entwurf der Genehmigungsverfügung im No-
vember 2018 national konsultiert und im Dezember 2018 
die Prenotifikation mit der EFTA-Überwachungsbehörde 
(ESA) vorgenommen. Das AK rechnet mit einem rechts-
kräftigen Abschluss beider Verfahren im ersten Quartal 
2019.

Eine Änderung des Standardvertrags betreffend den 
Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung Kupfer wurde 
im Berichtsjahr vom AK geprüft und genehmigt, nach-
dem es zuvor entsprechend im Planungsgremium abge-
stimmt wurde.

Missbrauchsfälle und Erreichbarkeit 00423
Erfreulicherweise wurden dem AK keine Missbrauchs-
meldungen im Zusammenhang mit der Liechtensteiner 
Landeskennzahl +423 vorgelegt. Eine von der Telecom 
Liechtenstein erstellte Auswertung ergibt eine Erreich-
barkeit von rund 85 %, was dem internationalen Durch-
schnitt entspricht.

Marktentwicklung
Der Trend zu web- und mobilbasierten IP-Diensten entwi-
ckelt sich weiterhin stark. Während sich der ausgeprägte 
Rückgang der klassischen Festnetz-Telefonanschlüsse 
(Analog, ISDN) in 2018 mit einer Jahresabnahme von 
20 % (Vorjahr: 15 %) fortsetzte, fand gleichzeitig bei den 
IP-Telefonanschlüssen eine markante Zunahme um 25 % 
statt. Diese umfassten per Ende 2018 knapp die Hälfte al-
ler Telefonanschlüsse, während sie im Vorjahr noch bei 
einem Drittel lagen. Die Dynamik im Bereich der IP-An-
schlüsse manifestierte sich in 2018 wiederum durch ei-
nen Markteintritt eines Anbieters von IP-Kombianschlüs-
sen für Telefon, Breitband und TV, sodass seit 2018 sechs 
Anbieter im Markt für Kombianschlüsse tätig sind. Insge-
samt gingen die Festnetz-Telefonanschlüsse im Berichts-
jahr wie schon in den Vorjahren um 4 % zurück. Es lässt 
sich aufgrund des intensiven Wettbewerbs eine erfreu-
liche Entwicklung beim Umfang, bei der Qualität und den 
Preisen der angebotenen Dienstleistungen feststellen.

Der Ausbau des landesweiten Glasfaserzugangs-
netzes wurde im Berichtsjahr von den LKW massgeblich 
vorangetrieben, sodass am Ende des Jahres für 5'500 
Wohn- und 1'000 Geschäftseinheiten im Gebäude ein 
Glasfaseranschluss vorlag. Bis Ende 2018 wurden im Pri-
vatbereich insgesamt 1'200 Haushalte nach Erstellung 
der gebäudeinternen Verkabelung an das Glasfaserzu-
gangsnetz angeschlossen und mit Telekomdiensten ver-
sorgt; somit lag die Rate der tatsächlich genutzten Glasfa-
seranschlüsse und der verfügbaren Glasfaseranschlüsse 
(Takerate) bei 20 %. Im Berichtsjahr wurden Gebäude 
mit insgesamt 4'300 Wohn- und Geschäftseinheiten an 
das Glasfaserzugangsnetz angeschlossen, sodass der 
Ausbaugrad des landesweiten Glasfaserausbaus per Jah-
resende einen Wert von 34 % bzw. 6'500 Einheiten er-
reichte, gegenüber 12 % im Vorjahr.

Die mobilen Telefonanschlüsse wiesen per Jahres-
ende mit einer Anzahl von 47'250 eine Zunahme von 2 % 
aus. Seit der Einführung von Roam-Like-at-Home Tari-
fen im EWR ab Mitte 2017 erfuhren die Mobilabonne-
mente mit Liechtensteiner +423 Rufnummern nun das 
zweite Mal in Folge eine markante Zunahme, die in 2018 
bei 2'000 zusätzlichen Abonnementen lag. Die Mobil- 
abonnemente von Liechtensteiner Nutzern mit Schweizer  
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+41 Rufnummern erlitten hingegen erstmalig eine 
leichte Abnahme von 3 %. Ihr Anteil an allen Mobilabon-
nementen in Liechtenstein sank leicht und lag Ende 2018 
mit 33'200 Abonnementen bei 70 % (Vorjahr 74 %).

Das AK beobachtete 2018 weiterhin eine hohe Ent-
wicklungsaktivität von Anbietern elektronischer Kommu-
nikationslösungen für das Internet der Dinge, die Dienste 
auf unterschiedlichsten technischen Plattformen auf-
bauen, die sich sowohl hinsichtlich Datentransportkapa-
zität wie auch hinsichtlich Latenz, geographische Reich-
weite und Funknetztechnologie unterscheiden. Für das 
AK resultierte die erwähnte Entwicklung in zahlreichen 
Anfragen betreffend Ressourcenzuteilung und Melde-
pfl icht. Im Berichtsjahr verzeichnete das Melderegister 
drei Zugänge und einen Abgang, sodass es am Ende des 
Berichtsjahrs 48 Unternehmen umfasste.
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Rufnummernmitnahme-Portierung
Im August 2018 wurde vom AK entschieden, die Rufnum-
mernmitnahme jeweils innerhalb der Dienstekategorie 
Festnetz und Mobilnetz für wechselwillige Kunden ver-
fügbar zu machen. Nach mehreren gescheiterten Versu-
chen zur Umsetzung gemäss der aktuellen Rechtsgrund-
lagen wurde vom AK im Herbst 2018 eine Arbeitsgruppe 
mit allen betroffenen Diensteanbietern eingesetzt. Ziel 
ist die Realisierung einer gemeinsam erarbeiteten tech-
nischen und organisatorischen Lösung, welche den Kun-
den einen qualitativ hochwertigen Service bietet und 
gleichzeitig von den Betreibern möglichst einfach und 
kostengünstig realisiert werden kann. Das AK geht davon 
aus, dass die Rufnummernmitnahme nach einer erfolg-
reichen Testphase im Jahre 2019 verfügbar sein wird.

Internet-Domäne «.li»
Ende 2018 waren insgesamt 63'500 Domain-Namen 
unter der Top-Level-Domain «.li» registriert, was ge-
genüber 2017 einer Zunahme von rund 900 Domains 
entspricht. SWITCH ist im Auftrag des AK seit über 24 
Jahren für den operativen Betrieb der Registrierungs-
stelle (Registry) für Liechtenstein verantwortlich und 

stellt sicher, dass alle Domain-Namen mit der Endung 
«.li» (und «.ch») korrekt vergeben und verwaltet werden. 
Daneben betreibt SWITCH auch das DNS (Domain Name 
System). SWITCH zählt zwar bereits zu den sichersten 
Registrierungsstellen in Europa, prüft sich darüber hi-
naus aber auch im Rahmen eines standardisierten Ri-
sikomanagements in regelmässigen Abständen selbst. 
SWITCH hat einen Informations-Sicherheits-Ausschuss 
installiert, der sicherstellt, dass sämtliche sicherheits-
relevanten Vorkommnisse analysiert, eingeschätzt und 
entsprechend adressiert werden. Eine weitere substan-
zielle Erhöhung der Sicherheit von .ch und .li-Domain-
Namen soll durch eine Förderung von DNSSEC erreicht 
werden. Dazu hat SWITCH im Berichtsjahr ein entspre-
chendes Projekt lanciert. 

SWITCH informiert das AK in monatlichen Berichten 
über sämtliche Entwicklungen im Zusammenhang mit 
.li-Domains. Dabei wird nicht nur über den jeweils ak-
tuellen Bestand von delegierten Domains berichtet, son-
dern auch über gesetzte Massnahmen im Zusammen-
hang mit Phishing und Drive-by-Attacken.
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Elektronische Signaturen
Im Berichtsjahr bereitete das AK den Erlass eines Signa-
tur- und Vertrauensdienstegesetzes sowie die Abände-
rung weiterer Gesetze zur Durchführung der Verordnung 
(EU) Nr. 910 / 2014 über elektronische Identifi zierung 
und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen 
im Binnenmarkt (sg. eIDAS-Verordnung) vor. Der BuA 
wurde im Dezember des Berichtsjahres vom Landtag in 
erster Lesung behandelt. Parallel wurden sämtliche not-
wendigen Schritte zur Übernahme der eIDAS-Verord-
nung in das EWR-Abkommen gesetzt.

Das AK veröffentlicht auf seiner Internetseite die 
sogenannte «vertrauenswürdige Liste der beaufsichti-
gten / akkreditierten Zertifi zierungsdiensteanbieter» und 
stellt Informationen über den Aufsichts- bzw. Akkredi-
tierungsstatus der Zertifi zierungsdienste von Zertifi zie-
rungsdiensteanbietern (ZDA) bereit. Diese Liste wird in 
regelmässigen Abständen aktualisiert.

Die FESA, das Forum for European Supervisory 
Authorities for Trust Service Providers, dem das AK im 
Vorjahr beigetreten ist, hat im Berichtsjahr zwei Sit-
zungen abgehalten, die vom AK beide besucht wurden.



|  353

INFRASTRUKTUR, WIRTSCHAFT UND SPORT

Projektaufgaben

Frequenzzuteilung für Satellitendienste
Im Januar des Berichtsjahres verfügte das AK aufgrund 
seiner Zuständigkeit eine vorübergehende und befristete 
Einräumung von Nutzungsrechten an Satelliten-Fre-
quenzen. Sollte sich das Projekt weiterhin gut entwickeln 
und die internationalen regulatorischen Verpflichtungen 
erfüllt werden, könnten zukünftig satellitenbasierte Kom-
munikationsdienste mit liechtensteinischen Frequenzzu-
weisungen genutzt werden, welche die Basis für weltum-
spannende Datendienste bilden.

Cybersecurity
Das AK wurde von der Regierung mit der Leitung einer 
Projektgruppe zur Klärung der weiteren Vorgehensweise 
bezüglich der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016 / 1148 
über Massnahmen zur Gewährleistung eines hohen ge-
meinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informa-
tionssystemen in der Union (NIS-RL) beauftragt. Darü-
ber hinaus beobachtet das AK auf unregelmässiger Basis 
weitere relevante Themen im Bereich Cybersecurity. 
So verfolgt das AK etwa die Entwicklungen der Projekt-
gruppe Stopp-Think-Connect, des SWITCH-CERT oder 
die von der European Network and Internet Security 
Agency (ENISA) organisierte Sensibilisierungskampa-
gne «European Cyber Security Month» (ECSM). Die re-
levanten Informationen verteilt das AK an die entspre-
chenden Stakeholder in Liechtenstein, wodurch etwa der 
Liechtensteinische Bankenverband zur Teilnahme am 
ECSM motiviert werden konnte und auch das Interesse 
von Schulamt bzw. Ministerium für Inneres, Bildung und 
Umwelt am ECSM 2019 geweckt werden konnte. Auf-
grund seines Engagements im Bereich Cybersecurity 
wird das AK – etwa von der Universität Liechtenstein – 
als Partner für Cybersecurity in Liechtenstein wahrge-
nommen.

Zugang Gemeindekanäle und Landeskanal
Aus technischen Gründen konnten bislang nicht alle In-
ternetserviceanbieter, welche auch IP-TV zur Verfügung 
stellen, den liechtensteinischen Landeskanal sowie die 
liechtensteinischen Gemeindekanäle auf ihr Netz auf-
schalten. Das AK konnte in Zusammenarbeit mit der Te-
lecom Liechtenstein AG eine Lösung erarbeiten, die es 
nun allen Anbietern von TV-Diensten in Liechtenstein 
erlaubt, die Signale für die Gemeindekanäle sowie den 
Landeskanal auf vertraglicher Basis für ihre eigenen 
Kunden zugänglich zu machen.

Frequenzkoordination
Die deutschsprachigen Behörden treffen sich regelmäs-
sig zu Gesprächen im Bereich der Frequenzkoordination. 
Das Expertentreffen für den Bereich Mobilfunk fand auf 
Einladung des AK im November 2018 in Vaduz statt. Im 
Rahmen dieser Tagung konnte für die Frequenzbereiche 
700 MHz, 1'500 MHz und 3'400 – 3'800 MHz jeweils ein 

revidiertes Abkommen über die Frequenznutzung und 
-planung im Grenzbereich abgeschlossen werden. Es 
konnte ausserdem ein Abkommen über die Frequenznut-
zung und Frequenzkoordination in den Grenzregionen 
für breitbandige Sicherheitsfunkdienste (BB-PPDR) ab-
geschlossen werden.

Revision des Kommunikationsgesetzes
Da auf EU-Ebene bereits der neue Rechtsrahmen im 
Bereich der elektronischen Kommunikation veröffentli-
cht wurde, hat das AK mit den Vorbereitungen zur Um-
setzung der Grundlagen aus dem Telekom-Paket 2009 
in das nationale Recht begonnen. Die Vernehmlassung 
wurde im Berichtsjahr abgeschlossen.

Vorratsdatenspeicherung
Aufgrund der revidierten EU-Richtlinien zur Vorratsda-
tenspeicherung erarbeitete eine von der Regierung un-
ter dem Vorsitz des AK eingesetzte Arbeitsgruppe die 
gesetzlichen Abänderungen im Kommunikationsgesetz 
(KomG) sowie in der Strafprozessordnung (StPO), wel-
che am 1. Februar 2018 in Kraft getreten sind. Gleichzei-
tig mit dem Inkrafttreten der gesetzlichen Anpassungen 
sind auch die Verordnungsbestimmungen in der Ver-
ordnung über elektronische Kommunikationsnetze und 
-dienste (VKND) in Kraft getreten.

Internationale Aktivitäten
Das AK vertritt die Interessen Liechtensteins auf Exper-
tenebene in verschiedenen EU-Ausschüssen und EFTA-
Arbeitsgruppen sowie der International Telecommunica-
tion Union (ITU).

Dazu gehören im Bereich der elektronischen Kom-
munikation das Communications Commitee (CoCom), 
das Radio Spectrum Committee (RSC), die Radio Spec-
trum Policy Group (RSPG) und der Body of European 
Regulators in Electronic Communications (BEREC). BE-
REC trifft sich viermal jährlich zur General-Assembly, 
die vom Contact Network, das aus den Fachexperten 
der Regulierungsbehörden besteht, vorbereitet wird. 
Auch die zweimal jährlich stattfindenden Treffen der 
deutschsprachigen Regulatoren dienen der Vorberei-
tung der BEREC-Generalversammlungen. In der CEPT 
(European Conference of Postal and Telecommuni-
cation Administrations) vertritt das AK die Interessen 
Liechtensteins im ECC (Electronic Communications 
Committee) und der WG-ITU (Working Group on Inter-
national Telecommunication Union). Der Bereich Inter-
netsicherheit wird in der europäischen Agentur ENISA 
(European Network and Internet Security Agency) ver-
treten.

Seitens der EFTA-Arbeitsgruppen gehören dazu die 
EFTA Working Group on Electronic Communications, 
Audiovisual Services and Information Society (ECASIS) 
und das EFTA Communications Committee. Im April 
2018 endete der zweijährige Vorsitz des AK in der EFTA 
Working Group ECASIS.
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die Vertretung des Landes auf EWR / EU-Ebene und die 
Vertretung des AVW in Kommissionen und Arbeitsgrup-
pen wahrgenommen.

Dies bedeutet im Einzelnen (Zahlen für 2017 in Klam-
mer):

Interne und externe Anfragen 
Die 612 (639) Anfragen an die Abteilung lassen sich grob 
folgenden Sachbereichen zuordnen: Arbeitslosenversi-
cherungs- und öffentliches Arbeitsrecht, Personalverleih- 
und Entsendegesetz, Gewerbe- und Geldspielrecht sowie 
Fragen zur Arbeitssicherheit, in einem geringeren Masse 
den Bereichen Standortförderung, Transport-, Energie- 
sowie Urheberrecht. Die externen Anfragen wurden vor 
allem von Unternehmen (KMU), Interessensverbänden, 
betroffenen Antragstellern oder Bewilligungsinhabern, 
Arbeitnehmern sowie den Medien gestellt.

Die Konsumentenschutzstelle hatte verschiedene An-
fragen zu beantworten, insbesondere zum allgemeinen 
Vertragsrecht, wie z. B. Gewährleistung und Verjährung.

Begleitung von Verwaltungsverfahren
Die Abteilung begleitete die Bewilligungs-, Entzugs- und 
Sanktionsverfahren nach dem Gewerbe-, Geldspiel- und 
Arbeitsvermittlungsgesetz sowie die Verfahren zur Fest-
setzung der Arbeitslosenentschädigung. Schwerpunkt-
mässig wurde die Fachaufsicht im Bereich Entsende-
recht in Aufbau und Ausgestaltung unterstützt. Zudem 
wurden Stellungnahmen zu Handen der Regierung in 
Rechtsmittelverfahren verfasst. Weiterhin wurden zwei 
ESA-Überprüfungsverfahren betreut.

Rechtsetzungsverfahren
Die durch die Abteilung vorbereiteten Rechtsetzungs-
verfahren lassen sich in zwei Gruppen unterteilen: Zum 
einen in Gesetzgebungsverfahren, die den EWR-Acquis 
umsetzen, und zum anderen in Gesetzgebungsverfahren, 
die auf Grund von innerstaatlichen Bedürfnissen in An-
griff genommen werden.

Als Gesetzesprojekte aus nationalem Interesse wur-
den ein Gesetzesentwurf für Energiekataster vorbereitet 
(Vernehmlassung abgeschlossen) und die Abänderung 
des Schwerverkehrsabgabegesetzes abschliessend be-
handelt. Ergänzend wurden Verordnungsänderungen im 
Bereich Arbeitssicherheit und Schwerverkehrsabgaben 
vorgenommen.

Zudem wurden nach Vorarbeiten durch das AVW 1 (3) 
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) und 9 (12) Lohn- und Pro-
tokollvereinbarungen sowie 4 (2) GAV-Verlängerungen 
von der Regierung für allgemeinverbindlich erklärt.

Als EWR-Gesetzgebungsprojekte sind die Revision 
des Gewerberechts sowie die Umsetzungen der Richt-
linie zur Durchsetzung der Entsenderichtlinie, der Pau-
schalreise- und der Wohnimmobilienkreditvertrags-
richtlinie zu nennen (Vernehmlassung abgeschlossen). 
Ausserdem wurden die gesetzlichen Umsetzungsverfah-
ren im Urheber- und Energierecht mit Verabschiedung 

Im Medienbereich ist das AK im Contact Committee 
of the Audiovisual Media Services Directive vertreten so-
wie in der European Regulators Group for Audiovisual 
Media Services (ERGA). Zudem vertritt das AK als natio-
nale Regulierungsbehörde das Land Liechtenstein in der 
«European Platform of Regulatory Authorities (EPRA)» 
im Bereich der Medienregulierung.

Im Bereich Post vertritt das AK das Land in der EFTA 
Working Group on Postal Services sowie im Postal Di-
rective Committee (PDC). Daneben nimmt das AK auch 
an den Plenary Meetings des ERGP (European Regula-
tors Group for Postal Services) und am vorbereitenden 
Contact Network teil.

An der alle 4 Jahre stattfindenden Vollversammlung 
der International Telecommunication Union wird das ge-
samte Direktorium der ITU (5 Direktoren), der Rat (48 
Mitgliedstaaten) und das Radio Regulation Board (12 
Mitgliedstaaten) neu gewählt. Das AK vertrat das Land 
an der PP18 (Plenypotentiary 18) in Dubai. Neben den 
Wahlen wurden verschiedenste Sachthemen u. a. aus den 
Bereichen Cybersecurity, IoT, Zugang zu Diensten der 
elektronischen Kommunikation besprochen.

Amt für Volkswirtschaft 

Amtsleiter: Christian Hausmann 

Das Berichtsjahr kann aus volkswirtschaftlicher Sicht wie-
derum als ein erfolgreiches Jahr bezeichnet werden. Alle 
Indikatoren entwickelten sich positiv: Der Arbeitsmarkt 
zeigte sich sehr robust mit einem historischen Tief der Ar-
beitslosenquote von 1.5 % über mehrere Monate, so dass 
die durchschnittliche Arbeitslosigkeit auch im langjäh-
rigen Vergleich eher tief lag. Die eingeleitete Zinswende in 
den USA nahm im Verlaufe des Jahres weiter Druck vom 
Schweizer Franken, welcher Ende April 2018 wieder bei 
knapp 1.20 zum Euro lag. Diese Entwicklung zeigte ent-
sprechend positive Auswirkungen auf die Exporte, welche 
das höchste Niveau im Zehnjahresvergleich erreichten. 

Abteilung Recht

Die Abteilung Recht des AVW unterteilt sich in die Fach-
bereiche öffentliches Wirtschaftsrecht, Immaterialgü-
terrecht, Konsumentenschutz sowie Wettbewerbsrecht. 
Kernaufgabe in allen Fachbereichen der Abteilung ist die 
juristische Begleitung von Eintragungs-, Genehmigungs- 
und Bewilligungsverfahren, die Beantwortung von inter-
nen und externen Anfragen sowie die Erstellung von Ge-
setzes- und Verordnungsentwürfen. Dabei übernimmt 
der Fachbereich öffentliches Wirtschaftsrecht die Erstel-
lung der Gesetzes- und Verordnungsentwürfe für den Tä-
tigkeitsbereich des gesamten AVW. Des Weiteren wird 
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durch den Landtag beendet. Zugleich wurde die Um-
setzung der DSGVO für den Tätigkeitsbereich des AVW 
übernommen (27 Gesetze, 9 Verordnungen).

Zu anderen Gesetzgebungsprojekten der Regierung 
wurden 6 (4) Stellungnahmen für die interne Vernehm-
lassung vorbereitet.

Mitarbeit in Arbeitsgruppen und Kommissionen
Die Abteilung übernimmt die Vertretung des Landes 
in vier Arbeitsgruppen auf EWR / EU-Ebene: Working 
Group (WG) Health and Safety at Work and Labour Law, 
WG Competition Policy, WG Consumer Affairs und WG 
Intellectual Property. Damit verbunden sind die Vertre-
tungen in Expertengruppen sowie Netzwerken in den 
Bereichen Arbeitsrecht, Immaterialgüterrecht, Konsu-
mentenschutz und Wettbewerbsrecht sowie die Beglei-
tung der Übernahme von EU-Rechtsakten in den EWR-
Acquis. Unterstützt wird zudem die Arbeit der WG on 
Free Movement of Persons, Employment and Social Po-
licy.

In der ministerienübergreifenden Arbeitsgruppe be-
treffend Gefahrguttransporte hat ein Vertreter der Ab-
teilung den Vorsitz inne. Das Amt war in den Arbeits-
gruppen «LVG-Revision» und «Grenzüberschreitende 
Dienstleistungen» sowie in der Delegation für die Trina-
tionale Arbeitsgruppe vertreten. Weiterhin wird in der 
Gemischten Kommission zur LSVA, in der Dreigliedrigen 
Kommission zur Beobachtung des Arbeitsmarktes sowie 
in der Gruppe «Runder Tisch Menschenhandel» mitge-
arbeitet. Ausserdem wurde das Amt für Auswärtige An-
gelegenheiten bei den Verhandlungen zum EFTA-Frei-
handelsabkommen wie z. B. Mercosur, bei den Berichten 
zur UNO-Frauenrechtskonvention, zum UNO-Pakt I und 
II, beim Bericht an die Europäische Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz (ECRI) sowie im Zusammen-
hang mit Brexit unterstützt.

Spezielle Aufgaben des Fachbereichs Immaterialgü-
terrecht
Im Fachbereich Immaterialgüterrecht sind die Führung 
des liechtensteinischen Marken- und Designregisters 
und die Aufsicht über die konzessionierten Verwertungs-
gesellschaften angesiedelt. Ebenfalls wird die Vertretung 
des Landes an den regelmässig stattfindenden Verwal-
tungsratssitzungen der Europäischen Patentorganisation 
(EPO) in München und Den Haag übernommen.

Marken und Design
Im Berichtsjahr wurden 496 (451) nationale und 72 (80) 
internationale Markeneintragungsgesuche behandelt. 
Des Weiteren wurden 458 (404) Markenverlängerungen, 
84 (74) Übertragungen, 188 (215) diverse Änderungen 
sowie 2 (7) Löschungen im Markenregister durchge-
führt. Im Designregister wurden 22 (15) Designs hinter-
legt und die Schutzdauer von 4 (11) Designs verlängert.

Im Rahmen des Madrider Systems (Madrider Abkom-
men über die internationale Registrierung von Marken 

als auch des Protokolls zu diesem Abkommen) wurde 
die Prüfung der internationalen Gesuche um Schutzaus-
dehnung auf Liechtenstein durchgeführt. Eine Schutz-
ausdehnung für Liechtenstein wurde insgesamt 2'593 
(2'632) mal beantragt. In 178 (108) Fällen wurden nicht 
gesetzeskonforme Gesuche beanstandet mit der Folge, 
dass 63 (41) endgültige Schutzverweigerungen für 
Liechtenstein ausgesprochen wurden. Fünf dieser Bean-
standungen wurden aufgrund des Einspruchs der Par-
teien in ein nationales Verfahren überführt.

Verwertungsgesellschaften
Das Amt hat im Rahmen seiner Tätigkeit als Aufsichts-
behörde über die Verwertungsgesellschaften deren Ge-
schäftsberichte sowie 7 Anpassungen von Verteilungs-
reglementen geprüft und genehmigt. Zudem wurden im 
Berichtsjahr 6 Tarife genehmigt bzw. verlängert.

Abteilung Standortförderung

Geldspiel
Das erste volle Betriebsjahr führte wie erwartet zu einer 
deutlichen Steigerung des Bruttospielertrags und damit 
verbunden der Geldspielabgabe. Die beiden Spielbanken 
erzielten 2018 einen konsolidierten Bruttospielertrag von 
rund CHF 53.8 Mio. und leisteten eine Geldspielabgabe 
von rund CHF 19.3 Mio. Durch den deutlichen Anstieg 
des Bruttospielertrags stieg der Abgabesatz auf 37.02 % 
(Casino Admiral) bzw. 34.45 % (Casinos Austria). Mit der 
Neueröffnung des Kokon II am 4. Dezember 2018 konnte 
die Casino Admiral ihr Spielangebot verdoppeln.

Im Berichtsjahr wurden keine weiteren Gesuche um 
Erteilung einer Spielbankenbewilligung eingereicht.

Die Aufsicht über die Spielbanken durch das AVW 
besteht neben der Prüfung der Abrechnungen der 
Bruttospielerträge und den Bewilligungen von Ände-
rungen des Spielbetriebs zu einem wesentlichen Teil in 
der Prüfung der Einhaltung der gesetzlichen Voraus-
setzungen für die Erteilung der Spielbankenbewilli-
gungen. Das AVW konzentrierte sich im Berichtsjahr 
im Rahmen seiner Inspektionen auf die Überprüfung 
der Organisationsstrukturen (inkl. Mitarbeiterdossiers) 
und auf die korrekte Umsetzung der Sozialkonzepte, für 
welche die Unterstützung eines externen Experten bei-
gezogen wurde. Die Resultate der Inspektionen waren 
grundsätzlich positiv; das AVW sprach Empfehlungen 
aus und ordnete bei Bedarf Anpassungen an. Die Spiel-
banken hatten im Berichtsjahr hierfür Aufsichtsabga-
ben von insgesamt CHF 600'000 und für die Prüfung 
ihrer Meldungen und Gesuche Gebühren von rund CHF 
31'000 zu leisten.

Im Zuge der gesetzlichen Aufsichtstätigkeit im Geld-
spielbereich nahm das AVW im Berichtsjahr (Vorjahr) 6 
(3) Meldungen von Tombolaveranstaltungen entgegen, 
beantwortete 18 (13) Anfragen und erteilte 1 (0) kombi-
nierte Veranstalter- und Spielbewilligung für eine Klein-
lotterie.
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Das Amt für Volkswirtschaft ist die Geschäftsstelle 
des Fachbeirats für Geldspiele. Im Berichtsjahr fand 
keine Sitzung des Fachbeirats statt.

Standortförderung
Der Zentrale Unternehmensservice in der Abteilung 
Standortförderung ist die erste Anlaufstelle für Unter-
nehmensansiedlungen und -gründungen. In der Um-
setzung der Standortstrategie wird der Fokus auf die 
Bestandespfl ege, d. h. die Unterstützung der bereits in 
Liechtenstein tätigen Unternehmen, gelegt.

Im Jahr 2018 (2017) wurden insgesamt 373 (280) An-
fragen beantwortet, dies bedeutet eine Steigerung von 
33 %. Einen bedeutenden Teil der Zunahme machten 
Anfragen von inländischen Unternehmen aus. Dank der 
Optimierung des Homepage Inhalts von Liechtenstein 
Marketing erfolgten die Anfragen spezifi scher, ein Rück-
gang von Anfragen mit allgemeinem Inhalt war feststell-
bar.

Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden 10 (19) Export-
schecks im Wert von je CHF 10'000 an Liechtensteiner 
KMU vergeben; davon 8 (18) Schecks für Messeauftritte, 
1 (1) Scheck für Beratung durch Switzerland Global 
Enterprise (S-GE) und 1 (0) Scheck für eine Marktana-
lyse.

Der Roundtable zum Thema DSGVO war mit 135 An-
meldungen sehr erfolgreich; die Veranstaltung musste 
kurzfristig in den Vaduzer-Saal verlegt werden. Die 
zweite Veranstaltung zum Thema USA wurde mangels 
Interesse abgesagt.

S-GE führte im April und November im AVW Länder-
beratungen für Liechtensteiner KMU durch.

Tourismus
Im Berichtsjahr meldeten die Beherberger rund 159'000 
Logiernächte (Vorjahr 152'000) bzw. rund 140'000 (Vor-
jahr 134'000) kurtaxenpfl ichtige Nächtigungen. Daraus 
resultierten Kurtaxen von rund CHF 487'000 (Vorjahr 
CHF 466'000). Diese fallen gemäss Standortförderungs-
gesetz zur Gänze Liechtenstein Marketing zu.

Die Regierung genehmigte 2017 einen Beitrag zur 
Erarbeitung einer Machbarkeitsstudie zur Errichtung 
eines Internationalen Naturparks Rätikon. Die Abteilung 
Standortförderung vertritt das zuständige Ministerium 
im Kernteam. Im Berichtsjahr trafen sich die Kerngrup-
pen aus Vorarlberg, Prättigau und Liechtenstein zwei-
mal. Die Kerngruppe Liechtenstein, u. a. bestehend aus 
Vertretern der Vorsteherkonferenz, der Verwaltung und 
von Liechtenstein Marketing, traf sich im Berichtsjahr 
dreimal. Öffentliche Infoveranstaltungen und Workshops 
wurden am 26. Juni 2018 in Triesenberg und am 2. No-
vember 2018 in Vaduz durchgeführt.

EU- und EWR- / EFTA-Arbeitsgruppen
Die Abteilung Standortförderung vertrat die liechten-
steinischen Interessen in der Group of Experts on Gam-
bling Services, dem EUGO Network on the Points of 

Single Contact, der EWR- / EFTA-Arbeitsgruppe Wor-
king Group on Enterprise Policy and Internal Market Af-
fairs (EPAIMA), der Internationalen Bodensee Konferenz 
(IBK, Kommission Wirtschaft) sowie der interreg Alpenr-
hein-Bodensee-Hochrhein.

Gewerberecht

Gewerberecht
Basis für die Erteilung von Gewerbebewilligungen bil-
det das Gewerbegesetz (GewG) vom 22. Juni 2006, LGBl. 
2006 Nr. 184.

Gewerbebetriebe – Neugründungen

Die im Jahr 2018 (2017) erteilten 451 (407) Bewilligungen 
für Neugründungen teilen sich in 168 (178) Einzelfi rmen 
und 283 (229) juristische Personen auf. Nach Wohnsitz 
der verantwortlichen Personen bzw. der Bewilligungsin-
haber (natürliche Person) oder der Geschäftsführer bzw. 
Betriebsleiter (juristische Person) haben im Inland 336 
(286) und im Ausland 134 (138) Personen Wohnsitz. An-
merkung: Eine juristische Person kann über mehrere Ge-
schäftsführer und allenfalls auch über Betriebsleiter mit 
der fachlichen Eignung für das entsprechende qualifi -
zierte Gewerbe verfügen. An Mutationen wurden im Be-
richtsjahr (Vorjahr) bei insgesamt 78 (95) Firmen Zwe-
ckergänzungen und bei 154 (121) Firmen die Bestellung 
neuer Geschäftsführer bzw. Betriebsleiter vorgenommen 
und im Gewerberegister eingetragen.

Sicherheitsgewerbe
Im Berichtsjahr (2017) wurden 11 (11) Bewilligungen im 
Sicherheitsgewerbe ausgestellt. Davon waren 1 (0) Ge-
werbebewilligung und 10 (11) Meldebestätigungen. Der 
Bestand an ausgestellten Bewilligungen im Sicherheits-
gewerbe betrug Ende Jahr 22 (21) Bewilligungen. Sämt-
liche Mitarbeiter von Inhabern von Bewilligungen und 
Meldebestätigungen im Sicherheitsgewerbe haben bei 
der Ausübung von Tätigkeiten ausserhalb der Betriebs-
stätte eine Legitimation mit Lichtbild mitzuführen. Im 
Berichtsjahr (2017) wurden 50 (70) Legitimationskarten 
ausgestellt.

Grenzüberschreitender Dienstleistungsverkehr
Vom Amt für Volkswirtschaft wurden im Berichtsjahr 
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1'161 (1'259) Meldungen zur Erbringung von grenzüber-
schreitenden Tätigkeiten mit Verfügung an ausländische 
Gewerbebetriebe bestätigt. Die Gültigkeit einer Mel-
debestätigung beschränkt sich auf ein Jahr. Die Vertei-
lung der Meldebestätigungen auf die Herkunftsstaaten 
zeigt sich wie folgt:

Herkunftsstaat	 Meldebe-	 Meldebe-	 Veränderung 
des Gewerbe-	 stätigungen	 stätigungen 
betriebes	 2018	 2017

Belgien	 2	 3	 -1
Bulgarien	 0	 1	 -1
Dänemark	 1	 1	 0
Deutschland	 200	 204	 -4
Estland	 3	 0	 +3
Finnland	 1	 0	 +1
Frankreich	 4	 4	 0
Grossbritannien	 0	 1	 -1
Irland	 0	 1	 -1
Italien	 17	 25	 -8
Lettland	 1	 0	 +1
Niederlande	 3	 4	 -1
Österreich	 381	 434	 -53
Polen	 19	 12	 +7
Portugal	 1	 0	 +1
Rumänien	 2	 0	 +2
Schweden	 1	 2	 -1
Schweiz	 517	 552	 -35
Slowakei	 2	 6	 -4
Slowenien	 0	 2	 -2
Spanien	 1	 2	 -1
Tschechische Republik	 2	 2	 0
Ungarn	 1	 1	 0
USA	 2	 2	 0

Total	 1'161	 1'259	 -98

Ruhendstellung von Gewerbebewilligungen
Im Berichtsjahr (2017) wurden 26 (31) Gewerbebewil-
ligungen ruhend gestellt. Die Wiederaufnahme von ru-
hend gestellten Bewilligungen betrug 5 (5).

Löschungen / Entzug von Gewerbebewilligungen
Das Amt für Volkswirtschaft hat im Berichtsjahr (2017) 
278 (316) Löschungen von Gewerbebewilligungen und 
Gewerbescheinen vollzogen. Im Berichtsjahr wurden 5 
(12) Bewilligungen entzogen.

Bewilligungen für das Offenhalten von Geschäften an 
Sonn- und Feiertagen
Die Bewilligungen werden als Einzelbewilligungen für 
Sonn- und Feiertage, Saison- und Jahresbewilligungen 
(Kalenderjahr) ausgestellt. Im Berichtsjahr (2017) wur-
den 61 (74) Einzelbewilligungen, 4 (1) Saisonbewilli-
gungen und 24 (25) Jahresbewilligungen erteilt.

Strassentransport

Strassentransportgesetz
Im Berichtsjahr (2017) wurden 18 (10) Transportunter-
nehmerbewilligungen ausgestellt. Davon wurden 3 (1) 
Bewilligungen für Güter- und Personentransport mit 
einem Gesamtgewicht über 3.5 Tonnen ausgestellt. Die 
Bewilligungen mit Fahrzeugen oder Fahrzeugkombina-
tionen, deren zulässiges Gesamtgewicht höchstens 3.5 
Tonnen oder 9 Personen inkl. Fahrer beträgt, unterteilen 
sich in 2 (1) mit dem Zweck des Personentransports, 2 (1) 
mit dem Zweck des Gütertransports, 11 (7) für die kom-
binierten Zwecke Güter- und Personentransport. Der 
Bestand der ausgestellten Transportunternehmerbewil-
ligungen betrug Ende Jahr 254 (243) Bewilligungen. Ins-
gesamt sind 71 (73) Unternehmen im Besitze der EURO-
Lizenz, welche zusammen über 546 (547) Lizenzkopien 
(eine Kopie pro Kontrollschild) verfügen. 

Löschung / Entzug / Überprüfung von Transportunter-
nehmerbewilligungen
Im Jahr 2018 (2017) wurden 0 (5) Transportbewilli-
gungen auf Antrag gelöscht und 0 (0) Transportunter-
nehmerbewilligungen entzogen. Im Berichtsjahr wurde 
keine Betriebsprüfung durchgeführt.

EWR-Dokumente
Im Berichtsjahr (2017) wurden 9 (12) EURO-Lizenzen 
und 77 (98) Lizenzkopien für den Gütertransport im EWR 
ausgestellt. Zusätzlich wurden 0 (4) Fahrerbescheini-
gungen bewilligt und ausgestellt. Im Personentransport 
wurden 2 (3) EURO-Lizenzen und 7 (9) Lizenzkopien aus-
gestellt. Zudem wurden 5 (4) Fahrtenblatthefte für den 
Personentransport ausgegeben.

Private Arbeitsvermittlung und  
Personalverleih

Arbeitsvermittlungsgesetz (AVG)
Im Berichtsjahr (2017) wurden 20 (20) Bewilligungen 
erteilt. Dabei handelt es sich auch um Mehrfach-bewil-
ligungen. Dafür wurden 8 (6) verantwortliche Personen 
bestellt, wovon 4 (6) Personen den Wohnsitz im Inland 
und 4 (0) im Ausland haben. Für die grenzüberschrei-
tende Arbeitsvermittlung und den grenzüberschreiten-
den Personalverleih sind im Berichtsjahr 6 (4) Bewilli-
gungen an EWR-Bürger ausgestellt worden.

Zwischen Liechtenstein und der Schweiz besteht 
eine Gegenrechtsvereinbarung für die grenzüberschrei-
tenden Tätigkeiten im Bereich des AVG. Diese Ver-
einbarung besteht in der geltenden Fassung seit dem 
23.  Februar 2010. CH-Betriebe, welche grenzüber-
schreitend in Liechtenstein tätig werden möchten, be-
nötigen eine liechtensteinische Bewilligung, welche vom 
Amt für Volkswirtschaft erteilt wird. Umgekehrt benö-
tigen FL-Betriebe für die grenzüberschreitende Dienst-
leistungserbringung in die Schweiz eine entsprechende  
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schweizerische Bewilligung. Im Berichtsjahr (Vorjahr) 
hat Liechtenstein 25 (52) und die Schweiz 4 (5) diesbe-
zügliche Bewilligungen erteilt. Dabei hat die Schweiz die 
vereinbarte Höchstzahl von 300 Bewilligungen erreicht. 
16 Gesuche befanden sich per 31. Dezember 2018 auf 
der Warteliste.

Arbeitsmarktbeobachtung
Die nächste Erhebung findet Anfang 2020 für die Jahre 
2018 / 2019 statt.

Eignungsprüfung
Für den Nachweis der beruflichen Qualifikation im Sinne 
des AVG bietet das Amt für Volkswirtschaft die Möglich-
keit einer Ergänzungsprüfung an. Im Berichtsjahr (Vor-
jahr) unterzog sich 1 (0) Gesuchsteller der Prüfung.

Hausiererbewilligungen

Gesetz über den Handel mit Waren im Umherziehen
Wer ungerufen privaten Haushalten Waren zum Verkauf 
oder zur Bestellung anbietet, benötigt eine Bewilligung 
des AVW. Von der Bewilligungspflicht ausgenommen 
sind in Liechtenstein tätige und ansässige gemein-
nützige oder ähnliche Vereinigungen. Im Berichtsjahr 
(2017) wurden 2 (4) Hausiererbewilligungen ausgestellt. 

Dolmetscherbewilligungen

Gesetz über die Zulassung von Dolmetschern und 
Übersetzern vor liechtensteinischen Gerichten und 
Verwaltungsbehörden
Das AVW ist zuständig für die Erteilung von Zulassungen 
von Dolmetschern und Übersetzern vor liechten-stei-
nischen Gerichten und Verwaltungsbehörden. Im Be-
richtsjahr (2017) wurde 1 (5) Bewilligung erteilt.

Architekten und andere qualifizierte Berufe 
im Bereich des Bauwesens (Ingenieure)

Bauwesenberufegesetz (BWBG)
Im Bereich der Architekten und anderer qualifizierter 
Berufe des Bauwesens wurden im Berichtsjah (2017) 17 
(14) Bewilligungen für Neugründungen genehmigt. Die 
Bewilligungen wurden für 3 (5) Einzelfirmen und 14 (9) 
juristische Personen ausgestellt. Dabei haben die ver-
antwortlichen Personen bei 12 (7) Bewilligungen ihren 
Wohnsitz im Inland und bei 5 (7) Bewilligungen im Aus-
land. Es wurden 2 (2) Löschungen von Bewilligungen 
durchgeführt. Zusätzlich wurde bei 3 (0) bestehenden 
Bewilligungen ein neuer Geschäftsführer genehmigt, 
bei einer weiteren Bewilligung (0) wurde einer bereits 
als Geschäftsführer fungierenden Person die Ausübung 
eines weiteren Berufes gemäss BWBG bewilligt.

Im Bereich der grenzüberschreitenden Berufsaus-
übung wurden 58 (75) Meldebestätigungen ausgefertigt. 
Die Gültigkeit einer Meldebestätigung beschränkt sich 

auf ein Jahr. Der Herkunftsstaat der Dienstleister ist bei 
41 (53) Meldungen die Schweiz, bei 15 (20) Meldungen 
Österreich und bei 2 (2) Meldungen Deutschland. 

Im Berichtsjahr wurden 0 (0) Sanktionen ausgespro-
chen.

Postaufsicht

Gesetz über das liechtensteinische Postwesen
Das AVW ist für die regelmässige Überprüfung der Qua-
lität des Universaldienstes der Liechtensteinischen Post 
AG hinsichtlich der Laufzeiten der A-Post Briefe und Pri-
ority Pakete zuständig. Das Ergebnis der Überprüfung 
im Berichtsjahr ergab, dass die gesetzlichen Vorgaben 
gemäss der Postverordnung bei den vorgeschriebenen 
Laufzeiten der Pakete vollumfänglich eingehalten wur-
den. Hingegen wurden die vorgeschriebenen Laufzeiten 
der Briefe nur teilweise eingehalten. Die unteren Gren-
zen der jeweiligen statistischen Vertrauensintervalle der 
erzielten Stichprobenergebnisse liegen nur knapp bzw. 
nicht in den vorgegebenen Zielwerten.

Entsendegesetz

Gesetze / Verordnungen
Mit dem LGBl. 2017 Nr. 339 und dem LGBl. 2017 Nr. 364 
sind am 1. Januar 2018 im Bereich des Entsende-rechts 
neue Bestimmungen in Kraft getreten. Die wichtigsten 
Anpassungen betreffen eine straffere Ausgestaltung des 
Vollzugs: Einerseits wurde die Sanktionskompetenz vom 
Landgericht zum Amt für Volkswirtschaft verschoben, 
andererseits wurde die Möglichkeit geschaffen, die Kon-
trolle der Einhaltung der allgemeinverbindlich erklärten 
Gesamtarbeitsverträge (aveGAV) an die Kontrollorgane 
der Sozialpartner auszulagern, die diese Aufgabe auf zi-
vilrechtlicher Basis im Bereich der inländischen Unter-
nehmen bereits wahrnehmen.

Auf Grundlage dieser Kompetenz der Regierung zur 
Auslagerung der Kontrollaufgaben hat die Regierung 
mit der Stiftung zur Überwachung von allgemeinver-
bindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen (SAVE) per 
1. Januar 2018 eine Leistungsvereinbarung abgeschlos-
sen, in welcher geregelt wird, in welchem Umfang die 
Zentrale Paritätische Kommission (ZPK, das von der 
SAVE eingerichtete Kontrollorgan) die Kontrollen der 
aveGAV im Bereich der Entsendungen übernimmt und 
wie diese Leistungen abzugelten sind. Das Berichtsjahr 
war entsprechend geprägt vom Aufbau der Zusammen-
arbeit zwischen dem Amt für Volkswirtschaft und der 
ZPK.

Elektronisches Meldesystem
Der Verbesserung im Vollzug der Entsendebestim-
mungen dient auch das elektronische Meldesystem 
(EMS) für die Dienstleistungserbringung und für Entsen-
dungen nach Liechtenstein, welches bereits zum 1.  Ja-
nuar 2017 eingeführt wurde. Das EMS war aufgrund der 
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auch eingeschränkte Nacht- und Sonntagsarbeit verrich-
ten dürfen. Diese Abänderungen traten am 1. November 
2018 in Kraft.

Am 3. / 6.  Juli 2018 wurde durch einen Notenaus-
tausch zwischen der Regierung des Fürstentums Liech-
tenstein und dem Schweizerischen Bundesrat die Abän-
derung der Anlagen 1 bis 4 zur Vereinbarung betreffend 
die Zusammenarbeit im Bereich Strahlenschutz be-
schlossen. Diese Abänderungen traten am 1.  August 
2018 in Kraft.

Umsetzung EWR-Recht / Internationales
Im Jahre 2018 wurden diverse Rechtsakte der EU be-
treffend Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz hinsichtlich der Übernahme ins EWR-Recht oder 
der Notwendigkeit zur Abänderung bereits übernom-
mener Rechtsakte überprüft. Der Fachbereich Arbeits-
inspektorat ist Mitglied bei der Europäischen Agentur 
für Arbeitssicherheit in Bilbao. Die «European Week» 
als Massnahme der Agentur ist eine gesamteuropäische 
Veranstaltungsreihe mit einer Laufzeit von zwei Jah-
ren. Das Berichtsjahr stand unter dem Motto «Gefähr-
liche Substanzen erkennen und handhaben». Zu die-
sem Thema wurden in Liechtenstein 2 Veranstaltungen 
durchgeführt. Am 25. Juni 2018 wurde zu einem bran-
chenspezifischen Anlass für Coiffeure zur Umsetzung 
der European Week eingeladen. Am 24. Oktober fand 
in den Räumlichkeiten der Umicore eine branchenüber-
greifende Informationsveranstaltung zu diesem Thema 
statt. Darüber hinaus wurden in der Schweiz verschie-
dene Veranstaltungen durchgeführt, an denen auch 
Liechtensteiner Unternehmen die Möglichkeit zur Teil-
nahme hatten.

Arbeitssicherheit in landwirtschaftlichen Betrieben
Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden von der Stiftung ag-
riss 5 (8) Kontrollen in Landwirtschaftsbetrieben durch-
geführt. Zurzeit sind 42 (42) Betriebe bei der Bran-
chenlösung agriTOP registriert. Des Weiteren wurde 1 
agriTOP-Plus-Kurs (Weiterbildungskurs) mit 11 Teilneh-
menden aus Liechtenstein durchgeführt.

Rohrleitungsgesetz 
2018 (2017) wurden 2 (6) Bewilligungen für Arbeiten 
in der Nähe der Gas-Hochdruckleitungen erteilt. Wei-
tere Amtshandlungen (Besprechungen, Abklärungen mit 
dem Eidgenössischen Rohrleitungsinspektorat (ERI)) 
wurden im Rahmen der Durchführung des Rohrleitungs-
gesetzes ausgeführt. Im Gas-Mitteldrucknetz wurden 4 
(5) Betriebsbewilligungen an die LGV erteilt.

Meldung von Druckgeräten 
2018 (2017) gingen 8 (10) Meldungen für Druckgeräte 
ein und es wurden 14 (2) Druckgeräte abgemeldet. Vom 
Kesselinspektorat wurden 0 (3) Stichkontrollen vor Ort, 
keine (eine) Installationskontrolle sowie 239 (187) wie-
derkehrende Inspektionen durchgeführt.

Vollzugstätigkeit der ZPK anzupassen. Im Berichtsjahr 
sind im Eingangsportal des EMS 8'164 Meldungen ein-
gegangen. Eine Meldung beinhaltet jeweils mindestens 
eine entsandte Person, kann jedoch mehrere Personen 
enthalten. Insgesamt wurden via EMS 17'691 Einsätze 
bestätigt. Nach der Triage der einem aveGAV unterstell-
ten Betriebe verbleiben der ZPK für die Vollzugsdurch-
setzung 742 Betriebe und 12'624 entsandte Mitarbeiter. 
Für die restlichen Betriebe liegt die vollständige Voll-
zugsaufgabe beim AVW.

Umsetzung EWR-Recht
Bezüglich des Beschlusses Nr. 215 / 2018 des Gemein-
samen EWR-Ausschusses (Richtlinie 2014 / 67 / EU zur 
Durchsetzung der Richtlinie 96 / 71 / EG über die Entsen-
dung von Arbeitnehmern) wurden die Massnahmen zur 
nationalen Umsetzung vorbereitet.

Vollzug der entsendegesetzlichen  
Bestimmungen

Sammelmeldungen
Unter bestimmten Voraussetzungen ist für Unternehmen 
eine Sammelmeldung möglich. Mit dieser Sammelmel-
dung verbunden sind Jahresbewilligungen für entsen-
dete Mitarbeiter. Im Berichtsjahr wurden vom AVW 10 
Anträge von Entsendebetrieben um Sammelmeldung be-
willigt.

Kontrollen
Die ZPK hat im Berichtsjahr 235 Baustellenkontrollen bei 
entsandten Arbeitnehmern und 119 Kontrollen von ent-
sendenden Betrieben durchgeführt.

Einforderung von Unterlagen
Im Nachgang dieser Kontrollen hat das AVW im Berichts-
jahr für 87 entsandte Arbeitnehmer und von 28 entsen-
denden Betrieben Unterlagen eingefordert. 4 Kontrollen 
wurden bei Betrieben, die nicht dem aveGAV unterstellt 
sind, durchgeführt.

Sanktionen
Im Berichtsjahr wurden 21 Verwaltungsstrafbote und 
Bussverfügungen in der Höhe von CHF 12'600 ausge-
stellt. Ebenfalls wurden 14 Unternehmen wegen Melde-
pflichtverletzungen auf die Sanktionsliste im Amtsblatt 
gesetzt. Im Berichtsjahr betrafen sämtliche Sanktionen 
Betriebe, die einem aveGAV unterstellt sind.

Arbeitssicherheit

Gesetze / Verordnungen
Durch die Änderung der Verordnung V zum Arbeitsge-
setz wurden Bestimmungen aufgenommen, welche es 
möglich machen, dass Auszubildende im Rahmen ihrer 
Berufsausbildung, sofern dies erforderlich ist, sowohl 
mit gefährlichen Arbeiten beschäftigt werden dürfen als 
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Jahresversammlungen / Kongresse / Fachtagungen /  
Vorträge
Wie jedes Jahr nahmen im Berichtsjahr die Mitarbei-
ter des Fachbereichs Arbeitsinspektorat und Arbeits-
bedingungen an einzelnen Fachveranstaltungen teil. 
Dies waren insbesondere Anlässe der Eidgenössischen 
Kommission für Arbeitssicherheit (EKAS), des Schwei-
zerischen Staatssekretariats für Wirtschaft (seco), der 
Schweizerischen Unfallversicherung (SUVA) und des 
Interkantonalen Verbands für Arbeitssicherheit (IVA). 
Ebenfalls wurden die Kontakte zur Sektion VII Arbeits-
recht und Zentral-Arbeitsinspektorat in Wien gepflegt 
sowie an der Sitzung des Alpinen Kolloquiums teilge-
nommen.

Öffentlichkeitsarbeit
Es wurden neue Merkblätter aus dem Bereich Sicherheit 
und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer am Arbeits-
platz erstellt bzw. veraltete überarbeitet und auf der In-
ternetseite publiziert. 

Im vergangenen Jahr wurden vom Fachbereich Ar-
beitsbedingungen 2 Newsletter (Mai und Oktober) erar-
beitet und elektronisch an die Arbeitgeber und an inte-
ressierte Personen zugestellt.

Strahlenschutz
Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden 2 (6) Bewilligungen 
betreffend Strahlenschutz erteilt. Eine Bewilligung benö-
tigt, wer mit radioaktiven Stoffen oder mit Apparaten und 
Gegenständen umgeht, die radioaktive Stoffe enthalten; 
Anlagen und Apparate, die ionisierende Strahlen aussen-
den können, herstellt, vertreibt, einrichtet oder benutzt 
und / oder ionisierende Strahlen und radioaktive Stoffe 
am menschlichen Körper anwendet. Zurzeit sind 22 (21) 
Bewilligungen in Liechtenstein registriert.

Vollzug der arbeitsgesetzlichen  
Bestimmungen

Arbeitszeitbewilligungen
2018 (2017) wurden insgesamt 259 (191) Arbeitszeitbe-
willigungen erteilt, 177 (124) für Sonntagsarbeit, 29 (29) 
für Nachtarbeit, 44 (25) für Sonntags- und Nachtarbeit 
und 9 (13) für ununterbrochenen Betrieb.

Planverfügungen und Betriebsbewilligungen
Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden 11 (1) Betriebsbewilli-
gungen erteilt und 18 (14) Planverfügungen erlassen. Des 
Weiteren wurden 51 (33) Planbegutachtungen durchge-
führt, wobei bei 23 (15) Begutachtungen Auflagen an das 
Amt für Bau und Infrastruktur gesandt wurden. Diese 
Auflagen wurden in die Auflagen der jeweiligen Baube-
willigung integriert. Bei 3 (18) Begutachtungen wurde 
dem Bauherrn empfohlen, vor Baubeginn die Pläne beim 
Arbeitsinspektorat einzureichen und überprüfen zu las-
sen und bei 25 (0) Beurteilungen wurden keine Auflagen 
erteilt.

Ausnahmebewilligungen gemäss Art. 99 der Verord-
nung über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz 
der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz
Das Amt für Volkswirtschaft kann auf Antrag des Arbeit-
gebers im Einzelfall Ausnahmen von den Vorschriften 
dieser Verordnung bewilligen, wenn eine andere, ebenso 
wirksame Massnahme getroffen wird oder die Durchfüh-
rung der Vorschrift zu einer unverhältnismässigen Härte 
führen würde und die Ausnahme mit dem Schutz der Ar-
beitnehmer vereinbar ist. Im Berichtsjahr wurden 12 (10) 
Ausnahmen bewilligt.

Vorankündigungen von Baustellen
Im Berichtsjahr (2017) sind 235 (257) Vorankündigungen 
für Baustellen, auf denen mehr als 500 Manntage gear-
beitet oder gefährliche Arbeiten ausgeführt werden, ein-
gegangen.

Betriebsbesuche
2018 (2017) fanden 111 (107) Betriebsbesuche und 266 
(333) Baustellenkontrollen sowie 37 (20) ASA-Kontrollen 
(Systemkontrollen) statt. Neben den Systemkontrollen 
waren dies insbesondere Arbeitsplatzuntersuchungen, 
Arbeitszeitkontrollen, Unfallabklärungen sowie Kontrol-
len, die auf Grund von Anzeigen erfolgten. Es fanden 
ebenfalls 56 (122) Beratungsgespräche zu verschiedenen 
Themen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz sowie über Arbeitszeiten 
und das Baukoordinationsgesetz (BauKG) in verschie-
denen Betrieben und im Amt statt. Im Berichtsjahr (Vor-
jahr) wurden 20 (24) Ermahnungen ausgesprochen und 
8 (5) Baustopps auf Baustellen verfügt.

Unfallabklärungen
Bei Arbeitsunfällen kann die Landespolizei vom Fachbe-
reich Arbeitsinspektorat eine Stellungnahme einfordern, 
in der abgeklärt wird, ob arbeitsgesetzliche Vorschriften 
missachtet wurden. Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden 15 
(10) Stellungsnahmen ausgefertigt.

Abteilung Arbeit

Das Jahr 2018 zeigte mit rund 1'700 An- und Abmel-
dungen eine hohe Arbeitsmarktdynamik auf, welche in 
weiterer Folge durch die Abteilung Arbeit entsprechend 
bewirtschaftet und administriert wurde. Dennoch lag die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote mit einem Jahres-
durchschnitt von 1.7 % im Vergleich zu den Vorjahren 
deutlich tiefer. Die tiefe Arbeitslosigkeit widerspiegelt 
sich auch bei der Arbeitslosenentschädigung, welche 
wie schon 2017 mit ca. CHF 9.5 Mio. unter der CHF 10 
Mio.-Marke lag.

Auch im Berichtsjahr war die Nachfrage an Arbeits-
kräften konstant auf sehr hohem Niveau. Somit werden 
die proaktiven Dienstleistungen, wie die Zuweisung und 
Vermittlung von Arbeitskräften, unverändert als Kernge-
schäft des AMS FL wahrgenommen.
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Arbeitsmarkt Service Liechtenstein  
(AMS FL)

Interne und externe Entwicklung 
Die drei wichtigsten Arbeitsmarktindikatoren haben sich 
2018 erneut positiv entwickelt: Die Anzahl der Beschäf-
tigten ist angestiegen, die Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten war ungebrochen auf hohem Niveau und die durch-
schnittliche Arbeitslosigkeit wies mit 1.7 % über die 
letzten 15 Jahre ein Rekordtief aus. 

Im Berichtsjahr wurden mit dem SECO, dem Ver-
band der Schweizerischen Arbeitsämter (VSAA), den re-
gionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV), den Logisti-
kstellen für arbeitsmarktliche Massnahmen (LAM) und 
den Arbeitsmarktservices (AMS) Österreich regelmäs-
sige Arbeitssitzungen wie auch «Benchmark»-Treffen 
für den gezielten Daten- und Programmaustausch abge-
halten.

Offene Stellen
Bei der Anzahl akquirierter offener Stellen, welche aktiv 
durch den AMS FL erfasst werden, ist im Berichtsjahr mit 
2'701 Stellenmeldungen (gegenüber 2'900 in 2017) eine 
Verringerung von 199 Stellenmeldungen bzw. -6.9 % 
festzustellen.

Zu- und Abgänge von stellensuchenden Personen 
Insgesamt haben sich im Berichtsjahr 860 (Vorjahr 870) 
stellensuchende Personen angemeldet und 867 (Vorjahr 
935) konnten wieder abgemeldet werden. Dies zeigt mit 
einem Total von 1'727 (Vorjahr 1'805) Personen eine 
konstant hohe Arbeitsmarktdynamik, welche durch den 
Arbeitsmarkt Service bewirtschaftet wurde.

Entwicklung der Arbeitslosigkeit im Jahre 2018 
Die durchschnittliche Arbeitslosigkeit lag im Berichts-
jahr bei 326 Personen, was gegenüber dem Jahr 2017 ei-
ner Verringerung um 43 Personen entspricht. Die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote verringerte sich 2018 mit 
1.7 % gegenüber 2017 mit 1.9 %.

Die durchschnittliche Jugendarbeitslosigkeit ist im 
Berichtsjahr mit 2.1 % gegenüber dem Vorjahr (2.6 %) 
deutlich gesunken. Im Mai 2018 erreichte die Jugendar-
beitslosigkeit mit 1.6 % den Jahrestiefststand.

Wirkungsindikator offene Stellen zu Personen in Ar-
beitslosigkeit 
Der Arbeitsmarkt Service hat in den letzten Jahren seine 
Bemühungen auf die Erfassung der offenen Stellen ver-
stärkt, da ein grösseres Angebot an offenen Stellen die 
Chance auf eine Wiederanstellung markant erhöht. Die 
gemeldeten offenen Stellen zu Personen in Arbeitslo-
sigkeit werden 2018 mit einem Faktor von 2.71 (2.26) 
ausgewiesen. Im direkten Vergleich zu den umliegenden 
Ländern (Schweiz und Österreich) weist Liechtenstein 
diesbezüglich deutlich höhere Werte aus.

Fazit
Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Liechtenstein 
war über die letzten Jahre durch Vollbeschäftigung ge-
prägt. In 2018 ist die Arbeitslosigkeit, wie bereits 2017, 
erneut unter die Marke von 2 % gesunken. Dazu wurden 
auch bei der Jugendarbeitslosigkeit mit 2.1 % (2.6 %) 
und bei Personen 50plus mit 1.4 % (1.6 %) erfreulich 
tiefe Jahresdurchschnittswerte ausgewiesen. 

Die proaktiven Dienstleistungen, die AMS-Frühinter-
ventionsstrategien und eine konsequente Wirtschafts-
nähe haben somit den gewünschten Wirkungsgrad er-
zielt. Für einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess 
(KVP) der Abteilung Arbeit wurden bei Stellensuchen-
den und Arbeitgebern laufend anonymisierte Umfragen 
durchgeführt. Die Auswertungen dazu sind auf der AMS-
Homepage, www.amsfl.li, einsehbar.

Veränderungen gegenüber Vorjahr

	 2018	 2017	 absolut	 relativ

Arbeitslosenquote 
Durchschnitt	 1.66 %	 1.89 %	  -0.23 %-Pkt.	 –
Arbeitslose Durchschnitt 
pro Monat	 326	 369	 -43	 -11.7 %
Eff. Zugänge Arbeitslose 
und Stellensuchende	 860	 870	 -10	 -1.1 %
Eff. Abgänge Arbeitslose und 
Stellensuchende	 867	 935	 -68	 -7.3 %
Total Arbeitsmarktdynamik	 1'727	 1'805	 -78	 -4.3 %
Arbeitsmarkt-Dynamik 
pro Monat	 144	 150	 -6	 -4.3 %
Wirkungsindikator offene  
Stellenzu Personen in  
Arbeitslosigkeit	 2.71	 2.26	 +0.45	 +19.9 %

Total akquirierte 	 2'701	 2'900	 -199	 -6.9 % 
offene Stellen

Unterstützende Programme und Weiterbildung
Der AMS FL führt seit 2007 als integrative Unterstützung 
zur aktiven Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Liech-
tenstein arbeitsmarktliche Massnahmen (AMM) mit dem 
Ziel durch, die rasche und langfristige Wiederintegration 
zu fördern. Sie sollen die Arbeitsmarkt- und somit die 
Vermittlungsfähigkeit verbessern, um damit das Risiko 
der Langzeitarbeitslosigkeit zu vermindern und tragen 
zur Erhaltung der sozialen Integration bei. 
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Unterstützende Programme  Teil- Teil- 1) Verän-
und Aktivierungsprogramme nehmer nehmer derung 

2018 2017

Kollektivkurse 733 711 +22
Individuelle Programme 20 19  +1
Praktika 6 10  -4
Beschäftigungsprogramme 13 9  +4
Einarbeitungszuschüsse 10 16  -6
Förderung der Selbständigkeit 7 7  0
Eipola 47 48  -1

Total 836 820 +16

1) Veränderung (2018 im Vergleich zu 2017) 

Arbeitslosenversicherung

Arbeitslosenentschädigung
Die Arbeitslosenquote betrug 2018 im Durchschnitt 
1.7 %. Die Arbeitslosenentschädigung sank leicht ge-
genüber dem Vorjahr und war letztmals im Jahr 2002 auf 
einem solch tiefen Stand. Rückblickend auf das Jahresvo-
lumen der 1'727 An- und Abmeldungen (Vorjahr 1'805) 
spiegelt sich der hohe administrative Aufwand wieder, 
welcher durch die ALV bewältigt wurde.

Hinzu kommen jene total 1'322 Fälle (Vorjahr 1'538), 
welche monatlich im Zwischenverdienst abgerechnet 
wurden und somit einen entsprechend hohen Arbeits-
aufwand generierten. Die Tendenz hält an, wonach die 
atypisch-prekären Arbeitsverhältnisse zunehmen und in 
weiterer Folge die Kündigungskonstellationen komple-
xer werden, was die Aufwendungen der Anspruchsklä-
rungen und der Erstberechnungen erhöht.

Kurzarbeitsentschädigungen (KAE)
Die Auszahlungssumme aufgrund wirtschaftlich be-
dingter Kurzarbeit verringerte sich 2018 und verharrte 
auf niedrigem Niveau. Dies geht aus den effektiven 

Kurzarbeitsauszahlungen hervor. Gesamthaft wurden 
an 2 Betriebe aufgrund wirtschaftlich bedingter Kurzar-
beit Kurzarbeitsentschädigungen in der Höhe von CHF 
15'353 (Vorjahr CHF 60'941) ausbezahlt.

Schlechtwetterentschädigung (SWE)
Die Schlechtwetterentschädigung verringerte sich, wie 
aus den effektiven Auszahlungen ersichtlich ist, gegen-
über dem Vorjahr. 2018 wurden an 23 Betriebe Schlecht-
wetterentschädigungen in der Höhe von CHF 268'367 
(Vorjahr CHF 797'904) ausbezahlt.

Insolvenzentschädigungen (IE)
Im Berichtsjahr wurden ausserordentlich viele und 
gleichzeitig arbeitsintensive IE-Anträge eingereicht. 
Von den 84 eingereichten Anträgen konnten an 69 Ar-
beitnehmende von 5 Betrieben rund CHF 251'204 In-
solvenzentschädigung ausbezahlt werden. Hinzu kom-
men Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von CHF 
37'180.

Arbeitslosenentschädigungen
(Zahlen in CHF gerundet)

ALV Übersicht 2018 1)

Arbeitslosenentschädigung  9'535'416
KAE Entschädigung 15'353
SWE Entschädigung 268'367
IE Entschädigung 251'204
Kostenerstattung VO883 / 2004 / EG 4'123'276

Total 14'193'616

Anzahl Anspruchsberechtigte 824
Anzahl Taggelder 60'480
Durchschnittliches Taggeld 152
Durchschnittliche Bezugstage 73
Durchschnittlicher Entschädigungsbetrag 10'785

1) Angaben ohne Sozialversicherungsbeiträge seitens der ALV

Arbeitslosenentschädigung seit 1990
(in Tausend CHF) 
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Im Jahr 2018 gab es total 449 Meldungen wegen Pflichtverletzungen, davon 179 Fälle mit Sanktionen (Einstellung im 
Taggeld oder Aberkennungen), was 40 % entspricht (Vorjahr: 47 %).

Die Statistik umfasst alle Fälle im Bereich der Arbeitslosenversicherung. Nicht eingeschlossen sind die Rechtsfälle 
in den Bereichen der Insolvenzentschädigung und der Kurzarbeit. Die Daten beziehen sich auf die erstinstanzliche 
Beurteilung und haben den Datenstand vom 1. Februar 2019.

Statistik Rechtsfälle: Sanktionen / Einstellungen im Taggeld – Massnahme

Meldegrund	 Total	 Arbeits-	 Mitwirkungs-	 Selbstver-	 Stellenzu-	 ungenügende 
		  marktliche	 pflicht	 schuldete	 weisung	 Arbeits- 
		  Massnahmen		  Arbeitslosigkeit		  bemühungen

Anzahl Fälle	 449	 61	 109	 154	 25	 100
Anzahl Einstelltage	 3'104	 340	 255	 1'490	 289	 730
Anzahl Aberkennungen	 7	 2	 2	 0	 0	 3

Internationales – Verordnung (EG) Nr. 883 / 2004 über 
die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher-
heit
Die Anzahl der ausgestellten PD-U1-Formulare (1'311) 
erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr (1'204). Die Ar-
beitslosenversicherung übernimmt gemäss der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883 / 2004 einen Teil der Kosten der 
Arbeitslosigkeit von Grenzgängern. Für das Berichts-
jahr sind Kostenerstattungen im Umfang von Total CHF 
4'123'276 (Vorjahr 3'193'309) angefallen. Davon ent-
fällt der grösste Anteil an AT mit CHF 3'451'903, wei-
tere CHF 382'398 auf die übrigen EU-Staaten und die 
verbleibenden CHF 288'974 auf die Schweiz. Im Gegen-
zug konnte die ALV Forderungen in Höhe von Total CHF 
1'156'227 stellen. Gegenüber der Schweiz sind dies ge-
samthaft CHF 1'122'378 und gegenüber den EU-Staaten 
CHF 33'849.

VO 883 / 2004 Novellierung
Aktuell ist ein Vorschlag über eine Änderung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883 / 2004 und der Verordnung (EG) 
Nr. 987 / 2009 bei der EU-Kommission in Ausarbeitung, 
welche unter anderem bei Grenzgängern neu eine Lei-
stungspflicht des letzten Beschäftigungsstaates und nicht 
wie bisher des Wohnsitzstaates vorsieht. Im Berichtsjahr 
ist zur Überprüfung der Auswirkungen auf Liechtenstein 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden. 

Risikoversicherung für Arbeitslose
Mit Beschluss der Regierung im Dezember 2018 konnte 
eine Abänderung des bestehenden Vertrages betreffend 
die Risikoversicherung für Arbeitslose genehmigt wer-
den. Im Zuge der umfassenden Revision des Gesetzes 
über die betriebliche Personalvorsorge (BPVG) konnten 
die Leistungen bei Invalidität und Todesfall erhöht wer-
den. Der Beitragssatz in der Verordnung reduzierte sich 
von bisher 3 % auf 2 %.

Abteilung Technologie, Innovation und  
Energie

Nationale Kontaktstelle für Forschung und technolo-
gische Entwicklung (NKS)

Innosuisse (seit 2018, vorher KTI)
Auf Basis der Vereinbarung vom 11.  November 2016 
zwischen der Regierung des Fürstentums Liechtenstein 
und dem Schweizerischen Bundesrat über die Förderung 
wissenschafts-basierter Innovation ist es liechtenstei-
nischen Forschungseinrichtungen möglich, sich vollum-
fänglich an Innosuisse Projekten zu beteiligen. Gestützt 
auf diese zwischenstaatliche Vereinbarung wurden im 
Jahr 2018 drei Projekte mit Beteiligung von liechtenstei-
nischen Forschungseinrichtungen eingereicht. Bei einer 
Projekteingabe musste eine Absage erteilt werden mit 
der Möglichkeit, einen verbesserten Antrag nochmals 
einzureichen. Ein weiterer Antrag ist noch in der Beur-
teilung. Die Beurteilung wird durch Innosuisse jeweils in 
Form einer Empfehlung an die Regierung ausgefertigt. 
Beim dritten Projekt folgte die Regierung der Entschei-
dung durch Innosuisse

Innovationsschecks (Serie 2016)
Die Innovationschecks konnten wiederum erfolgreich ab-
geschlossen werden. Der Scheck im Wert von CHF 7'500 
steht innovativen liechtensteinischen KMU in der Zu-
sammenarbeit mit Forschungseinrichtungen für Klein-
projekte und Machbarkeitsstudien zur Verfügung. Total 
gab es 13 konkrete Anfragen. Daraus sind schlussendlich 
zehn Anträge beim Amt für Volkswirtschaft eingereicht 
worden. Neun Scheckanträge wurden bewilligt. Die Be-
wertungen, sei es auf Basis der Erfolgseinschätzung, der 
Zufriedenheit in der Zusammenarbeit oder der Projekt-
ergebnisse, haben sich weiter, teils sogar stark, verbes-
sert und befinden sich heute auf sehr hohem Niveau.
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Energie

Schwerpunkte der Energiefachstelle
Schwerpunkte der Energiefachstelle waren im Berichts-
jahr die weitere Umsetzung des per 1.  Februar 2015 
angepassten Energieeffizienzgesetzes, die Öffentlich-
keitsinformation und der Prozess zur Erarbeitung einer 
Energievision 2050 sowie der Energiestrategie 2030.

Das Interesse, die Fördermöglichkeiten zu nutzen, 
nahm etwas ab, da bei einzelnen Förderkategorien eine 
gewisse Sättigung feststellbar ist. Die Antragszahlen 
Haustechnik und auch die damit beheizten Energiebe-
zugsflächen blieben etwa gleich. Das Interesse bei den 
Photovoltaikanlagen, welches aufgrund der gesenkten 
Förderbeiträge im 2015 abgenommen hatte, nahm 
um etwa 30 % zu. Wiederum wurden zahlreiche Per-
sonen / Institutionen in Energiefragen beraten.

Für Gebäudebesitzer / innen, welche sich mit der An-
schaffung einer neuen Heizung beschäftigen, wurden 
Informationsveranstaltungen organisiert. Zudem war die 
Energiefachstelle mit einem Stand an der LIHGA vertre-
ten. Die individuelle Beratung von Antragstellern wurde 
wie in der Vergangenheit weitergeführt.

Energiestrategie 2020
Im Berichtsjahr hat die Energiefachstelle die Energie-
kommission und die Regierung bei der Umsetzung der 
Energiestrategie 2020 mit Analysen und Inhalten belie-
fert. Die Energiestrategie bildet eine wichtige Grundlage 
für die weiteren Entscheidungen im Energiebereich. Im 
Berichtsjahr traf sich die von der Regierung beauftragte 
interne Energiegruppe zu zwei Koordinationssitzungen. 
Ziel war es, den Austausch und die Umsetzung der 47 
Massnahmen der Energiestrategie zu koordinieren und 
das Monitoring für die einzelnen Massnahmen weiter zu 
entwickeln.

Öffentlichkeitsarbeit und Internetseite Energiebündel
Die Öffentlichkeit und Fachleute werden durch Vorträge, 
Beratungsgespräche, Publikationen und Berichter-stat-
tung sowie andere Medienkanäle über aktuelle Themen in-
formiert. Die Internetseite www.energiebuendel.li wurde 
laufend mit aktuellen Inhalten zum Energieeffizienzge-
setz, Spartipps und Links zu anderen Informationsseiten 
befüllt. Somit steht den Bürgern wie auch dem Gewerbe 
und der Industrie eine Hilfestellung zur Informationsbe-
schaffung rund um das Thema Energie zur Verfügung.

Gesetz über die Förderung der Energieeffizienz und 
der erneuerbaren Energien 
Auf der Grundlage des Gesetzes über die Förderung der 
Energieeffizienz und der erneuerbaren Energien wurden 
im Berichtsjahr 456 (Vorjahr 549) Anträge bearbeitet. 
57 (59) Gesuche wurden gegenstandslos, 6 (2) Gesuche 
mussten abgelehnt werden.

Von den 393 (488) bewilligten Gesuchen betrafen 53 
(59) Wärmedämmung, 110 (119) Haustechnikanlagen, 

10 (19) thermische Sonnenkollektoren, 94 (156) Wärme-
pumpenboiler, 1 (0) KWK-Anlage, 86 (71) Photovoltaik-
anlagen, 28 (46) andere Anlagen und andere Massnah-
men sowie 11 (18) Minergie / Minergie-P und Minergie-A 
Gebäude. 

In der Förderkategorie Wärmedämmung wurden 
CHF 792'610 (826'895), für Haustechnikanlagen CHF 
651'677 (614'365), für thermische Sonnenkollektoren 
CHF 28'571 (58'368), für Wärmepumpenboiler CHF 
71'250 (117'000), für KWK-Anlagen CHF 8'000 (0), für 
Photovoltaikanlagen CHF 819'092 (621'224), für Miner-
gie / Minergie-P und Minergie-A Gebäude CHF 180'810 
(351'895) zugesichert. 

Die Energiekommission hat für «andere Anlagen und 
andere Massnahmen» Fördermittel von CHF 1'046'263 
(1'600'650) zugesprochen. In diesem Betrag sind CHF 
231'749 (240'172) für grosse Haustechnikanlagen, CHF 
176'610 (0) für Photovoltaikanlagen und CHF 637'904 
(1'360'478) für andere Anlagen und andere Massnahmen 
enthalten. Insgesamt wurden Förderbeiträge in der Höhe 
von CHF 3'598'273 (4'190'397) zugesichert.

Fonds für Einspeisevergütung
Der von den LKW verwaltete Fonds für Einspeisevergü-
tung schliesst per Ende 2018 mit einem negativen Saldo 
für das Land von CHF 9'055'683 ab. Zur Behebung des 
negativen Saldos wurde eine Anpassung der Förderum-
lage im Energieeffizienzgesetz vom Landtag am 4. De-
zember 2014 beschlossen. Die Regierung hat im Jahre 
2015 die Förderumlage auf Strom mit Verordnung ab 
1. Februar 2015 auf 1.0 Rp / kWh und ab 1. Januar 2017 
auf 1.5 Rp / kWh festgelegt. Die Bestätigung der Revisi-
onsstelle über die gesetzes- und leistungsvereinbarungs-
konforme Führung des Fonds für Einspeisevergütung er-
folgt im Rahmen der Prüfung der LKW-Jahresrechnung. 

Minergie-Zertifizierungen
2018 (2017) wurden 4 (27) Minergieanträge zur Zertifi-
zierung eingereicht. 16 (18) Gebäude konnten mit dem 
definitiven Minergielabel ausgezeichnet werden. 1 (5) 
Gebäude konnte als Minergie, 3 (3) Gebäude konnten als 
Minergie-P und 12 (10) Gebäude als Minergie-A, soge-
nannte Nullenergiegebäude, zertifiziert werden.

Umsetzung EWR-Recht und Zollvertrag im Energiebe-
reich
Im Berichtsjahr wurden verschiedene Rechtsakte der EU 
betreffend Übernahme ins EWR-Recht geprüft. Im Früh-
jahr fand die 2. Lesung zum Liberalisierungspaket für den 
Strom- und Gasmarkt statt. Der gemeinsame Übernah-
mebeschluss der drei EWR-Staaten wird im 2019 erwar-
tet. Weiters wurde die Beurteilung der Gebäuderichtlinie 
2010 / 31 und der Energieeffizienzrichtlinie 2012 / 27 wei-
tergeführt, um die Möglichkeiten für die eher Schweiz-
orientierte Bauwirtschaft zu klären. Schliesslich wurden 
verschiedene, den Zollvertrag betreffende, Anpassungen 
im schweizerischen Energierecht geprüft.



|  365

INFRASTRUKTUR, WIRTSCHAFT UND SPORT

Tätigkeit in Organisationen und Arbeitsgruppen
Die Energiefachstelle hat in der Projektgruppe Energie 
der Internationalen Regierungskommission Alpenrhein 
(IRKA), in der Energiekommission, an den Konferenzen 
der kantonalen und ostschweizerischen Energiefachstel-
len sowie in der Internationalen Bodensee Konferenz (IBK) 
Bereich, «Plattform Klimaschutz und Energie der Kommis-
sion Umwelt», mitgewirkt. Weiters wurden die liechten-
steinischen Interessen in der EFTA / EWR-Arbeitsgruppe 
Energie in Brüssel an 4 Sitzungen vertreten. Die Energie-
fachstelle ist das Sekretariat der Kommission für Energie-
marktaufsicht (EMK) sowie jenes der Energiekommission 
und nahm in dieser Funktion zahlreiche Aufgaben wahr.

Ausbildung für Fachleute
Eine Leistungsvereinbarung mit dem Verein ecowerk-
statt, welcher vom Gewerbe, der Liechtensteinischen 
Ingenieur- und Architektenvereinigung und der Univer-
sität Liechtenstein getragen wird, wurde mit dem Ziel 
abgeschlossen, den Ausbildungsbereich weiter verstärkt 
zu bearbeiten. Der Verein ecowerkstatt hat verschiedene 
Kurse zum Energiethema durchgeführt. Ziel ist es, Be-
rufsleuten in der Praxis neues Wissen über energieeffizi-
entes Bauen zu vermitteln.

Energiestadt
Das Label «Energiestadt» erhalten Gemeinden für konse-
quente energiepolitische Massnahmen, die über das ge-
setzlich Vorgeschriebene hinausgehen. Alle Gemeinden 
in Liechtenstein sind seit November 2012 Träger des La-
bels «Energiestadt». Dies bedeutet, dass 100 % der Ein-
wohner in einer Gemeinde mit dem Label «Energiestadt» 
leben. Massnahme 5.1 der Energiestrategie 2020 wurde 
somit bereits im 2012 erreicht. Die Bemühungen der 
Gemeinden wurden mit Veranstaltungen für den ERFA-
Austausch unterstützt. Verschiedene Gemeinden haben 
im Berichtsjahr die Re-Zertifizierung erfolgreich bestan-
den. Planken und Ruggell erreichten erstmals das Label 
Energiestadt-Gold. 

Abteilung Warenverkehr 

Warenverkehr

Freihandelsabkommen (FHA)
Das Inkrafttreten des Beitrittsprotokolls zwischen 
EFTA / CAS und Guatemala steht weiterhin aus. Verhand-
lungen mit dem vierten CAS-Partner Honduras sind wei-
terhin zurückgestellt. Die EFTA unterzeichnete im Be-
richtsjahr Freihandelsabkommen mit Ecuador (25.  Juni 
2018) und Indonesien (16.  Dezember 2018). Das FHA 
mit Georgien trat für Liechtenstein und die Schweiz am 
1. Mai 2018 in Kraft (Norwegen / Island per 1. September 
2017). Das FHA mit den Philippinen trat per 1. Juni 2018 
für Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz in Kraft, 
konnte aber erst auf den 24. Oktober 2018 vollumfäng-
lich angewendet werden. 

Zoll

Security Amendments und Authorised Economic Ope-
rator (AEO) 
Die Abkommen zwischen der Schweiz (inkl. Liechten-
stein) und der EU sowie Norwegen über die Erleich-
terung der Kontrollen und Formalitäten im Güterver-
kehr sowie über zollrechtliche Sicherheitsmassnahmen 
(ZESA) gewährleisten einen reibungslosen Warenver-
kehr. Die AEO-Zertifizierung wird durch die Oberzoll-
direktion auch für liechtensteinische Unternehmen 
vorgenommen und in der EU anerkannt. Im Berichts-
jahr (Vorjahr) waren 2 (2) Firmen zertifiziert. Verhand-
lungen im Bereich AEO finden derzeit mit Japan und 
China statt.

Zollverfahren
Die mittels einer Verwaltungsvereinbarung mit der Eid-
genössischen Zollverwaltung etablierten Verfahren ha-
ben auch im Berichtsjahr einen problemlosen Warenver-
kehr aus dem oder in den EWR gewährleistet. Es waren 
keine Importe zu verzeichnen, die eine Nachbelastung 
oder Rückerstattung zur Folge hatten.

Amtshilfe in Zollsachen 
Das AVW behandelte insgesamt 6 (10) Gesuche auslän-
discher Zollbehörden gemäss Protokoll 11 zum Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWRA).

Bewilligungsverfahren
Die Bewilligungsverfahren bzw. die Vereinbarungen 
zwischen dem Amt und den 17 schweizerischen Bewil-
ligungsstellen über die EWR-konforme Erteilung von 
Bewilligungen an liechtensteinische Importeure und 
Exporteure funktionierten reibungslos. Im Berichtsjahr 
erfuhren diese Verfahren keine Änderungen.

Ursprungswesen

Protokoll 4 EWRA über Ursprungsregeln
Mit dem EWRA wurde der Freihandel zwischen den Ver-
tragspartnern eingeführt. Solche Begünstigungen un-
terliegen besonderen Voraussetzungen betreffend den 
Ursprung der Waren. Das AVW ist für die ordnungsge-
mässe Anwendung des Protokolls 4 des EWRA über die 
Ursprungsregeln sowie für die Umsetzung der mit der 
Schweiz abgeschlossenen, speziellen Ursprungsverfah-
ren verantwortlich.

Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden folgende Aufgaben 
wahrgenommen:
–	� Behandlung von 26 (14) Nachprüfungsgesuchen mit 

65 (30) FL-Ursprungsnachweisen ausländischer Zoll-
behörden;

–	� Stellung von 0 (1) Nachprüfungsgesuchen an eine aus-
ländische Behörde zur Nachprüfung ausländischer Ur-
sprungsnachweise;
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–	� Betreuung der Firmen mit dem Status «Ermächtig-
ter Ausführer». Dieses Verfahren wird von 41 (41) in 
Liechtenstein ansässigen Unternehmen angewandt;

–	� Kontrolle der von den schweizerischen Zollämtern be-
glaubigten 1'159 (1'040) Ursprungsnachweisen (Wa-
renverkehrsbescheinigungen Form. EUR.1. und EUR-
MED).

EFTA-Committee of Customs Experts (COCE) und 
EWR-Working Group of Customs Matters (WGCM); 
Pan-Euro-Med-Kumulationszone (PEM)
Vorgänger der PEM war die Paneuropäische Kumu-
lationszone (PANKUM), welche sich aus der EU, den 
EFTA-Mitgliedstaaten, den Mittel- und Osteuropäischen 
Staaten (später dann Mitglieder der EU) und der Türkei 
zusammensetzte. Diese Kumulationszone wurde dann 
auf die Teilnehmer des sogenannten Barcelona Pro-
zesses und die Färöer Inseln erweitert. Grundlage der 
PEM sind FHA zwischen allen Mitgliedstaaten dieser 
Zone, welche Ursprungsprotokolle mit identischen Ur-
sprungsregeln beinhalten und somit die diagonale Ku-
mulation zwischen diesen Staaten erlauben. Um die An-
passungen der Ursprungsprotokolle zu vereinfachen und 
die Kumulationszone auf die am Stabilisation and Associ-
ation Process (SAP) der EU-teilnehmenden Länder aus-
zuweiten, wurde eine regionale Ursprungskonvention 
(PEM Convention) geschaffen und per 1. Januar 2012 in 
Kraft gesetzt. Einige Vertragsparteien haben die Ratifika-
tion noch nicht abgeschlossen. Das Ursprungsprotokoll 
des EWR wurde 2015 der PEM-Convention angepasst. 
Im Berichtsjahr wurden Ursprungsprotokolle weiterer 
FHA inkl. jenes der Schweiz mit der EU durch die PEM-
Convention ersetzt und dadurch die diagonale Kumula-
tion auf die Kapitel 1 bis 24 und die Westbalkan-Staa-
ten ausgeweitet. Die Ursprungsbestimmungen der PEM 
werden aktuell überarbeitet und den heutigen Anforde-
rungen angepasst.

Vier-Länder-Ursprungskonferenz
Im Berichtsjahr wurde diese turnusgemäss in Liechten-
stein durchgeführt. Ursprungsexperten aus Deutschland, 
Österreich, der Schweiz und Liechtenstein diskutier-
ten das weitere Vorgehen betreffend die PEM-Conven-
tion bzw. die Überarbeitung von deren Ursprungs- und 
Listenregeln. Zusätzlich wurden aktuelle internationale 
sowie bilaterale Ursprungsangelegenheiten in den Teil-
nehmerländern besprochen sowie Erfahrungen über die 
praktische Anwendung der Ursprungsbestimmungen 
ausgetauscht.

Marktüberwachungs- und Kontrollsystem (MKS) 
Als Folge der Mitgliedschaft Liechtensteins im EWR bei 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Zollunion mit der 
Schweiz wurde die sogenannte parallele Verkehrsfähig-
keit von Waren in Liechtenstein eingeführt. Das MKS 
wurde im Laufe des Berichtsjahres durch die mit der Um-
setzung betrauten Ämter durchgeführt.

Technische Prüf-, Mess- und Normenstelle (TPMN)
Der Fachbereich TPMN im Amt umfasst die Bereiche 
Technische Handelshemmnisse, freier Warenverkehr, 
Standardisierung und Normung sowie internationale 
Handelserleichterungen.

Seilbahnen, Kleinski- und Schlepplifte
Im Berichtsjahr wurden die Anlagen gemäss dem Stich-
probenprogramm einer Inspektion unterzogen.

Technische Handelshemmnisse
Steht eine Übernahme der EU-Binnenmarktgesetzge-
bung an, wird der Text vorgängig auf seine Relevanz 
und Annehmbarkeit für Liechtenstein geprüft. Hierbei 
wird ebenfalls abgeklärt, ob bestehende Gesetze abge-
ändert oder neue geschaffen werden müssen. Erst nach 
dieser Begutachtung werden die EU-Binnenmarktge-
setze übernommen. Dadurch wird sichergestellt, dass 
die liechtensteinischen Unternehmen beim Marktzu-
tritt im EWR keine neuen Schranken vorfinden bzw. so-
genannte «Technische Handelshemmnisse» vermieden 
werden. Die TPMN ist im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 2679 / 98 über das Funktionieren des Binnenmarktes 
im Zusammenhang mit dem freien Warenverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten die nationale Kontaktstelle. 
Im Berichtsjahr (Vorjahr) gingen 20 (18) Meldungen 
über Behinderungen des freien Warenverkehrs bei der 
TPMN ein. Die Behinderungen wurden den Wirtschafts-
vertretern mitgeteilt.

Konformitätsabkommen (Mutual Recognition Agree-
ment – MRA)
MRAs sind Abkommen über die gegenseitige Anerken-
nung von Konformitätsbewertungen bestimmter Indus-
trieprodukte, welche beim Markteintritt vorgeschrie-
benen Tests und Zertifizierungen unterliegen. Jede 
Vertragspartei kann die Produkte vor der Ausfuhr im ei-
genen Land im Hinblick auf die Konformität mit den Vor-
schriften des Einfuhrlandes prüfen, testen und zertifizie-
ren lassen. Diese Tests und Zertifikate werden von den 
Vertragsparteien gegenseitig anerkannt. Liechtenstein 
und die beiden anderen EWR-EFTA Staaten Island und 
Norwegen haben mit folgenden Ländern Abkommen: 
Australien, Kanada, Neuseeland, USA und Schweiz. Im 
Berichtsjahr ist das Abkommen mit Australien aktuali-
siert und an das parallele Abkommen zwischen der EU 
und Australien angepasst worden, wie dies im Protokoll 
12 des EWR-Abkommens vorgesehen ist. 

Allgemeine Produktsicherheit
Der Fachbereich TPMN ist die nationale Kontaktstelle 
nach der Richtlinie 2001 / 95 / EG über die allgemeine 
Produktsicherheit. Gemäss dieser Richtlinie müssen Her-
steller und Händler die zuständigen nationalen Behör-
den umgehend unterrichten, wenn sie feststellen, dass 
ein von ihnen in Verkehr gebrachtes Produkt gefährlich 
ist. Durch das RAPEX (Schnellwarnsystem für die Pro-
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duktsicherheit im europäischen Binnenmarkt) erhielt die 
TPMN im Berichtsjahr 2'257 (2'200) Meldungen. 

Umsetzung EWR-Recht
Im Berichtsjahr (Vorjahr) überprüfte die TPMN im Rah-
men ihrer Zuständigkeit 18 (24) Rechtsakte der EU im 
technischen Bereich, welche in das EWR-Recht über-
nommen werden sollen. Nach dem Notifikationsgesetz 
(EWR-NotifG) zur Umsetzung der Richtlinie 98 / 34 / EG 
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Nor-
men und technischen Vorschriften wurden 3 (1) Notifi-
kationen verfasst und der EFTA-Überwachungsbehörde 
übermittelt.

EWR / EFTA-Arbeitsgruppen
Die TPMN vertrat die liechtensteinischen Interessen in 
Brüssel in den EWR / EFTA-Arbeitsgruppen Expert Group 
on the Internal Market for Products (IMP), Consumer Sa-
fety Network (CSN), General Product Safety Directive 
(GPSD), Schnellwarnsystem für die Produktsicherheit im 
europäischen Binnenmarkt (RAPEX), Ausschuss 98 / 34 
(Notifikation), Normenausschuss, Multi-Stakeholder-
Plattform für die IKT-Normung und Ausschuss Technical 
Barriers to Trade (TBT). In den jeweiligen Gruppen wer-
den die Entwicklungen auf EU-Ebene mitverfolgt, kom-
mende Rechtsakte diskutiert und Stellungnahmen abge-
geben sowie die MRAs behandelt.

Liechtensteinische Akkreditierungsstelle 
(LAS)

Im Berichtsjahr (Vorjahr) waren 3 (4) Zertifizierungsstel-
len, 2 (2) Inspektionsstellen und 0 (1) Kalibrierstelle bei 
der LAS registriert. 

Der Akkreditierungsrat wurde im Berichtsjahr für 
eine weitere Periode bestellt und wiedergewählt.

Motorfahrzeugkontrolle

Amtsleiter: Dr. Otto C. Frommelt

Die Aufgaben der Motorfahrzeugkontrolle (MFK) um-
fassen die Ausstellung von Fahrzeugzulassungen (Fahr-
zeugausweise und Kontrollschilder), die Erteilung von 
Lernfahrausweisen und Führerscheinen, die Erteilung von 
Sonderbewilligungen (Transporte mit Übermassen und 
Bewilligungen durch Fahrverbote), Administrativmassnah-
men gegenüber Fahrzeugführerinnen und Fahrzeugführ-
ern sowie Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughaltern, die 
Ausstellung von Behinderten-Parkkarten, die Abnahme 
von Theorie- und Führerprüfungen sowie die technische 
Kontrolle von Motorfahrzeugen und Anhängern. Zudem 
umfasst der Aufgabenbereich die Umsetzung von neuem 

schweizerischem und europäischem Strassen-Verkehrs-
recht in Liechtenstein. 

Prozessoptimierung und Effizienzsteigerung für Fahr-
zeugprüfungen
Die MFK hat im Berichtsjahr im Bereich Fahrzeugprü-
fungen den Prozessablauf digitalisiert und weiter opti-
miert. Dies mit dem Ziel, eine Effizienzsteigerung von 
20 % zu erreichen. So werden beispielsweise für Fahr-
zeugprüfungen eines Personenwagens anstatt 25 Minu-
ten nur noch 20 Minuten aufgewendet. Dies bedeutet für 
den Fahrzeughalter weniger Wartezeit. Diese Optimie-
rung sowie die erweiterten Öffnungszeiten wurden im 
Berichtsjahr gestaffelt und schrittweise realisiert. Damit 
konnte dem aktuellen Bestand des Fahrzeugparks Rech-
nung getragen werden. Durch diese Optimierungen wie 
auch Massnahmen der Personalaufstockung konnten 
im Berichtsjahr im Vergleich zum Jahr 2017 gesamthaft 
12'339 Fahrzeugprüfungen durchgeführt werden, was 
eine Steigerung um 34 % (3'157 Prüfungen) bedeutet. 
Damit konnte eine absolute Höchstzahl an Prüfungen 
durchgeführt werden.

Kundenorientierte Dienstleistungen durch Erweite-
rung der Öffnungszeiten und Schalter für technische 
Auskünfte
Im 2018 konnten die Dienstleistungen ausgebaut wer-
den. Durch die Erweiterung der Öffnungszeiten sind 
Fahrzeugprüfungen neu ab 12.30 Uhr möglich (Zeiten 
neu: 7.10 bis 11.55 Uhr und 12.30 bis 16.45 Uhr). Eben-
falls wurden per 31.  Dezember 2018 die technischen 
Auskünfte kundenfreundlicher und effizienter organi-
siert, indem jeder Bürger nun diese am spezifischen 
Kundenschalter via Ticketsystem erhalten kann.

Medizinische Kontrolluntersuchung neu ab 75 Jahren
Per 1. Januar 2019 wird die erste medizinische Kontroll-
untersuchung (Gruppe 1) neu ab 75 Jahren stattfinden. 
Die MFK hat alle Massnahmen eingeleitet, um einer-
seits eine bürgernahe Lösung zu finden und andererseits 
den Übergang vom bestehenden Recht zu neuem Recht 
fliessend zu gewährleisten. Die Verkehrssicherheit wird 
durch die Erhöhung nicht beeinträchtigt.

Neues modernes Informationssystem Verkehrszulas-
sung
Im Mai 2018 wurde das neue, vom ASTRA entwickelte, 
Informationssystem Verkehrszulassung (IVZ) für die 
Schweiz und Liechtenstein in Produktion genommen. 
Das IVZ ersetzt das in die Jahre gekommene System 
MOFAD, das aus den drei Datensystemen, MOFIS (Fahr-
zeugzulassung), FABER (Führerzulassung) und ADMAS 
(Administrativ-massnahmen) bestand. Für Liechtenstein 
wurde mittels Webservices eine fortgeschrittene Schnitt-
stelle für die Anbindung geschaffen.
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Autonomes Fahren und Sonderbewilligung für 
SmartShuttle anlässlich der LIHGA
Bereits heute gibt es einige Länder, in denen selbstfah-
rende Fahrzeuge auf öffentlichen Strassen getestet wer-
den. Entsprechende spezifische Rechtsgrundlagen exi-
stieren jedoch meist noch nicht. Die MFK hat deshalb 
eine Sonderprüfung durchgeführt und ein Pflichtenheft 
erstellt, damit die Regierung für ein autonomes Fahr-
zeug (SmartShuttle) anlässlich der Liechtensteinischen 
Industrie-, Handels- und Gewerbeausstellung (LIHGA) 
eine Sondergenehmigung erteilen konnte. Die Fahrgäste 
wurden vom Parkplatz zur Ausstellung befördert. Dies 

konnte erfolgreich vom 30. August bis 8. September 2018 
von den Ausstellungsbesucherinnen und -besuchern im 
Einsatz «erfahren» werden. Nebst dem praktisch täglich 
erfolgreichen Einsatz wurden dabei auch erste wichtige 
Erfahrungen für die Prüfung und Zulassung von auto-
nomen Fahrzeugen gesammelt.

Entwicklung des Fahrzeugbestandes
Die Entwicklung des Fahrzeugbestandes ist in der fol-
genden Tabelle ersichtlich. Mit einer Zunahme von 1.3 % 
ist der Fahrzeugbestand im Berichtsjahr erneut gewach-
sen.

Fahrzeugbestand per 30. Juni 2018

FAZG	 Fahrzeuggruppen	 2018	 2017	 Veränderung	 in %

1	 Personenwagen	 29'949	 29'676	 +273	 +0.9 
2	 Personentransportfahrzeuge	 440	 427	 +13	 +3.0 
3	 Sachentransportfahrzeuge	 3'434	 3'342	 +92	 +2.8 
4	 Landwirtschaftliche Fahrzeuge	 1'041	 1'041	 –	 0.0 
5	 Gewerbliche Fahrzeuge	 711	 688	 +23	 +3.3 
6	 Motorräder	 4'653	 4'561	 +92	 +2.0

 	 Total Motorfahrzeuge	 40'228	 39'735	 +493	 +1.2

7	 Anhänger	 4'062	 3'982	 +80	 +2.0

 	 Total Fahrzeuge	 44'290	 43'717	 +573	 +1.3

Bestand der Motorfahrzeuge
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Abteilung Administration

In der Abteilung Administration gab es folgende Einnah-
men:
Steuer-Einnahmen	 CHF

1	 Personen-, Lieferwagen und Kleinbusse	 12'893'837
2	 Lastwagen, schwere Sattelschlepper	 1'026'685
3	 Gesellschaftswagen	 120'070
4	 Anhänger	 460'990
5	 Motorräder, Kleinmotorräder	 502'931
6	 Landwirtschaftliche Fahrzeuge	 71'745
7	 Arbeitsfahrzeuge	 113'374
8	 Kollektivschilder	 112'415
9	 Motorfahrräder	 12'563

	 Total Steuern	 15'314'610

 

Gebühren-Einnahmen	 CHF

1	 Lernfahrausweise	 62'580
2	 Führerscheine	 132'050 
3	 Fahrzeugausweise	 584'220 
4	 Kontrollschilder	 139'215 
5	 Versteigerung und Verkauf Kontrollschilder	 62'500 
6	 Depotgebühren	 97'880 
7	 Allgemeine Gebühren	 258'364 
8	 Sonderbewilligungen	 59'320 
9	 Fahrzeugprüfungen	 844'830 
10	 Führerprüfungen	 123'810 
11	 Verkauf Handelswaren	 8'510 
12	 Bussen im Bereich der  
	 Schwerverkehrsabgabe (LSVA)	 1'950

	 Bearbeitungsgebühren für:

13	 Autobahnvignetten, inklusive 
	 Poolgelder «asa»	 51'708 
14	 Schwerverkehrsabgaben	 170'755 
15	 Diverse Gebühren	 30'737

	 Total Gebühren	 2'628'429

Abteilung Technik

In der Abteilung Technik wurden folgende Führer- und Fahrzeugprüfungen sowie Kontrollfahrten durchgeführt:

Führerprüfungen	 Theorie	 Theorie 	 Praktisch 	 Praktisch	 Total 
		  negativ	 positiv	 negativ	 positiv

A1	 Motorräder bis 125 ccm	 53	 131	 29	 75	 288 
A	 Motorräder über 125 ccm	 –	 –	 46	 91	 137 
B	 Leichte Motorwagen	 112	 265	 128	 403	 908 
B1	 Klein- und dreirädrige Motorfahrzeuge	 –	 1	 –	 –	 1 
BE	 Anhänger an leicht. Motorwagen	 –	 –	 8	 51	 59 
BPT	 Berufsmässiger Personentransport mit Kat. B	 –	 –	 8	 17	 25 
C	 Lastwagen	 36	 24	 1	 16	 77 
CE	 Anhänger an Lastwagen	 –	 –	 –	 12	 12 
C1	 Lastwagen bis 7.5 t + Feuerwehr	 3	 3	 4	 4	 14 
D	 Gesellschaftswagen	 3	 4	 –	 2	 9 
D1	 Kleinbus 	 5	 2	 –	 2	 9 
G / F	 Motorfahrzeuge bis 45 km / h und  
	 landw. Fahrzeuge	 12	 27	 –	 –	 39 
M	 Motorfahrräder	 42	 104	 –	 –	 146

Total		  266	 561	 224	 673	 1'724

 
				    negativ	 positiv	 Total

Kontrollfahrten			   6	 44	 50
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Fahrzeugprüfungen	 Durchgeführte  
	 Fahrzeugprüfungen

Personenwagen	 8'124
Motorräder	 1'055
Landwirtschaftliche Fahrzeuge	 61
Lieferwagen	 894
Gesellschaftswagen	 90
Lastwagen	 518
Arbeitsmotorfahrzeuge	 124
Anhänger	 457
Übrige Fahrzeuge	 139
Technische Änderungen	 377
Import Personenwagen	 300
Import Motorräder	 50
Import übrige Fahrzeugarten	 150

Total	 12'339

Fachbereich Administrativmassnahmen  
(ADMAS)

Die Motorfahrzeugkontrolle ist für den Erlass von Admi-
nistrativmassnahmen bei Verkehrsregelverletzungen so-
wie für Fahreignungsabklärungen im Fürstentum Liech-
tenstein zuständig. Die Auswertung zeigt die getroffenen 
Massnahmen im Berichtsjahr sowie die Anzahl der Wi-
derhandlungen der einzelnen Übertretungsarten. Dabei 
gilt es zu beachten, dass einer verfügten Massnahme 
mehrere Übertretungen zu Grunde liegen können.

Massnahme	 Anzahl

Verwarnung (leichter Fall)	 197
1 Monat Entzug (mittelschwerer Fall)	 90
2 und mehr Monate Entzug (schwerer Fall)	 92
Sicherungsentzug	 134
Aberkennung ausländischer Führerausweise	 78

Total	 591

Gründe der Massnahmen	 Anzahl

Ablenkung (Essen, Telefonieren und dergleichen)	 74
Alkoholabhängigkeit / -missbrauch	 10 
Andere Fahrfehler	 57 
Andere Gründe	 28 
Angetrunkenheit	 44 
Drogensucht	 79 
Entwendung zum Gebrauch	 – 
Fahren ohne Ausweis	 32 
Fahren trotz Entzug / Verbot	 13 
Fahrunfähigkeit Drogeneinfluss	 17 
Fahrunfähigkeit Medikamenteneinfluss	 1 
Geschwindigkeit	 104 
Lernfahrt ohne Begleitperson	 – 
Missachten des Vortritts	 44 
Missachtung von Auflagen	 – 
Nichtbeachten von Signalen	 6 
Nichtbestehen der Prüfung (Kontrollfahrt)	 4 
Nichtbetriebssicheres Fahrzeug	 15 
Nichteignung (Charakter)	 11 
Nichteignung (Krankheit / Gebrechen)	 23 
Nichteignung (psychisch / leistungsmässig)	 12 
Pflichtwidriges Verhalten bei Unfall  
(inkl. Führerflucht)	 27 
Überholen	 21 
Übermüdung, Sekundenschlaf	 2 
Umgehung der Zuständigkeit	 2 
Unaufmerksamkeit	 113 
Unerlaubte Fahrzeugänderung	 – 
Ungenügender Abstand	 12 
Vereitelung der Blutprobe	 20

Total	 771
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Stabsstelle für Sport

Stabsstellenleiter: Jürgen Tömördy

Die Aufgaben der Stabsstelle für Sport umfassen die Un-
terstützung der Regierung in sämtlichen Fragen betreffend 
den Sport, die Leitung der Geschäftsstelle der Sportkom-
mission sowie die Durchführung von Jugend und Sport 
in Liechtenstein. Das Berichtsjahr war geprägt durch den 
Gesetzesprozess (Abänderung des Sportgesetzes) für die 
neuen Sportstrukturen sowie von Projekten im Bereich 
Sportinfrastruktur und Veranstaltungen. Die Abänderung 
des Sportgesetzes wird am 1. Januar 2019 in Kraft treten. 
Der Personalbestand der Stabsstelle für Sport beträgt 230 
Stellenprozente.

Jugend und Sport (J+S)

Jugend und Sport (J+S) ist das staatliche Sportförde-
rungsprogramm in Liechtenstein für den Breitensport. 
Es umfasst die Jugendausbildung für Kinder und Jugend-
liche im Alter von fünf bis 20 Jahren und die Kaderbil-
dung (Ausbildungs- und Weiterbildungsprogramm). Das 
Sportförderprogramm unterstützt ein regelmässiges, 
nachhaltiges und qualitativ gutes Angebot für Kinder und 
Jugendliche.

Jugendausbildung

J+S Jugendausbildung
(Kinder- und Jugendsport)
Jugend und Sport unterscheidet Kurse für 5 bis 10-Jäh-
rige (Kindersport) und 10 bis 20-Jährige (Jugendsport). 
Kindersportangebote sind Kurse mit der Philosophie der 
kindergerechten und vielseitigen Gestaltung. Jugend-
sportkurse werden in den spezifischen Sportarten ange-
boten. Im Berichtsjahr wurden insgesamt 561 Kurse mit 
5'001 Teilnahmen registriert.

	 2018	 2017	 2016	 2015	 2014

Organisationen, Vereine und Verbände	 51	 51	 51	 51	 51
Sportarten	 23	 21	 21	 23	 20
Kurse / Lager	 561	 480	 492	 444	 377
Leitende	 923	 786	 807	 711	 559

Knaben (Teilnahmen)	 3'247	 2'917	 2'870	 2'616	 1'931
Mädchen (Teilnahmen)	 1'754	 1'557	 1'595	 1'616	 1'504

Total (Teilnahmen)	 5'001	 4'474	 4'465	 4'232	 3'435

J+S Schneesportlager
Das Snow-Camp in Damüls ist ein Schneesportlager für 
Jugendliche in den Sportferien, das von der Stabsstelle 
für Sport organisiert wird. Ein kompetentes, von Jugend 
und Sport ausgebildetes Leiterteam begleitet die Jugend-
lichen durch eine abwechslungsreiche Lagerwoche. Die 
sportliche Aus- und Weiterbildung sowie das Gemein-
schaftserlebnis stehen bei diesem Lager im Vorder-
grund. Insgesamt haben 14 Kinder und Jugendliche an 
diesem Lager teilgenommen.

Sportwoche
Die Sportwoche, welche in der Region Sarganserland, 
Werdenberg, Fürstentum Liechtenstein und Bündner 
Herrschaft durchgeführt wird, erfreut sich grosser Be-
liebtheit bei den Jugendlichen. Die Anzahl der Teilneh-
menden aus Liechtenstein hat in den letzten Jahren zu-
genommen. 240 Kinder aus Liechtenstein haben das 
Angebot der Sportwoche angenommen. Neben der orga-
nisatorischen Hilfestellung in Sachen Infrastruktur und 
Leiter unterstützt die Stabsstelle für Sport die Sportwo-
che finanziell mit CHF 2'000.

Kaderbildung
Die Kaderbildung umfasst die Aus- und Weiterbildung 
von J+S-Leiterpersonen, Expertinnen und Experten so-
wie Coaches. Die Stabsstelle für Sport organisierte im 
Berichtsjahr diverse J+S-Kaderbildungskurse in Liech-
tenstein, welche in der nachfolgenden Auflistung darge-
stellt sind:
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Kursart	 Sportart	 Anzahl	 Anzahl	 Anzahl	 Total 
		  Kurse	 Frauen	 Männer	 Total

Grundausbildung	 Fussball	 1	 0	 20	 20
	 Skifahren	 1	 10	 18	 28
	 Lagersport / Trekking	 1	 13	 10	 23
	 Kindersport / Fussball	 1	 1	 17	 18
Weiterbildung 1	 Coach	 1	 10	 9	 19
	 Fussball	 1	 0	 26	 26
	 Lagersport / Trekking	 1	 6	 1	 7
Kindersport	 Einführungskurs für	 1	 19	 8	 27 
	 anerkannte Leiter
Weiterbildung 1	 Bewegungsgrundformen	 1	 17	 8	 25

Total		  9	 76	 117	 193

J+S Aus- und Weiterbildung
Im Berichtsjahr besuchten ca. 200 in Liechtenstein 
wohnhafte Leiterpersonen ein Aus- oder Weiterbildung-
sangebot in Liechtenstein, eines der kantonalen Spor-
tämter der Schweiz oder des Bundesamtes für Sport in 
Magglingen. An J+S-Leiterkursen werden pädagogische, 
methodische und sportartspezifische Grundkenntnisse 
vermittelt. Vereine, die mit J+S zusammenarbeiten, be-
nötigen einen J+S-Coach. Dieser betreut das eingesetzte 
Leiterteam, sichert die Weiterbildung und den Leiter-
nachwuchs, pflegt den Kontakt mit den Eltern und dem 
Vereinsvorstand und sorgt für Nachhaltigkeit und Quali-
tät. Der J+S-Coach ist das Bindeglied zwischen seinem 
Verein und der Stabsstelle für Sport.

Finanzielle Aufwendungen
Für das Förderwerk «Jugend und Sport in Liechtenstein» 
wurde ein Betrag in Höhe von CHF 817'000 aufgewen-
det. Darunter fallen der Grundbeitrag an das Bundesamt 
für Sport, die Kaderbildung (Leiteraus- und Fortbildungs-
kurse) und die Jugendausbildung (Trainings, Lager etc.) 
sowie das Schneesportlager und die Sportwoche.

Akkreditierungsrat

Vorsitzender: Bruno Hälg

Gemäss Art. 18 des Gesetzes über die Akkreditierung 
und Notifizierung, LGBl. 1996 Nr. 82, berät der Akkredi-
tierungsrat die Liechtensteinische Akkreditierungsstelle, 
überprüft vorgenommene Begutachtungen und erarbei-
tet Entscheidungsanträge zuhanden der Akkreditierungs-
stelle. Der Akkreditierungsrat hat im Berichtsjahr keine Sit-
zung abgehalten.
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Dreigliedrige Kommission zur  
Beobachtung des Arbeitsmarktes

Vorsitzender: Christian Hausmann,  
Amtsleiter, Amt für Volkswirtschaft

Mit Schaffung eines Massnahmenpaketes zur Erhaltung 
und Stärkung der Sozialpartnerschaft hat die Regierung 
im April 2007 gemäss § 1173a Art. 111b des Allgemei-
nen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) die Dreigliedrige 
Kommission zur Beobachtung des Arbeitsmarktes bestellt. 
Diese hat die Aufgabe, den Arbeitsmarkt Liechtensteins zu 
beobachten, eventuell vorkommende Missbräuche (wie-
derholte Lohnunterbietungen) festzustellen und dagegen 
Massnahmen zu ergreifen. 

Im Jahr 2018 hat die Dreigliedrige Kommission zur 
Beobachtung des Arbeitsmarktes zweimal getagt. Im Zen-
trum standen die Ausarbeitung eines Geschäftsreglements, 
die Praxis zur Bestimmung der orts- und branchenüblichen 
Löhne bei der Meldebestätigung für Grenzgänger des Aus-
länder- und Passamts sowie die Beobachtung der Branche 
Hauswirtschaft und häusliche Betreuung.

Christian Hausmann trat per Ende 2018 als Leiter des 
Amtes für Volkswirtschaft aus und legte gleichzeitig sein 
Mandat als Mitglied und Vorsitzender der Dreigliedrigen 
Kommission nieder.

Einigungsamt

Vorsitzender: Horst Schädler, Regierungssekretär

Die Aufgabe des Einigungsamtes besteht gemäss dem Ar-
beiterschutzgesetz darin, in Kollektivstreitigkeiten aus dem 
Arbeitsvertrag zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
zu vermitteln. Im Berichtsjahr fand keine Sitzung des Eini-
gungsamtes statt.

Energiekommission

Vorsitzender: Dr. Daniel Risch, 
Regierungschef-Stellvertreter

Gemäss Energieeffizienzgesetz, LGBl. 2008 Nr. 116, berät 
die Energiekommission die Regierung in Fragen der En-
ergiepolitik und nimmt die ihr vom Energieeffizienzgesetz 
übertragenen Aufgaben wahr. Die Energiekommission hat 
im Jahr 2018 fünf Sitzungen abgehalten. 

Die Energiekommission hat Anträge zur Förderung 
von Demonstrations- und anderen Anlagen sowie andere 
Massnahmen zu prüfen und allfällige Förderbeiträge zuzu-
sichern. Sie befasste sich im Berichtsjahr des weiteren mit 
der Umsetzung der Energiestrategie 2020 und dem Pro-
zess für die Erarbeitung der Energievision 2050 und der 
Energiestrategie 2030. 

Die Energiekommission hat im Rahmen des Energieef-
fizienzgesetzes für 28 Gesuche der Kategorie «Andere An-
lagen und andere Massnahmen» Fördermittel von CHF 
1'046'263 (1'600'650) zugesprochen. In diesem Betrag 
sind CHF 231'749 (240'172) für grosse Haustechnikanla-
gen, CHF 176'610 (0) für Photovoltaikanlagen und CHF 
637'904 (1'360'478) für andere Anlagen und andere 
Massnahmen enthalten.

Fachbeirat Geldspiel

Vorsitzender: Dr. George Häberling

Gemäss Art. 80 des Geldspielgesetzes, LGBl. 2010 Nr. 235, 
steht der Fachbeirat der Regierung, dem Amt für Volkswirt-
schaft und der FMA bei allen fachlichen und strategischen 
Fragen des Geldspielwesens zur Seite.

Der Fachbeirat für Geldspiele setzte sich im Berichtsjahr 
wie folgt zusammen:
–	� Dr. George Häberling, Rechtsanwalt, Zug, Vorsitzender
–	� Martin Sychold, Schweizerisches Institut für Rechts-

vergleichung, Lausanne
–	� Manuel Richard, Direktor Lotterie- und Wettkommis-

sion Comlot, Bern
–	� Dr. med. Andreas Canziani, FMH für Psychiatrie und 

Psychotherapie, Zürich

Die Geldspielaufsicht im Amt für Volkswirtschaft ist die 
Geschäftsstelle des Fachbeirats für Geldspiele.

Im Mai tauschten sich der Vorsitzende und der Lei-
ter der Geldspielaufsicht mit dem Leiter der belgischen 
Geldspielaufsichtsbehörde, Herrn Peter Naessens, zu 
Fragen hinsichtlich der Regulierung von Onlinegeld-
spielen aus. Dabei wurden u. a. das belgische Regulie-
rungsmodell, insbesondere die Besteuerung des Online-
marktes, Effizienz von IP-locking, Werbevorschriften und 
-einschränkungen und der Einfluss des Onlinemarktes 
auf die lizenzierten Spielbanken im Detail besprochen.

Der Austausch mit der belgischen Geldspielaufsichts-
behörde war Grundlage für die für Herbst 2018 geplante 
Sitzung des Fachbeirats mit Vertretern von Aufsichtsbe-
hörden und Onlineanbietern aus Dänemark und Schwe-
den. Die Sitzung musste allerdings mangels Verfügbarkeit 
der angefragten Aufsichtsbehörden verschoben werden.
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Kommission für Geodaten- 
infrastruktur GDI-Kommission 
(LGBl. 2011 Nr. 48, Art. 18)

Vorsitzender: Markus Verling,
Amt für Bau und Infrastruktur

Die Aufgaben der GDI-Kommission sind die Koordination 
der Geodateninfrastruktur (GDI), die Beratung der Regie-
rung im Bereich der Geoinformation, die Unterstützung des 
Amtes für Bau und Infrastruktur als nationale und inter-
nationale Anlaufstelle für Geoinformation, die Umsetzung 
von INSPIRE, der Erlass von technischen Rahmenbedin-
gungen sowie Entscheidungen über Anträge der zuständi-
gen Fachstellen. Die GDI-Kommission wurde Ende Oktober 
2017 von der Regierung auf weitere vier Jahre neu bestellt.

Die GDI-Kommission hielt im Berichtsjahr drei Sitzungen 
ab. Folgende Themen wurden durch die Kommission dis-
kutiert bzw. einer Entscheidung zugeführt:
–	� Beratung des Amtes für Bau und Infrastruktur bei 

der Schaffung der ÖREB-Katasterverordnung und der 
Festlegung der Themen für den ÖREB-Kataster

–	� Erarbeitung einen Konzeptes für die Tarifierung von 
Geodaten zusammen mit dem Amt für Bau und Infra-
struktur und Ausarbeitung einer Empfehlung an die 
Regierung zum weiteren Vorgehen 

–	� Beratung des Amtes für Bau und Infrastruktur bei der 
Umsetzung der Gebührenstrategie

–	� Überwachung der INSPIRE-Umsetzung und Geneh-
migung des Monitorings zu Handen der Europäischen 
Umweltagentur

–	� Koordination der Werkleitungsdokumentation und 
Vorschlag für die Dokumentation von privaten Lei-
tungen auf öffentlichem Grund

–	� Beobachtung und Beurteilung internationaler Ent-
wicklungen

Gestaltungskommission  
(Art. 93 Baugesetz)

Vorsitzender: Stephan Banzer,
Amt für Bau und Infrastruktur

Die Gestaltungskommission beurteilt neben Richtplänen 
Überbauungs- und Gestaltungspläne. Die Gestaltungs-
kommission steht dabei der Baubehörde, den Gemeinden, 
den Bauherrschaften und den Baufachleuten in siedlungs-
planerischen Fragen beratend zur Seite. Aufgrund der Stel-
lungnahme der Gestaltungskommission entscheidet das 
Amt für Bau und Infrastruktur über das Bauvorhaben oder 

die bauliche Massnahme. Bei Planungsinstrumenten sind 
diese Stellungnahmen im Genehmigungsverfahren ent-
sprechend zu berücksichtigen. Im Berichtsjahr wurden ins-
gesamt acht Überbauungs- und Gestaltungspläne beraten 
sowie Empfehlungen an die beauftragten Planenden und 
die Gemeindebehörden abgegeben.

Planungen und Projekte
In den Sitzungen befasste sich die Gestaltungskommis-
sion mit den eingereichten Planungen, Projekten und 
Anfragen. Es wurden vorwiegend Planungsinstrumente 
wie Überbauungs- und Gestaltungspläne in den Gemein-
den Vaduz, Triesen und Schaan behandelt. Zudem sind 
Besprechungen mit Gemeindebaubehörden, Planenden 
und Bauherrschaften geführt worden. Diese Gespräche 
dienen zur Vorbereitung der Kommissionssitzungen wie 
auch zur Umsetzung der Beratungsergebnisse der Ge-
staltungskommission. Trotz zunehmender Komplexität 
der einzelnen Projekte und Aufgabenstellungen konnte 
eine effiziente Erledigung der Anfragen erreicht werden. 
Folgende Projekte wurden beraten:

Vaduz
Gebiet Quäderli: Ein Gestaltungsplan, der eine Wohnbe-
bauung vorsieht.

Gebiet Ebaholz: Zwei Gestaltungspläne mit Bebau-
ungen, die eine Mischnutzung mit Wohnen, Gewerbe 
und Dienstleistung vorsehen.

Gebiet Bangarta: Ein bestehender Überbauungsplan, 
der aufgrund geänderter Verhältnisse eine Anpassung 
vorsieht.

Gebiet Rütti: Ein bestehender Gestaltungsplan, der auf-
grund geänderter Verhältnisse eine Anpassung vorsieht.

Triesen
Gebiet Underdorf: Ein Gestaltungsplan mit Bebau-
ungen, der eine Mischnutzung mit Wohnen, Gewerbe 
und Dienstleistung vorsieht.

Gebiet Underdorf: Ein Überbauungsplan, der die gene-
relle Festlegung von Baulinien im Ortszentrum vorsieht.

Schaan
Gebiet Egerta: Ein bestehender Überbauungsplan, der 
aufgrund geänderter Verhältnisse eine Anpassung vor-
sieht.



|  375

INFRASTRUKTUR, WIRTSCHAFT UND SPORT

Kommission für Energiemarkt- 
aufsicht (EMK)

Vorsitzender: Dr. Stefan Wenaweser

Gemäss dem Gesetz über den Elektrizitätsmarkt (EMG), 
LGBl. 2002 Nr. 144, und dem Gesetz über den Erdgas-
markt (GMG), LGBl. 2003 Nr. 218, berät die Kommission 
für Energiemarktaufsicht (EMK) die Regierung in grund-
sätzlichen oder sonst bedeutsamen Fragen der Elektrizi-
täts- und Energiemarktpolitik, erlässt bei Bedarf Richtlinien 
für eine transparente, nicht diskriminierende und kosten-
orientierte Berechnung der Preise, genehmigt Durchlei-
tungspreise und Bedingungen für die Einspeisung aus 
Erzeugungsanlagen sowie der Benutzung von Verbin-
dungsleitungen, entscheidet über die Verweigerung des 
Zugangs zu liechtensteinischen Netzen und übernimmt die 
Schlichtung von Streitfällen. 

Im Berichtsjahr wurden vier Sitzungen abgehalten und 
diverse Agenden im Zirkularweg behandelt. Die EMK hat 
im Berichtsjahr verschiedene aktuelle Fragestellungen und 
eingehende Anfragen bearbeitet bzw. an die zuständigen 
Stellen weitergeleitet. Ein Thema war die Vorbereitung zur 
Umsetzung des 3. Liberalisierungspaketes der EU für den 
Strom- und Gasmarkt.

Ausserdem hat sich die EMK mit der vorgesehenen 
periodischen Berichterstattung an die ESA in einem Ener-
giemarktbericht für 2017 der liechtensteinischen Regulie-
rungsbehörde für den Strom- und Erdgasmarkt befasst und 
diesen Bericht verabschiedet.

Medienkommission

Vorsitzender: Gaston Jehle

Die Aufgaben der Medienkommission sind im Medienge-
setz (MedienG) vom 19. Oktober 2005, LGBl. 2005 Nr. 250, 
sowie im Medienförderungsgesetz (MFG) vom 21. Septem-
ber 2006, LGBl. 2006 Nr. 223, geregelt. Laut Gesetz vom 
23. Oktober 2003 über den Liechtensteinischen Rundfunk 
(LRFG), LGBl. 2003 Nr. 229, obliegt der Medienkommis-
sion zudem die rechtliche Kontrolle über den Rundfunk. 

Die Medienkommission setzte sich im Berichtsjahr wie 
folgt zusammen:
–	� Gaston Jehle, Planken (Vorsitzender ab 1. März 2018)
–	� Jnes Rampone-Wanger, Vaduz, stellevertretende Vor-

sitzender (ab 1. März 2018)
–	� Isabell Rüdt-Robert, Zürich (ab 1. März 2018)
–	� Leila Frick-Marxer, Balzers (ab 1. März 2018)
–	� Petra Vogt, Balzers (bestehend) 
–	� Gustav Gstöhl, Eschen, Ersatzmitglied (ab 1. März 2018)

–	� Karin Zech-Hoop, Eschen, Ersatzmitglied (ab 1. März 
2018)

Das Amt für Kommunikation ist die Geschäftsstelle der 
Medienkommission. 

Die Medienkommission traf sich 2018 zu sieben (neue 
Medienkommission) Sitzungen. An diesen Sitzungen hat 
die Kommission über die Verteilung der Gelder für die 
Medienförderung beraten und die entsprechenden Ent-
scheide ausgefertigt. Anhand eines standardisierten Jah-
reslohns wird die direkte Medienförderung berechnet, 
mit welcher die journalistische Leistung der Medienmit-
arbeitenden von Medienunternehmen gefördert wird. 
Die Medienkommission behandelte vier Anträge von Me-
dienunternehmen auf direkte und indirekte Medienför-
derung für insgesamt neun Medienerzeugnisse.

Direkte Medienförderung (Abgeltung der journalisti-
schen Leistung) wurde an vier Medienunternehmen für 
insgesamt neun Medienerzeugnisse ausgerichtet. Die 
Fördersumme betrug total CHF 1.22 Mio. Der Budgetbe-
trag von CHF 1.3 Mio. wurde nicht ausgeschöpft.

Indirekte Medienförderung für die Aus- und Weiter-
bildung wurde an zwei Medienunternehmen ausgerich-
tet. Die Fördersumme in diesem Bereich betrug total 
CHF 47'007. Der Budgetbetrag von CHF 60'000 wurde 
somit nicht ausgeschöpft.

Indirekte Medienförderung für den Verbreitungsauf-
wand wurde an vier Medienunternehmen ausgerichtet. 
Der Förderbetrag belief sich auf insgesamt CHF 465'009. 
Der Budgetbetrag von CHF 480'000 wurde somit nicht 
ausgeschöpft. Insgesamt wurden im Jahr 2018 CHF 
1'732'016 an Fördergeldern gesprochen.

Gaston Jehle, Jnes Rampone-Wanger und Leila Frick-
Marxer haben an einem Arbeitstreffen mit Regierungs-
chef-Stellvertreter Dr. Daniel Risch teilgenommen.

Prüfungskommission für das  
Gastgewerbe

Vorsitzender: Karl-Heinz Oehri, 
Amtsleiter-Stellvertreter, Amt für Volkswirtschaft

Gestützt auf die Verordnung vom 12.  Dezember 2006 
über die fachliche Eignung im Gastgewerbe, LGBl. 2006 
Nr. 254, besteht die Gastwirteprüfung aus den Fächern 
Rechtskunde sowie Lebensmittelrecht und Lebensmittelhy-
giene. Bei genügend Anmeldungen wird die Prüfung jähr-
lich zweimal durchgeführt. Die bestandene Prüfung bildet 
den Nachweis der fachlichen Eignung zur selbständigen 
Führung eines gastgewerblichen Betriebes nach den Be-
stimmungen des Gewerbegesetzes, LGBl. 2006 Nr. 184. 
Die Prüfungskommission setzt sich aus einem Vertreter 
des Amtes für Volkswirtschaft als Vorsitzenden, einem Ver-
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Die bestandene Meisterprüfung bildet die fachliche 
Grundlage zur Ausübung des Gewerbes als Güter- und Per-
sonenkraftverkehrsunternehmer im Sinne von Art. 7 des 
Strassentransportgesetzes, LGBl. 2006 Nr. 185. Eine fach-
liche Eignung müssen Transportunternehmer nachweisen, 
welche Güter- und Personentransporte mit Fahrzeugen 
oder Fahrzeugkombinationen ausüben, deren zulässiges 
Gesamtgewicht über 3.5 Tonnen beträgt. 

Die Prüfungen finden nach Bedarf statt. Aufgrund man-
gelnder Interessenten wurde im Jahr 2017 keine Prüfung 
abgehalten. Die letzte Prüfung fand im Jahr 2004 statt. Die 
wenigen Gesuchsteller eignen sich die fachlichen Voraus-
setzungen zur Führung eines Güter- und Personenkraftver-
kehrsunternehmens zunehmend im Ausland an.

Sportkommission

Präsident: Peter Näff

Die Sportkommission beschäftigt sich mit allen Belangen 
des Sports. Ihre Hauptaufgaben sind die Beratung der Re-
gierung in allen grundsätzlichen oder bedeutsamen Fra-
gen des Sports, die Entscheidung über die Ausrichtung 
von Förderbeiträgen, die Durchführung von «Jugend und 
Sport» sowie die Beschlussfassung des jährlichen Bud-
gets der Sportförderung zu Handen der Regierung. Fer-
ner erfüllt die Sportkommission eine wichtige Funktion in 
(sport-)politischer Hinsicht, da durch die Zusammenset-
zung dieses Gremiums den Anliegen der zentralen Sportin-
stitutionen im Bereich des privaten Sports (Liechtenstein 
Olympic Committee), von Jugend und Sport (J+S) und des 
Schulsports (Schulsportinspektor) Gehör verschafft werden 
kann.

Die Sportkommission setzt sich wie folgt zusammen:
–	� Peter Näff, Präsident
–	� Hansjörg Lingg, Vizepräsident
–	� Barbara Miller
–	� Jürgen Kühnis
–	� Isabel Fehr (LOC)
–	� Stefan Marxer (LOC)
–	� Beat Wachter (LOC)
–	� Christian Fischer (beratend)
–	� Jürgen Tömördy (beratend)

Mit der am 1. Januar 2019 in Kraft tretenden Abänderung 
des Sportgesetzes wird die Sportkommission aufgelöst 
und die Aufgaben der Sportkommission werden ander-
weitig aufgeteilt.

treter des Amtes für Lebensmittelkontrolle und Veterinär-
wesen, einem Rechtsexperten sowie zwei Delegierten aus 
dem Gastgewerbe zusammen. Die letzte Bestellung der 
Kommission erfolgte am 18. November 2018 für 4 Jahre.

Im Berichtsjahr (Vorjahr) wurden 2 (2) Gastwirteprü-
fungen durchgeführt. Zur Prüfung angetreten sind insge-
samt 60 (62) Kandidatinnen und Kandidaten, davon 2 (5) 
Repetenten. Insgesamt haben 49 (51) Kandidatinnen und 
Kandidaten die Prüfung bestanden und den Befähigungs-
ausweis zur Führung eines gastgewerblichen Betriebes ge-
mäss Art. 13 f. Gewerbegesetz erhalten.

Prüfungskommission für die  
Gefahrgutbeauftragten

Vorsitzender: Wilfried Hauser, 
Amt für Volkswirtschaft

Gemäss Art. 6 der Verordnung vom 19. April 2011 über die 
fachliche Eignung des Gefahrgutbeauftragten, LGBl. 2011 
Nr. 149, bereitet die Prüfungskommission die Prüfungen 
vor und führt diese auch durch.

Die Prüfungskommission für Gefahrgutbeauftragte hat 
im Berichtsjahr keine Prüfung durchgeführt und keine Sit-
zung abgehalten.

Prüfungskommission für die  
Prüfung der fachlichen Eignung 
zur Führung eines Güter-  
und Personenkraftverkehrs- 
unternehmens

Vorsitzender: Karl-Heinz Oehri, 
Amtsleiter-Stellvertreter, Amt für Volkswirtschaft

Gestützt auf die Verordnung über die Prüfung der fach-
lichen Eignung zur Führung eines Güter- und Personen-
kraftverkehrsunternehmens, LGBl. 1996 Nr. 166, ist die 
Kommission für die Organisation, Durchführung und Auf-
sicht der Fachprüfung zuständig.

Die Prüfungskommission setzt sich aus zwei Vertretern 
des Amtes für Volkswirtschaft und je einem Vertreter der 
Landespolizei, der Motorfahrzeugkontrolle und der Wirt-
schaftskammer zusammen. Ein Vertreter des Amtes für 
Volkswirtschaft führt den Vorsitz. Die Kommission ist von 
der Regierung am 21. November 2017 für 4 Jahre bestellt 
worden.



|  377

INFRASTRUKTUR, WIRTSCHAFT UND SPORT

Breitensportförderung

Jahresbeiträge an die Sportverbände
Die Förderung des Breitensports erfolgt unter ande-
rem durch die Auszahlung von Jahresbeiträgen an die 
Sportverbände und Einzelvereine, die der Bevölkerung 
die Sportausübung im Sinne der Förderung der Volks-
gesundheit, der körperlichen Ertüchtigung und der sinn-
vollen Freizeitgestaltung ermöglichen. Für 42 Verbände 
konnten Jahresbeiträge in einer Gesamthöhe von CHF 
432'000 ausgeschüttet werden.

Verbandsbeiträge für FL-Sportschüler
Die Sportschule Liechtenstein bietet Sportschülern Rah-
menbedingungen für eine optimale Förderung an, welche 
die Vereinbarkeit von Schule und Leistungssport sicher-
stellt. Insgesamt 74 Sportschüler in den Sportarten Fuss-
ball, Eislaufen, Skifahren, Langlauf, Tennis, Radfahren, 
Judo, Schwimmen, Volleyball und Springreiten haben das 
Schuljahr 2017 / 2018 vollumfänglich absolviert. Die Ver-
bände haben insgesamt eine Unterstützung in Höhe von 
CHF 330'000 zur Förderung ihrer Sportschüler erhalten.

Weitere Förderbereiche im Breitensport
Die Sportkommission unterstützte im Berichtsjahr des 
Weiteren folgende Breitensportorganisationen und Ak-
tivitäten
–	� Veranstaltungen und Wettkämpfe von Special Olym-

pics
–	� Konditionstraining für jedermann / frau
–	� Unterstützung von Infrastruktur und Unterhalt (Verein 

Valünalopp, Leichtathletikanlage Schaan)
–	� Behindertenverband zur Förderung des Behinderten-

sports
–	� Bewegungs- und Sportanlass slowUp Werdenberg-

Liechtenstein
–	� Jugendsportlager Tenero
–	� Projekt «Halle für Alle»

Spitzen- und Leistungsportförderung

Internationale Wettkämpfe im Ausland
21 Sportverbände haben ihre Athletinnen und Athleten 
an Welt-, Europameisterschaften sowie an internationale 
Wettkämpfe im Ausland beschickt. Es werden nur För-
derbeiträge an internationale Wettkämpfe im Ausland 
gesprochen, die in Elite-, Nachwuchs oder Jugendkate-
gorien ausgetragen werden. Die Beschickungen der Ver-
bände konnten mit Förderbeiträgen von CHF 150'000 
unterstützt werden.

Internationale Sportveranstaltung in Liechtenstein
Insgesamt wurden 11 Verbände bzw. Organisationen für 
die Durchführung von internationalen Veranstaltungen 
in ihren Sportarten unterstützt. Die Internationalen Ver-
anstaltungen lösten im Berichtsjahr einen Gesamtbeitrag 
in Höhe von CHF 120'000 aus.

–	� Alpenverein: Jugendweltmeisterschaft im Eisklettern
–	� Skiverband: Internationale FIS-Rennen in Malbun und 

die Skilanglauf Schweizermeisterschaften in Steg
–	� Radfahrerverband: Swiss Bike Cup und das internatio-

nale Kriterium «Rund um den Weiherring»
–	� Leichtathletikverband: Europäische Kleinstaatenmei-

sterschaften der Leichtathleten und der LGT Alpin Ma-
rathon

–	� Volleyballverband: Verschiedene int. Wettkämpfe (Be-
ach- und Hallenvolleyball) 

–	� Schachverband: Int. Jugendturnier
–	� Squash Verband: Squash Junior Open 
–	� Fussballverband: UEFA U19-Qualifikationsturnier zur 

Europameisterschaft 2019 der Frauen
–	� Modellfluggruppe Liechtenstein: Int. Freundschafts-

fliegen Motorkunstflug in Bendern
–	� Verein internationaler Sport in Liechtenstein (ISL): 

Golden Fly Series in Schaan
–	� Weltqualifikationsevent im Pump Track in Balzers

Spitzen- und Leistungssportförderung
Der Spitzensportausschuss ist ein Gremium der Sport-
kommission mit sieben stimmberechtigten Mitgliedern 
aus Vertretern der Sportkommission (Vorsitzender Peter 
Näff und Barbara Miller), der Privatwirtschaft (René B. 
Ott), der Trainer (Daniel Hasler), der Athleten (Julia Hass-
ler) und des Liechtenstein Olympic Committee (Flurin 
Dermon und Marcel Heeb). Der Spitzensportausschuss 
gibt Empfehlungen zur Einstufung von Spitzen- und Lei-
stungssport Förderathleten ab. Insgesamt haben 20 Ath-
leten (5 Winter und 15 Sommer) in den Sportarten Ski 
Alpin und Langlauf, Eiskunstlauf, Squash, Tennis, Kick-
boxen, Motorkunstflug, Duathlon, Judo, Schwimmen, 
Springreiten und die Teamsportart Synchronschwimmen 
eine Förderung für den Spitzen- und Leistungssport von 
insgesamt CHF 180'000 erhalten. Neben der Förderung 
an die Einzelsportler erhalten die Verbände, die staat-
lich geförderte Spitzen- und Leistungssportler in ihren 
Kadern haben, eine Unterstützung. Im Berichtsjahr wur-
den zehn Verbände mit einem Verbandsbeitrag für Spit-
zen- und Leistungssportler in der Gesamthöhe von CHF 
102'000 gefördert.

Prämien und Auszeichnungen
Jovan Prvulj (3. Rang Europameisterschaft Kickboxen), 
Lea Beck (3. Rang an der Jugendweltmeisterschaft – Eis-
klettern), Tina Weirather (3. Rang Super G und 4. Rang 
Abfahrt Olympische Spiele sowie Sportlerin des Jahres), 
Christoph Meier (Sportler des Jahres) und das Synchron-
schwimmteam Lara Mechnig und Marluce Schierscher 
(Mannschaft des Jahres) wurden in Form einer Prämie 
ausgezeichnet.
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Jahresbericht Schulsport 2018

Schulsportinspektor: Christian Fischer

Freiwilliger Schulsport
Im Berichtsjahr konnten in der Primarstufe zwölf Kurse 
mit 163 Teilnehmern durchgeführt werden. Auf der Se-
kundarstufe I wurden landesweit vier Kurse mit 38 Schü-
lern angeboten. Dieses fakultative Angebot ergänzt den 
obligatorischen Schulsport und wird von den Schülern in 
ihrer Freizeit besucht. Es bietet eine gute Grundlage, um 

koordinative Fertigkeiten optimal zu entwickeln und das 
Bewegungsrepertoire zu erweitern.

Schulsportwettkämpfe und Veranstaltungen
Die nationalen Schulsportmeisterschaften erfreuen sich 
weiterhin grosser Beliebtheit. Bemerkenswert ist die 
Teilnehmerzahl an den Liechtensteiner Schulsportmei-
sterschaften. Insgesamt gingen 1'146 Schülerinnen und 
Schüler im Alter von 10 bis 16 Jahren in neun verschie-
denen Sportarten an den Start.

Sekundarstufe	 Mädchen	 Mädchen	 Knaben 	 Knaben	 Total	 Total 
	 Teams	 Teilnehmende	 Teams	 Teilnehmende	 Teams	 Teilnehmende

Basketball	 8	 61	 9	 65	 17	 126
Unihockey	 4	 27	 6	 37	 0	 64
CS Cup	 17	 153	 29	 261	 46	 414
Volleyball	 9	 40	 7	 35	 16	 75
Freestyle Turmspringen		  20		  20		  40
Showtime	 10	 110			   10	 110

Total	 48	 411	 51	 418	 99	 829

Primarschule	 Mädchen	 Mädchen	 Knaben	 Knaben	 Total	 Total 
	 Teams	 Teilnehmende	 Teams	 Teilnehmende	 Teams	 Teilnehmende

Mattenhandball	 3	 17	 4	 22	 7	 39
Leichtathletik (Olympic Day)						      243
Rutschevent im Schwimmbad		  20		  10		  30

Total	 3	 37	 4	 32	 7	 312
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Der Olympic Day mit einem attraktiven Rahmenpro-
gramm für die Primarstufe ist in Kooperation mit dem 
LOC erstmalig im Juni 2018 durchgeführt worden. Mit 
knapp 250 Teilnehmern sowie vielen ehemaligen und ak-
tiven Olympiateilnehmern ist er als voller Erfolg zu wer-
ten.

Im Berichtsjahr wurden keine Teams zum schweize-
rischen Schulsporttag sowie zu den Weltsportspielen der 
ISF entsendet.

Liechtenstein Olympic Committee (LOC)

Jahresbeitrag an den LOC
Das Liechtenstein Olympic Committee erhielt gemäss 
Leistungsvereinbarung mit der Regierung einen Jah-
resbeitrag von CHF 820'000 aus der Sportförderung, 
welcher für Administrationskosten der Geschäftsstelle, 
Dienstleistungen, Ausbildungen, Breitensportaktivitäten, 
Kommunikation, PR, Veranstaltungen und Repräsentati-
onen eingesetzt wird.

Wettkampfvorbereitungen
Die Sportkommission hat für Wettkampfvorbereitungen 
(Kleinstaatenspiele, EYOF, Olympische Spiele, YOG, Eu-
ropean Games) dem LOC einen Pauschalbetrag in Höhe 
von CHF 210'000 zur Verfügung gestellt. Entsprechende 
Verbände erhalten vom LOC Unterstützung für mehrjäh-
rige Vorbereitungsprojekte von olympischen Wettkämp-
fen.

Medical Team
Athleten aus diversen Verbandskadern haben die me-
dizinischen Dienstleistungen des LOC in Anspruch ge-
nommen. Diese umfassen Leistungstests, sportärztliche 
Untersuchungen, Ernährungsberatung, ein Reha-Projekt 
für Langzeitverletzte, Mentaltraining und Athletiktrai-
ning. Der Aufwand für die sportmedizinischen Dienstlei-
stungen und Untersuchungen wurde aus der Sportförde-
rung mit CHF 60'000 unterstützt.

Olympische Winterspiele PyeongChang 2018
An den Olympischen Winterspielen in PyeongChang 
2018 nahmen eine Athletin und zwei Athleten aus Liech-
tenstein teil. Höhepunkt der Mission war der Gewinn 
der Bronzemedaille im Super G durch Tina Weirather. 
Die Beschickung wurde mit einem Betrag in Höhe von 
155'624 aus dem Sportbudget unterstützt.

Youth Olympic Games in Buenos Aires
Liechtenstein wurde an den Youth Olympic Games in Bu-
enos Aires von einer Tennisspielerin und zwei Schwim-
mern vertreten. Sie wurden in die Delegation von Swiss 
Olympic integriert und von zwei Trainern begleitet. Die 
Sportkommission finanziert mit CHF 25'000 einen Teil 
der Ausgaben.

Dopingprävention / Dopingkontrollen
Im Berichtsjahr hat das LOC gemäss Auftrag der Sport-
kommission verschiedene Trainingskontrollen durch-
geführt. Ein Vertrag zwischen Antidoping Schweiz und 
dem LOC regelt die Durchführung von Dopingkontrollen 
und die Sanktionierung von Dopingvergehen. Die anfal-
lenden Kosten für die Dopingkontrollen wurden aus der 
Sportförderung mit CHF 45'925 finanziert. Der Landes-
beitrag an die WADA – World Anti-Doping Agency – be-
lief sich auf CHF 8'835.


